
Wenn es darum geht, aus
den Bürgern auch das

Letzte herauszuholen, kennen
der Erfindungsreichtum und die
Dreistigkeit der Steuerverwal-
tung keine Grenzen. Nun trifft
es den ADAC und seine knapp 19
Millionen Mitglieder. Bayerische
Steuerprüfer sind im Rahmen
einer Betriebsprüfung der Jahre
2007 bis 2009 zu dem Schluss ge-
kommen, der Verein müsse für
diesen Zeitraum eine halbe Mil-
liarde Euro Versicherungssteuer
nachzahlen. Ihre Argumenta-
tion: Da die Mitgliedschaft die
Unfall- und Pannenhilfe beinhal-
tet, begründe sie „ein versiche-
rungssteuerrechtlich relevantes
Versicherungsverhältnis“. Die
Versicherungssteuer ist eine
Bundessteuer und wird in Höhe
von derzeit 19 Prozent auf die
Jahresprämie erhoben und auto-
matisch von den Versicherungs-
unternehmen für ihre Kunden
abgeführt. Auf diese Weise
nimmt der Bund jährlich rund
zehn Milliarden Euro ein.
Steuerbeamte gehen davon

aus, dass etwa 70 Prozent der
Club-Beiträge der Pannenhilfe
zuzurechnen sind. Der normale
Jahresbeitrag beträgt 49 Euro,
wovon nach dieser Rechnung
rund 34 Euro auf die Pannen-
hilfe entfallen. Darauf wären
6,46 Euro Versicherungssteuer
fällig, die der ADAC notgedrun-
gen auf den Jahresbeitrag auf-
schlagen müsste. Den Gedanken,
die Pannenhilfe als Versiche-
rungsleistung zu werten, könnte
man ins Groteske steigern und
auch Beiträge zu Schwimm- und
Sportvereinen besteuern.
Schließlich ist Schwimmen die
beste Versicherung gegen das
Ertrinken und Leibesübungen
schützen vor Herzinfarkt. Wenn
Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble nicht 19 Millionen
Wähler gegen sich aufbringen
will, sollte er diesen Steuerirrsinn
schleunigst stoppen.

JAN HEITMANN:

Steuerirrsinn

Polternde Propaganda
Ukraine: Im Kampf um die Macht wird das Recht zur strategischen Waffe

Eine erneute Spaltung Europas
steht kurz bevor, und nur Berlin
könnte dies verhindern, verwei-
gert jedoch die Vermittlerrolle.

Die Diplomatie ist am Ende,
wenn keine Seite mehr bereit ist,
auf die Belange der anderen ein-
zugehen. Dieser Zustand scheint
zwischen Russland auf der einen
und den USA sowie den Ländern
der EU samt Deutschland auf der
anderen Seite erreicht zu sein. Die
Positionen wirken unverrückbar
und die Sprache ist die der pol-
ternden Propaganda. 
Beide werfen einander Bruch

des Rechts vor – und sie haben
beide Recht: Die westliche Seite
wirft Russland vor, entgegen dem
Völkerrecht den Anschluss der
Krim zu betreiben. Der Vorwurf
trifft zu, denn auch eine Volksab-
stimmung in einem Teil eines sou-
veränen Staates vermag nicht die

Rechtsgrundlage für den Wechsel
der Staatszugehörigkeit zu legen.
Dafür müsste der bisherige Staat,
hier die Ukraine, dem zustimmen,
was nicht zu erwarten ist.
Moskau kontert, dass die

Ukraine von einer illegalen Regie-
rung beherrscht werde. Auch das
ist richtig, denn
die Weise, in wel-
cher der bishe-
rige Präsident
Janukowitsch ge-
stürzt wurde, 
widerspricht ein-
deutig der ukrai-
nischen Verfassung.
Die Verteidiger der neuen

Machthaber in Kiew wenden ein,
der Verfassungsbruch sei notwen-
dig geworden als Reaktion auf eine
besondere, „revolutionäre“ Situa-
tion. Genau dies aber, nämlich
eine Art Ausnahmezustand, kla-
gen Moskau und die russische

Mehrheit auf der Krim auch für
die Bewohner der Halbinsel ein,
weshalb auch ihnen das Recht zu-
gestanden werden müsse, das le-
gale Recht zu dehnen, um ihr
legitimes Selbstbestimmungsrecht
auszuüben.
Ehrlich verhält sich keine der

beiden Seiten. Es
geht um Macht,
das Recht wird
nach Bedarf be-
müht oder igno-
riert.
Tragisch ist,

dass sich Berlin
in dieser verfahrenen Lage nicht
aus der Deckung wagt und sich
stattdessen mehr und mehr in die
versteinerte Position Washingtons
fügt, das seine Weltmachtinteres-
sen vorantreibt unter dem Mantel
eines Völkerrechts, das es im Irak
2003 ebenso gebrochen hat wie
Deutschland im Kosovo 1999. 

Diejenigen, die Deutschland al-
lein an der Seite der USA sehen
wollen, warnen davor, Berlin dürfe
nicht in eine „gefährliche Schau-
kelpolitik“ verfallen, die „den We-
sten“ schwäche. Wer so redet, hat
die erneute Spaltung Europas im
Geiste bereits vollzogen. Denn
Russland lässt diese Denkweise
nur offen, sich entweder auch den
USA zu unterwerfen oder sich als
„Reich des Bösen“ vom Westen zu
isolieren und allein China zuzu-
wenden.
Deutschlands Aufgabe als euro-

päische Zentralmacht wäre es,
genau dies zu verhindern, indem
es eine vermittelnde Position ein-
nimmt – nenne man es „Schaukel-
politik“ oder anders. Im Moment
deutet aber leider wenig darauf
hin, dass Berlin diese Aufgabe
schultern will. Für Europa wird
diese Verweigerung üble Folgen
haben. Hans Heckel
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Ukrainer setzen voll auf den Westen: Washington soll das Land als neue Vormacht vor Russland schützen Bild: Getty

Deutschland soll zahlen
US-Stratege: EU und Berlin müssen Ukraine »wiederaufbauen«

Unechte »Demokratisierung«
Warum weder Schulz noch Juncker EU-Kommissionspräsident wird

Der ehemalige US-Sicher-
heitsberater Zbigniew Brze-
zinski fordert von

Deutschland eine zentrale Rolle
beim „Wiederaufbau“ der wirt-
schaftlich ruinierten Ukraine.
Brzezinski war Sicherheitsberater
von Präsident Jimmy Carter (1977–
1981) und gilt seither als einer der
einflussreichsten Köpfe unter den
Globalstrategen der USA sowie als
scharfer Gegner des Kreml.
Deutschland sei die Führungs-

macht der EU, und wenn die EU
eine ernsthafte Rolle in der Welt
spielen möchte, dann könne sie
jetzt in der Ukraine damit anfan-
gen, so der Stratege mit polnischen
Wurzeln im Interview mit der In-
ternet-Plattform „The World Post“.

Brzezinski hat in seinem Buch
„Die einzige Weltmacht“ aus dem
Jahre 1997 jene Grundzüge der
US-Weltmachtpolitik sichtbar ge-
macht, die sich auch in diesem

jüngsten Vorstoß beispielhaft wi-
derspiegeln. Danach ist es für Wa-
shington entscheidend, dass die
fünf wesentlichen Mächte Eura-
siens, China, Indien, Russland,
Frankreich und Deutschland, keine
Bündnisse unter Ausschluss der
USA schließen. Da Russland sich
weigert, die US-Hegemonie anzu-

erkennen, muss es Brzezinski fol-
gend das Ziel der USA sein, einen
Keil zwischen Berlin und Moskau
zu treiben. Er räumt ein, dass die
USA ihre Weltmachtposition
immer weniger aus eigenen Mit-
teln finanzieren könnten, weshalb
sie das Geld anderer Länder für
sich einspannen müssten. Deut-
sches Geld für eine US-hörige Kie-
wer Führung folgt diesem Konzept.
Deutschland muss nach „Die ein-

zige Weltmacht“ im US-Interesse
überdies daran gehindert werden,
eine „Mitteleuropa-Perspektive“
als eigenständiger Machtpol aufzu-
bauen. Passend: EU und Nato, so
heißt es stets in Politikerreden, die-
nen auch und vor allem der „Ein-
bindung“ Deutschlands. H.H.

Der Spitzenkandidat der So-
zialdemokraten für die EU-
Wahl am 25. Mai, Martin

Schulz, geht offenbar in seiner
Rolle als Wahlkämpfer auf. Bei
jeder sich bietenden Möglichkeit
bringt sich der EU-Parlamentsprä-
sident in Position, um für sich als
Nachfolger von EU-Kommissions-
präsident José Manuel Barroso zu
werben. Neben dem Deutschen
Schulz hofft auch der Luxembur-
ger Jean-Claude Juncker auf diesen
Posten und rechnet damit, dass die
konservativen Parteien ihn als
ihren Spitzenkandidaten ins Ren-
nen schicken. Und auch in den
Medien werden die beiden Politi-
ker als potenzielle Barroso-Nach-
folger dargestellt. 

Doch inzwischen zeichnet sich
ab, dass weder der eine noch der
andere wirklich eine Chance auf
den Posten hat. Zwar darf das EU-
Parlament laut EU-Vertrag von Lis-

sabon in diesem Jahr erstmals ein
Wörtchen bei der Wahl des EU-
Kommissionspräsidenten mitre-
den, doch das Vorschlagsrecht
haben noch immer die EU-Regie-
rungschefs. Und von denen kön-
nen gleich einige weder mit Schulz
noch mit Juncker. So hat schon die
deutsche Kanzlerin sich nur sehr

zögerlich für Juncker ausgespro-
chen, der britische Premier David
Cameron macht jedoch kein Ge-
heimnis daraus, dass dieser für ihn
nicht infrage kommt. Auch in Paris
blickt man skeptisch auf die Spit-
zenkandidaten der beiden großen
Parteienblöcke im EU-Parlament. 
Und so sind inzwischen neue

Namen im Wettkampf um Barro-
sos Nachfolge genannt worden. So
sähe beispielsweise London gern
IWF-Chefin Christine Lagarde
oder den irischen Premier Enda
Kenny auf dem Posten. Und so
darf das EU-Parlament am Ende
nur zwischen den Bewerbern
wählen, die die EU-Regierungs-
chefs im Hinterzimmer ausgekun-
gelt haben. Bel

Brzezinski offenbart
das Kalkül der USA

EU-Regierungschefs-
haben Vorschlagsrecht
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Streit um
Mindestlohn

Berlin – Gar nicht einheitlich ist
die Meinung des Gewerkschaftsla-
gers zur Höhe des Mindestlohnes.
Während der Vorsitzende der
stark vom öffentlichen Dienst ge-
prägten Dienstleistungsgewerk-
schaft verdi, Frank Bsirske, for-
dert, 2015 bereits mit einem Min-
destlohn von zehn Euro anzufan-
gen, sieht sich der Vorsitzende der
Industriegewerkschaft Bergbau,
Chemie, Energie (IG BCE), Mi-
chael Vassiliadis, offenkundig stär-
ker dazu gezwungen, auf die
Grenzen der Belastbarkeit der
Wirtschaft Rücksicht zu nehmen.
So plädiert er dafür, es erst einmal
bei den von der Großen Koalition
geplanten 8,50 Euro zu belassen
und die Wirkung auf den Arbeits-
markt zu bewerten. Später könne
der Mindestlohn dann immer
noch erhöht werden. M.R.

Die Schulden-Uhr:

Wachsender
Außenhandel 

Ein höheres Steueraufkom-
men als erwartet und da-

mit zusätzliches Potenzial für
die Bekämpfung des staat-
lichen Schuldenberges lassen
die neuesten Zahlen aus der
Wirtschaft für den Januar ver-
muten. Im ersten Monat dieses
Jahres hat die Bundesrepublik
2,2 Prozent mehr exportiert als
im Vormonat. Das ist das größ-
te Exportwachstum seit Mai
2012. Exportiert wurden Wa-
ren im Werte von 90,7 Milliar-
den Euro. Der Anstieg der Ex-
porte in die Euro-Zone war mit
3,2 Prozent niedriger als der in
die EU-Länder ohne Euro mit
9,1 Prozent, aber höher als der
ins nicht zur EU gehörende
Ausland mit -0,4 Prozent. Dem
gestiegenen Export steht eine
noch stärkere Importsteige-
rung um 4,1 Prozent gegen -
über. M.R.

2.033.044.371.007 €
Vorwoche: 2.032.746.010.313 €
Verschuldung pro Kopf: 25.161 €
Vorwoche: 25.158 €

(Dienstag, 11. März 2014, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

Profilierung auf Kosten Russlands
Polen nutzt die Krise in der Ukraine, um seine Position im europäischen Machtgefüge zu stärken

Eine stabile und vor allem pro-
westliche Ukraine hat für Polen
strategische Bedeutung. Deshalb
mobilisiert es die EU gegen Putin
und stärkt durch Krisendiploma-
tie zugleich seine Position.

Das „alte Europa“. Dieser im
April 2003 vom damaligen US-
Verteidigungsminister Donald
Rumsfeld geprägte politische
Kampfbegriff zielte auf Frankreich
und Deutschland. Weil sie sich im
Irakkrieg der US-geführten „Koa-
lition der Willigen“ nicht an-
schließen, sich mithin dem Druck
der USA nicht beugen wollten,
sollten sie auf subtile Weise iso-
liert werden. So fanden sich die
beiden Länder in dem von Wa-
shington definierten Spektrum
zwischen der „westlichen Staa-
tengemeinschaft“ und den
„Schurkenstaaten“ in einer eige-
nen Kategorie der Geschmähten
wieder. Für das Nato-Jungmit-
glied Polen hingegen kam die Zu-
ordnung zum „neuen Europa“ ei-
nem Ritterschlag durch die selbst
ernannte westliche Führungs-
macht gleich und führte zu einer
Stärkung seiner außenpolitischen
Position.

Dementsprechend vor Selbst-
bewusstsein strotzend, tritt War-
schau in der gegenwärtigen
Ukraine-Krise auf. Die gemeinsa-
me Grenze sowie historische und
kulturelle Bindungen mit der
Ukraine prädestinieren Polen ei-
nerseits, in dieser Sache mehr
außenpolitische Verantwortung
innerhalb der EU und der Nato zu
übernehmen. Andererseits drängt
Warschau selbst mit Macht in die
neue Rolle, nicht nur aus Solida-
rität mit dem vermeintlich unter-
drückten und von Moskau be-
drohten Nachbarvolk, sondern
aus handfestem politischen Kal-
kül. Denn eine pro-westliche
Ukraine hat aus polnischer Sicht
eine wichtige Funktion als Puffer-
staat zur ehemaligen Sowjetmacht
Russland. Der bringen die Polen
ein traditionelles und bisweilen
irrationales Misstrauen entgegen.
Deshalb will Warschau unter allen
Umständen verhindern, dass die
Ukraine in der Phase des mit sei-
ner Unterstützung herbeigeführ-

ten „demokratischen Übergangs“
in die innenpolitische Instabilität
oder gar ins russische Lager gerät.
Nur so ist die im modernen Polen
bisher einmalige Situation zu er-
klären, dass Regierung, Präsident
und Opposition an einem Strang
ziehen und ins gleiche Horn vom
bösen und gefährlichen Putin sto-
ßen. Um diese Gefahr zu unter-
streichen, hat Polen in der vergan-
genen Woche sogar den Nato-Rat,
das höchste Entscheidungsorgan
des Bündnisses, zu einer Sonder-
sitzung einberufen lassen. Dieses
Mittel ist dem Fall vorbehalten,
dass sich ein Mitgliedsstaat in sei-
ner Sicherheit bedroht fühlt, und
wurde bisher erst viermal ange-
wandt. Polen entwickelt sich so
zum Antreiber bei der Herbeifüh-
rung einer „dem Westen“ geneh-

men Lösung der Krise in der
Ukraine. Dabei bedient es sich,
gemessen an den früher häufig
aus Warschau zu hörenden Kläf-

fereien, durchaus moderater Tö-
ne.

In seiner neuen Rolle profitiert
Polen von der außenpolitischen
Zahnlosigkeit der Europäischen
Union. In Brüssel gibt man sich
noch immer der irrigen Illusion
hin, der Staatenverbund könne ei-
ne gemeinsame europäische
Außenpolitik gestalten und werde

außerhalb seiner eigenen Gren-
zen als ernstzunehmender Akteur
auf der großen weltpolitischen
Bühne gesehen. Bislang hat man
dort in Sachen Ukraine nichts
weiter zustande gebracht, als dass
die 28 Mitgliedsstaaten mit einer
Stimme sprechen – die allerdings
über ein Flüstern nicht hinaus-
kommt und daher weder in Kiew
noch in Moskau gehört wird. Des-
weiteren kommt Polen bei der
Stärkung seiner Position zugute,
dass es den Platz Großbritanniens
im Konzert der europäischen
Führungsmächte einnehmen
kann. Von London aus gesehen
scheint der Atlantik mittlerweile
schmaler zu sein als der Ärmelka-
nal. Mit seiner bedingungslosen
Ergebenheit gegenüber den USA
fällt Großbritannien als Vertreter

kontinentaleuropäischer Interes-
sen derzeit aus.

So war es folgerichtig, dass der
Kompromiss zwischen dem da-
maligen ukrainischen Präsidenten
Viktor Janukowitsch und der Op-
position von dem französischen
und dem deutschen Außenmini-
ster sowie von Polens Außenmini-
ster Radoslaw Sikorski ausgehan-
delt wurde. Ein Schulterschluss
zwischen „altem“ und „neuem“
Europa gewissermaßen, der
Rumsfelds These, dass sich die
Gewichte in Europa verschoben
hätten, in ihrem Kern widerlegt.
Auch wenn das Abkommen von
Kiew mit dem Trocknen der Tinte
bereits obsolet war, hat dieser kri-
sendiplomatische Schachzug das
„Weimarer Dreieck“ wiederbelebt
und dessen außenpolitische
Wirkmächtigkeit unter Beweis ge-
stellt. Bei seiner Gründung 1991
eigentlich zur Stärkung der euro-
päischen Integration gedacht,
könnte sich das deutsch-franzö-
sisch-polnische Regierungsforum
zu einem Instrument einer trilate-
ralen, von gesamteuropäischen
Interessen geleiteten Außenpoli-
tik entwickeln. Mit seiner diplo-
matischen Offensive hat Sikorski
seine Position gestärkt, innerhalb
des „Weimarer Dreiecks“ ebenso
wie im europäischen Machtgefü-
ge. Für Warschau ist das ein wich-
tiger Erfolg, denn Polens „Fähig-
keit, eine effektive Politik im
Osten zu betreiben“, hänge „von
seiner Stellung innerhalb der EU
ab“, so Sikorski.

Das Bemühen Warschaus um
eine eindeutige Positionierung in
der Ukraine-Frage resultiert auch
aus der Angst, wie vor dem Zwei-
ten Weltkrieg zwischen dem
Westen und dem Osten in die
Zange genommen zu werden, oh-
ne richtig zu einer der beiden Sei-
ten zu gehören. Deshalb rückt die
polnische Regierung bewusst
dichter an Westeuropa heran. Das
tut sie nicht nur politisch, diplo-
matisch und militärisch, sondern
es gibt in Warschau gewichtige
Stimmen, die fordern, diese An-
näherung demnächst auch auf
ökonomischem Gebiet zu betrei-
ben – durch den Beitritt zur Euro-
Zone Jan Heitmann

Warschau profitiert
von außenpolitischer

Schwäche der EU

Endlagersuche
weiter blockiert

Berlin – Eigentlich müsste es in
Deutschland schon längst ein
Atommüllendlager geben, doch
derzeit ist noch nicht einmal die
für die Endlagersuche neu zu
gründende „Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstof-
fe“ arbeitsfähig. Nachdem die Um-
weltverbände sich uneins waren,
ob sie sich überhaupt an der
Standortsuche beteiligen wollen,
ist es nun die Personalie der von
der Bundesregierung vorgeschla-
gene Kommissionsleiterin, die für
eine erneute Verschiebung der
Gründung sorgte. So wehrt sich
das rot-grün regierte Niedersach-
sen gegen die CDU-Politikerin Ur-
sula Heinen-Esser, auf die sich die
Große Koalition geeinigt hat. „Bei
allem Respekt für Frau Heinen-Es-
ser, kann sie diese Aufgabe nicht
erfüllen, nachdem sie als Staatsse-
kretärin im Bundesumweltmini-
sterium eine Politik vertreten hat,
die durch die Arbeit der Kommis-
sion auf den Prüfstand gestellt
wird“. Mit diesen Worten blockiert
der niedersächsische Ministerprä-
sident Stephan Weil (SPD) die
Standortsuche. Bel

Auschwitz über allem
Neue KMK-Präsidentin will »Erinnerungskultur« vertiefen

Viele mögen sich fragen, wa-
rum wir die Vergangenheit
nicht ruhen lassen. Doch

das ist das schlimmste, was wir
machen können: zu schweigen“, so
Nordrhein-Westfalens Schulmini-
sterin Sylvia Löhrmann (Grüne)
und zeigte sich betroffen, nachdem
sie ein Theaterstück von Zeitzeu-
gen des Holocausts und Schülern
des Leibniz-Gymnasiums in Dor-
magen gesehen hatte. Und so hat
sich Löhrmann, die seit Anfang des
Jahres Präsidentin der Kultusmini-
sterkonferenz (KMK) ist, die Förde-
rung der „Erinnerungskultur“ auf
die Fahnen für ihre Amtszeit ge-
schrieben. 

Während sie sich im heimischen
Düsseldorf mit den Unbillen des
Ministerdaseins herumschlagen
muss – so wehrt sie derzeit Forde-
rungen nach einer generellen Rück-
kehr zum Abitur nach 13 statt wie
neu eingeführt nach zwölf Jahren
ab –, kann sie als KMK-Präsiden-
tin sich ihrer Leidenschaft hinge-
ben: Die ehemalige Gesamtschul-
lehrerin findet es immer wieder
„bewegend, zusammen mit Schü-
lerinnen und Schülern der Opfer
in Auschwitz zu gedenken und er-
fahren zu können, wie die Jugend-
lichen damit umgehen“. Und so
führte ihre erste Reise in ihrer

neuen Funktion nach Auschwitz.
Für sie ist die „Erinnerungskultur“
das wirksamste Mittel gegen das
Vergessen und damit ein wichtiger
Teil der historisch-politischen Bil-
dung. So fördert sie zahlreiche In-
itiativen, die Konzepte für eine in-

tensivere Erinnerungsarbeit an
den Schulen leisten. Wobei die
einstige Gleichstellungsbeauftrag-
te vor allem historische Ereignisse
bevorzugt, die überwiegend mit
Tod und Verderben zusammen-
hängen. Daher ist das Jahr 2014 für
sie die reinste Freude. Da in die-
sem Jahr der Ausbruch des Ersten
Weltkrieges 100 Jahre her ist, der
des Zweiten Weltkriegs 75 Jahre

und der Fall der Berliner Mauer 25
Jahre zurückliegt, bieten sich zahl-
reiche historische Jubiläen, um für
ihr Herzensanliegen zu trommeln. 

Und während es an Deutsch-
lands Schulen dringenden Hand-
lungsbedarf gibt, so zum Beispiel
die Aufgabe, Schüler wieder mehr
für die Duale Ausbildung zu begei-
stern (siehe Seite 7), frohlockt
Löhrmann: „In diesem an histori-
schen Gedenktagen so angefüllten
Jahr der Erinnerung 2014 werden
sich viele Schulen im Rahmen von
Projekten und Exkursionen auf
Spurensuche begeben. Geschichte
wird für die Jugendlichen greifbar
und vorstellbar, wenn sie sich mit
einzelnen Schicksalen und Biogra-
fien von Menschen befassen, Ge-
denkstätten aufsuchen oder sich
vor der eigenen Haustür auf die
Suche nach geschichtsträchtigen
Orten machen.“

Für die Grünen-Politikerin ist
die Auseinandersetzung mit der ei-
genen Geschichte aber nicht nur
eine Frage von Jubiläen, sondern
„eine fortwährende Aufgabe: für je-
de Schülergeneration, für jede
Schule und für die gesamte Gesell-
schaft. Darum sind Schulen Orte,
in denen Demokratie nicht nur ge-
lernt und erklärt, sondern auch ge-
lebt wird.“ Bel

Finanzielle Vorgaben des öster-
reichischen Bundeskabinetts

haben dazu geführt, dass die
Streitkräfte des Landes immer we-
niger in der Lage sind, ihre Aufga-
ben zu erfüllen. Das ohnehin un-
zureichende Budget des Vorjahres
wurde um 45 Millionen Euro ge-
kürzt. Verteidigungsminister Ge-
rald Klug (SPÖ) gibt zu: „Die der-
zeitige Armee ist mit dem künfti-
gen Budget nicht
mehr finanzier-
bar.“ Von Vor-
schlägen, die Aus-
landseinsätze des
Bundesheeres zu
reduzieren, will der Verteidigungs-
minister indessen nichts hören.
Dabei verursachen die 800 im Aus-
land eingesetzten österreichischen
Soldaten Kosten in Höhe von 44
Millionen Euro. 

Stattdessen hat der Verteidi-
gungsminister eine andere „Sparli-
ste“ zusammengestellt. Die Moder-
nisierung der vor 15 Jahren be-
schafften Transporthubschrauber
S-70 „Black Hawk“ entfällt zu-
nächst. Das reduziert den Etat um
sechs Millionen Euro. Die Beschaf-
fung von drei weiteren Hubschrau-
bern kann nicht erfolgen. Die Re-
novierung der Kasernenanlagen in
Klagenfurt, Salzburg, Wiener Neu-

stadt und Zwölfaxing erfolgt erst
zu einem „späteren Zeitpunkt“,
was mit weiteren zehn Millionen
Euro zu Buche schlägt. Bei der
Luftwaffe sollen der „Aufwand re-
duziert“ und „Lagerkapazitäten
umsichtig abgebaut“ werden. Klug
will damit aber keine Einschrän-
kung der Luftraumüberwachung
verbunden sehen. Der Minister
„spart“ damit weitere fünf Millio-

nen Euro. Die Be-
schaffung von 36
leicht gepanzer-
ten Fahrzeugen
des Typs „Dingo“,
Kostenpunkt eine

Million Euro pro Stück, sei eben-
falls „nicht machbar“, so Klug. 

Kritik an der Vernachlässigung
der Landesverteidigung gab es von
Seiten der größten Oppositions-
partei, der FPÖ. Deren wehrpoliti-
scher Sprecher Mario Kunasek er-
klärte, mit dem „Mini-Budget“ las-
se sich die Einsatzfähigkeit des
Heeres nicht länger aufrechterhal-
ten, „das ist im höchsten Maße un-
verantwortlich“. Auch die Grünen
sehen Klugs Kurs kritisch: „Wenn
ein Minister versagt, muss das Par-
lament die Aufgabe übernehmen,
die noch funktionierenden Teile
des Heeres … vor eben diesem Mi-
nister zu schützen“. H.L.

Auslandseinsätze 
bleiben unangetastet

Zugrunde gespart
Wien: Bundesheer verzichtet auf Material

Sylvia Löhrmann Bild: action press

Redet immer häufiger auf großer Bühne mit: Polens Außenminister Radoslaw Sikorski (li.) Bild: pa
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Bretterbuden
Von VERA LENGSFELD

Letzte Woche überraschte Stadtentwick -
lungssenator Müller von der SPD die
Berliner mit einem innovativen Vor-

schlag für die Verbesserung der Wohnungs -
situation in der Stadt bei gleichzeitiger Berei-
cherung des Stadtbildes durch ungewöhnli-
che Architektur.
Die Blaupause dafür lieferten die sogenann-

ten Flüchtlinge am Kreuzberger Oranienplatz,
die sich vor mehr als einem Jahr auf Einla-
dung des Kreuzberger grünen Bürgermeisters
dort niedergelassen haben und bisher in Zel-
ten kampierten. Nun verschönern sie in fleißi-
ger Arbeit den Oranienplatz mit Bretterbuden.
Das rief anfangs Irritationen hervor, selbst im
Rathaus Kreuzberg, bis die Hauptstadtmedien
die frohe Botschaft verkünden konnten, dass
alles seine Ordnung habe. 
Senator Müller von der SPD hatte erklärt,

dass Bretterbuden unter zehn Quadratmetern
und einstöckig „verfahrensfrei“ seien und
keiner Genehmigung bedürften.
Wunderbar! Ich sehe mich schon auf mei-

nem Lieblingsplatz im Pankower Bürgerpark
eine Bretterresidenz bauen, natürlich unter
zehn Quadratmetern, einstöckig. Ich darf
gespannt sein auf die Reaktionen meines Be-
zirksamts, das weniger begeistert von meiner
Idee sein wird, vor allem, wenn ihr viele
Pankower folgen. Statt der großen Liegewiese
hätten wir bald eine Shanty-Town an der Pan-
ke. Gleiches ist denkbar in allen großen und
kleinen Parks in der Stadt.
Habe ich etwas übersehen? Ach ja, ich bin

kein Flüchtling, man kennt meinen Namen
und meine Adresse. 
Innerhalb weniger Stunden wäre die Polizei

vor Ort und würde meinem Treiben ein Ende
machen. Danach sähe ich mich mit Anklagen
konfrontiert, etwa wegen Störung der öffent-
lichen Ruhe und Ordnung. Wenn ich mit
Verweis auf die Einlassung unseres Stadtent-
wicklungssenators auf meinem verfahrens-
freien Recht bestünde, könnte ich mich
glücklich schätzen, wenn ich nur unter
staatliche Kuratel gestellt werden würde und
nicht gleich in der geschlossenen Anstalt
verschwände. Meine Partei würde ein
Ausschlussverfahren gegen mich einleiten
und die Hauptstadtmedien würden mich,
je nach Tagesform des Redakteurs, entweder
mit scharfen Worten verurteilen oder sich
über mich lustig machen.
Es sei denn, ich finanzierte einen Flücht-

ling, vorzugsweise aus Lampedusa, der sich
statt meiner im Bürgerpark niederließe. Dann
hätte ich das vollste Verständnis der regieren-
den SPD und der Hauptstadtpresse. Die CDU
würde ein bisschen Theaterdonner veranstal-
ten, ich könnte aber sicher sein, dass unser
Innensenator, wie am Oranienplatz, auf die
Durchsetzung von Recht und Gesetz verzich-
ten würde. Ich könnte meine Ausgaben
von der Steuer absetzen und mich für den
Toleranzpreis nominieren lassen.

Nachdem die Besetzer des Berliner
Oranienplatzes damit begonnen ha-
ben, neben ihren Zelten sogar noch
feste Holzhütten zu errichten, ist der
Streit um das illegale „Flüchtlingsla-
ger“ neu entbrannt. Obwohl das Lager
eigentlich aufgelöst werden soll, rich-
ten sich die Besetzer anscheinend auf
ein Dauerquartier ein. 

Parallel zu den Bauaktivitäten auf
dem nunmehr schon seit 17 Monaten
besetzten Platz ist unter den beteilig-
ten Politikern das altbekannte Schwar-
zer-Peter-Spiel in Gang gekommen:
Während Klaus Wowereit scheinbar
über allem wie unbeteiligt schwebt,
sieht Stadtentwicklungssenator Mi-
chael Müller (SPD) „in allererster Linie
das Bezirksamt zuständig“. Die damit
angesprochene Bezirksbürgermeiste-
rin Monika Herrmann (Grüne) hält die
Hütten zwar für „irritierend“, verweist
ansonsten aber auf die Integrationsse-
natorin Dilek Kolat (SPD) und deren
Verhandlungen mit den Besetzern. 
Vor einigen Monaten, als die Lage

noch nicht derart verfahren schien,
waren von der Grünen allerdings ganz
andere Töne zu hören gewesen. Einen
„Vertretungsanspruch für die Flücht-
linge“ habe sie doch schon von Amts
wegen, wurde Hermann seinerzeit
vom „Tagesspiegel“ zitiert. „Wir sind
politisch verantwortlich und wir wa-
ren lange Zeit die Einzigen, die sich
überhaupt ins Gespräch begeben ha-
ben. Diese Menschen brauchen uns,
um ihr Menschenrecht umzusetzen
und um eine Stimme zu haben“, so die

Diplom-Politologin in blumiger Spra-
che weiter. 
Fast noch mehr als dieser selektive

Umgang mit dem Begriff „Verantwor-
tung“ sollte die Realitätsblindheit der
Grünen-Politikerin Hermann zu den-
ken geben. Das vollständige Scheitern
der bisherigen deutschen Einwande-
rungspolitik ist rund um den Oranien-
platz eigentlich nicht zu übersehen.
Nur wenige 100 Meter entfernt liegt
mit dem Moritzplatz das statistisch
ärmste Quartier von ganz Berlin, wie
aus dem kürzlich vorgelegten „Berli-
ner Sozialatlas 2013“ hervorgeht. Drei
Viertel der meist tür-
kischen und arabi-
schen Familien bezie-
hen in diesem Viertel
Sozialgeld für Kinder.
Die Chancen, dass je-
mand, der am Kreuz-
berger Moritzplatz
heranwächst und einen sozialen Auf-
stieg schafft, sind denkbar gering.
Kaum eines der Kinder, das hier in die
Grundschule kommt, kann überhaupt
Deutsch sprechen, so der Befund einer
Sozialarbeiterin. 
Wie die Faust aufs Auge passt dazu

der aktuelle Plan des Grün-SPD-ge-
führten Kreuzberger Bezirksamtes,
auch noch eine Stadtteilbibliothek am
Moritzplatz wegen Geldmangels dicht-
zumachen. Credo der Grünen im Be-
zirk scheint trotzdem zu sein, die Ein-
wanderungszahlen nochmals drastisch
anschwellen zu lassen. Auf nichts an-
deres läuft die betriebene Obstruk-
tionspolitik des Bezirksamts hinaus. 

Längst entfalten die Kreuzberger
Zustände nämlich eine beträchtliche
Sogwirkung auf weitere Zuwanderer.
War im Dezember noch die Rede da-
von, dass es bei den Verhandlungen
um rund 80 Asylbewerber geht, so soll
die Liste nun auf 600 Namen ange-
wachsen sein. Mit Bretterhütten auf
dem Oranienplatz, der ebenfalls be-
setzten und mittlerweile vollkommen
verwahrlosten Gerhart-Hauptmann-
Schule und dem von rund 100
schwarzafrikanischen Dealern be-
herrschten Drogenumschlagplatz Gör-
litzer Park haben in Kreuzberg nicht

nur äußerlich Dritte-
Welt-Verhältnisse Ein-
zug gehalten. Die Dul-
dung rechtsfreier
Räume droht auch das
Rechtsempfinden bei
vielen Berlinern zu
demontieren. 

Zunehmend wird klar, dass illegale
Einwanderer faktisch über Recht und
Gesetz stehen und dass der Gleich-
heitsgrundsatz nichts mehr gilt. Geht
es um den Bürger selbst, dann wird
schon beim Falschparken das Gesetz
penibel ausgelegt. Auf dem Oranien-
platz lässt sich der Staat hingegen
ganz offen erpressen. Stoppen die be-
teiligten Berliner Politiker die Ent-
wicklung nicht, könnte eines Tages
der Endpunkt eine Situation wie in
den brasilianischen Favelas sein,
fürchten Beobachter. Dort hat sich ge-
zeigt, dass ein Machtvakuum, das der
Staat hinterlässt, ganz schnell durch
andere Kräfte gefüllt wird. Im Fall der

Elendsquartiere von Rio und São Pau-
lo hat sich der brasilianische Staat
schon so weit zurückgezogen, dass
die Organisierte Kriminalität inzwi-
schen sogar eine eigene „Gerichtsbar-
keit“ etabliert hat – Folter und Todes-
strafen für die Slumbewohner inbe-
griffen. 
Tatsächlich sind es nicht nur Berli-

ner Lokalpolitiker wie Monika Her-
mann und ihr Vorgänger Franz Schulz,
die ihren Anteil an den Kreuzberger
Zuständen haben. Fragen wirft auch
die Asylpolitik der Bundesregierung
auf. Wie aus einer Anfrage der Links-
fraktion im Bundestag hervorgeht, be-
arbeiten deutsche Behörden einen ho-
hen Anteil von Asylanträgen, für die
sie nach geltender EU-Rechtslage
überhaupt nicht zuständig sind. Dem-
nach geht die Bundesregierung davon
aus, dass im Jahr 2013 für jedes dritte
hierzulande bearbeitete Asylgesuch ei-
gentlich ein anderer EU-Staat verant-
wortlich gewesen wäre. Im vierten
Quartal soll die Zahl sogar auf 51,9
Prozent aller Verfahren angewachsen
sein. 
Ursprünglich hatten die EU-Länder

mit der sogenannten Dublin-II-Rege-
lung vereinbart, dass prinzipiell der
Staat zuständig ist, in dem der Asylbe-
werber erstmals EU-Boden betritt. Lei-
der ging der Klärungsbedarf bei der
Linksfraktion nicht so weit zu ergrün-
den, was die Bundesregierung antreibt,
zehntausende Asylverfahren, für die
eigentlich andere EU-Länder zustän-
dig sind, freiwillig zu übernehmen.

Norman Hanert

Alle zweieinhalb
Tage eine Razzia:
In den ersten neun
Monaten des 
Jahres 2013 musste
die Polizei 113-mal
zum Görlitzer Park
ausrücken, um 
gegen (meist 
afrikanische) 
Drogendealer 
vorzugehen

Bild: pa

Berlin feiert den Erwerb der
Reisetagebücher von Ale-
xander von Humboldt eu-

phorisch. Als „Jahrhunderterwer-
bung“ bezeichnete der Präsident
der Stiftung Preußischer Kultur-
besitz (SPK), Hermann Parzinger,
die neun Bände des preußischen
Naturforschers, die der Regieren-
de Bürgermeister Klaus Wowereit
jetzt mit sichtlichem Stolz bei ei-
nem Festakt in der Staatsbiblio-
thek Unter den Linden erstmals
der Öffentlichkeit präsentierte.
Bei den mit winziger, schwer zu

entziffernder Handschrift ge-
schriebenen, großformatigen Le-
derbänden mit insgesamt 4000
Seiten handelt es sich strengge-
nommen weniger um Tagebücher
als um Aufzeichnungen mit Tabel-
len, Zeichnungen und eingefüg-
ten Zetteln, die Humboldt wäh-
rend seiner Forschungsreisen in
Südamerika zwischen 1799 und
1804 angefertigt hat. Bereits im
Dezember hatte Berlin nach har-
ten Verhandlungen mit dem Be-

sitzer Ulrich von Heinz, einem
Urururgroßneffen Humboldts,
den Schatz für zwölf Millionen
Euro erworben. 
Dabei hätte Berlin den Kauf um

ein Haar verpasst. Denn die SPK
hatte versäumt, die Tagebücher als
national wertvolles Kulturgut ein-
tragen zu lassen, weshalb sie ins
Ausland hätten verkauft werden
können. Auf dem internationalen
Markt hätten die Blätter einen
weit höheren Preis erzielt. Laut
Parzinger gab es bereits „große
Begehrlichkeiten“ aus den USA,
Mexiko und England.
Da Berlin nun den Zuschlag er-

hielt, würdigte Parzinger das Ver-
halten des früheren Besitzers als
„patriotischen Akt“. Die Familie
von Heinz, die vom Erlös den Er-
halt des Tegeler Schlosses finan-
zieren will, musste jedoch lange
warten, bis das Geld aufgebracht
war. Da die vom früheren Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
bewilligten Gelder nicht ausreich-
ten, musste man den Rest bei

Sponsoren auftreiben. Angesichts
der 600 Millionen Euro, die man
für das Humboldt-Forum ausgibt,
wäre es für Berlin peinlich gewe-
sen, hätte man sich die Tagebü-
cher durch die Lappen gehen las-
sen. Die neue Kulturstaatsmini-
sterin Monika Grütters erkannte
die Bedeutung der Tagebücher für
das kulturelle Erbe Deutschlands:

„Sie sind so außerordentlich
wertvoll, weil sie ein überaus
sympathischer, weil weltläufiger
und zutiefst menschlicher Teil un-
seres preußischen Erbes sind.“ 
Ein Erbe, das erst auf Umwegen

nach Berlin gelangte. 1945 raubte
die sowjetische Armee die Tage-
bücher aus dem Besitz der Hum-
boldt-Familie und brachte sie in
die Moskauer Lenin-Bibliothek.
1958 „schenkten“ die Sowjets die
Bände der DDR, wo sie in der
Deutschen Staatsbibliothek von
Ost-Berlin landeten. Nach der
Vereinigung von 1989 lagen sie in
diversen Archiven, ehe sie 2005
an den rechtmäßigen Eigentümer,
die Familie von Heinz, gingen.
Um die Tagebücher wissen-

schaftlich zu erschließen, kündig-
te Bundesbildungsministerin Jo-
hanna Wanka an, mit drei Millio-
nen Euro ein Forschungsprojekt
der SPK und der Universität Pots-
dam zu fördern. Geleitet werden
soll es vom Potsdamer Romani-
sten Ottmar Ette. Harald Tews

Kreuzberg: Berlins erste »Favela«
Oranienplatz-Problem eskaliert: Rechtsstaat ausgehebelt, Politik verweigert die Verantwortung

Drogen in JVA
Moabit: Handel unter der Nase der Wärter

Eine Bande hat in großem Um-
fang Drogen und Mobiltelefo-

ne in die Berliner Justizvollzugs-
anstalt (JVA) Moabit geschmug-
gelt. Das Gefängnis prüft jetzt alle
Sicherheitsvorkehrungen. Der
Staatsanwalt ermittelt gegen neun
Verdächtige, darunter einen Apo-
theker. 
Durch die re-

gelmäßige Zellen-
kontrolle fanden
Beamte vergange-
nen November
ein unerlaubtes
Handy. Die Ermittler werteten die
Speicherkarte aus und fanden
Hinweise auf organisierten Dro-
genschmuggel. Dabei ging die Ban-
de nicht allzu verdeckt vor: Wärter
waren bei der Verteilung der Ware
zum Teil anwesend, bekamen aber
nach eigenen Worten nichts mit. 
Der mutmaßliche Kopf der Ban-

de, Anil A., wurde verhaftet. In
seiner Wohnung stellte die Polizei
eine scharfe Waffe und 138000
Euro sicher. Der Zuträger einer

Firma, die Hygieneartikel in die
JVA lieferte, schmuggelte die Sub-
stanzen in Einkaufspaketen hin-
ein, darunter Haschisch und Ta-
bletten wie Tilidin, das als Mode-
droge gilt. Die Polizei durchsuch-
te sechs weitere Wohnungen und
eine Apotheke. 
Berlins Politik diskutiert nun

härtere Strafen.
Stellenkürzungen
beim Justizperso-
nal (allein 2012:
Sparbesch luss
über 340 Stellen)

und Schlagzeilen von Drogen im
Gefängnis fielen indes schon frü-
her zusammen: 2007 brachte ein
TV-Bericht Berlins damalige Ju-
stizsenatorin Gisela von der Aue
(SPD, im Amt bis 2011) in Erklä-
rungsnot. In der JVA Plötzensee
warfen nachts Drogenkuriere ihre
Fracht in den Anstaltshof. In der
JVA Moabit wurden damals zu-
dem Medikamente durch Teile
des Personals unterschlagen und
verkauft – über Jahre hinweg. SV

Illegales Handy
führte auf die Spur

Alexander von Humboldt

Berliner Jahrhundertschatz
Hauptstadt feiert den Erwerb der Humboldt-Tagebücher − Kauf für zwölf Millionen Euro

Illegale Einwanderer
stehen faktisch
über dem Gesetz
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Für Russland ist die Krim alles an-
dere als ein politischer Neben-
schauplatz. Moskaus zähes Fest-
halten an seinen Ansprüchen auf
der Halbinsel hat neben geostrate-
gischen auch historische Gründe.

Auch wenn es der Fürst Potem-
kin war, der Sewastopol einst sei-
nen Namen gab, ist der aktuelle
Konflikt um die Krim alles andere
als ein Streit um Potemkinsche
Dörfer. Von Zarin Katharina II. im
Jahre 1783 gegründet, beheimatet
die „Majestätsstadt“ bis heute den
größten Teil der russischen
Schwarzmeerflotte. Fortan wurde
die Krim in kriegerischen Ausein-
andersetzungen zu einem vorran-
gigen Angriffsziel, so 1787 der Os-
manen und 1853 bis 1856 im Krim-
Krieg der Briten und Franzosen.
Vor allem die Verteidigung und
Rückeroberung der vermeintlich
uneinnehmbaren Festung Sewasto-
pol im „Großen Vaterländischen
Krieg“, das sich seither „Helden-
stadt“ nennen darf, sind bis heute
Gegenstand einer geradezu mythi-
schen Verklärung.
Nachdem die Ukraine ihre Un-

abhängigkeit erlangt hatte, war es

für Russland nicht nur schmerz-
lich, ihr einen Teil der Schwarz-
meerflotte abtreten zu müssen,
sondern es verlor auch seinen An-
spruch auf seine Stützpunkte auf
ukrainischem Territorium. Auf ei-
genem Gebiet verfügt Russland nur
über einen schmalen Küstenstrei-
fen, um die Schwarzmeerflotte zu
stationieren. Hier käme einzig und
auch nur mit Ein-
schränkungen der
Hafen von Nowo-
rossijsk für einen
Ausbau zum Ma-
rinestützpunkt in
Frage. Dies würde
allerdings Jahre
dauern und Milliarden verschlin-
gen. Demzufolge war und ist Mos -
kau nicht bereit, die Krim als Flot-
tenbasis widerstandslos aufzuge-
ben. So blieben die russischen
Schiffe ohne Rechtsgrundlage in
ihren ukrainischen Stützpunkten,
von der Regierung in Kiew wohl
oder übel geduldet. Außerdem er-
klärte Moskau Sewastopol nach
dem Vorbild Gibraltars einseitig
zur russischen Stadt.
Um diesen konfliktträchtigen

und auf Dauer unhaltbaren Zu-

stand zu beenden, schlossen die
russische und die ukrainische Re-
gierung 1997 für zunächst 20 Jahre
ein Stationierungsabkommen, das
im Jahre 2010 bis 2042 verlängert
wurde. Seither liegen die Flotten
beider Länder in den Stützpunkten
einträchtig beieinander. Damit hat
Russland nicht nur seine Marine-
präsenz in Süd- und Südosteuropa

für Jahrzehnte ge-
sichert, sondern
auch den Weg zu
einem Beitritt der
Ukraine zur Nato
blockiert. Denn
Mitglied der Alli-
anz kann nur wer-

den, wer kein fremdes Militär auf
seinem Territorium hat.
Mit dem Zerfall der Sowjetunion

1991 hat Russland seine dominan-
te Stellung im Schwarzen Meer
eingebüßt, was die Nato seitdem
genutzt hat, um ihre eigene Stel-
lung in der Region auszubauen.
Seit dem Beitritt der Schwarzmeer -
anrainer Bulgarien und Rumänien
im Jahre 2004 betrachtet das Bünd-
nis die gesamte Schwarzmeerre-
gion als das östliche Grenzgebiet
der „euroatlantischen Gemein-

schaft“ zum Mittleren Osten. Auf
russische Befindlichkeiten wurde
bei dieser Ausdehnung der west-
lichen Interessensphäre keine
Rück sicht genommen. Die Bedeu-
tung der russischen Schwarzmeer-
flotte liegt jedoch nicht allein in
der Beherrschung der Seeverbin-
dungswege und der Küsten ihres
Heimatmeeres, sondern auch an
ihrem kurzen Weg ins Mittelmeer.
Die russischen Stützpunkte im
Nordmeer und in der Ostsee sind
zu weit entfernt, um effektiv dort-
hin wirken zu können. Das macht
die Flottenstützpunkte auf der
Krim zur Ausgangsbasis für die
Projektion russischer maritimer
Macht in den Mittelmeerraum.
Hier ist Russland seit einiger Zeit
wieder zunehmend aktiv, um ein
Gegengewicht zur starken US-
amerikanischen Präsenz zu schaf-
fen. Seit dem vergangenen Jahr hat
die russische Marine ein ständiges
Einsatzgeschwader im Mittelmeer.
Dass das Mittelmeer kein Raum
von lediglich regionalem Interesse
ist, sondern im Fokus der interna-
tionalen Politik steht, haben bei-
spielsweise die Konflikte in Libyen
und Syrien gezeigt. Jan Heitmann

Für Russlands Anspruch auf
die Krim spricht neben dem
russischen Bevölkerungsan-

teil von knapp 60 Prozent auch ei-
ne jahrhundertelange Zugehörig-
keit der Halbinsel zum russischen
Imperium. Allerdings war die
Krim bei Weitem nicht immer rus-
sisch. Vielmehr hat sie im Laufe
ihrer Geschichte diverse Besitzer-
wechsel erlebt. Und eine Urbevöl-
kerung gibt es auch nicht. Beides
macht es schwierig, von einem le-
gitimen Besitzer der Krim zu spre-
chen, denn alle Krimbewohner
haben mehr oder weniger einen
„Migrationshintergrund“, stam-
men von Zugewanderten ab.
Vor den Russen herrschten auf

der Krim die Krimtataren. Sie er-
nährten sich zu großen Teilen von
dem, was sie „Ernte der Steppe“
nannten. Sie überfielen ihre
christlichen Nachbarn, nahmen
bei ihren Raubzügen Gefangene
und verkauften diese dann als
Sklaven. 
Unter Zar Peter dem Großen

schlugen die Opfer dann in Form
des Zarenreiches zurück. Durch
die Gräueltaten der Krimtataren
gut motiviert, drängten die Russen
diese immer mehr zurück, bis
schließlich auch deren Kernsied-

lungsgebiet, die Krim, russisch
war. Am 8. April vor 231 Jahren
erklärte Katharina die Große die
Krim für „von nun an und für alle
Zeiten“ russisch.
Neben der Vergeltung für deren

Raubzüge und Sklavenhandel
spielte bei der Bekämpfung der
moslemischen Krimtataren und

ihrer osmanischen Glaubensbrü-
dern auch der Kampf für das (or-
thodoxe) Christentum eine nicht
zu unterschätzende Rolle. Lange
bevor es den Panslawismus gab,
war bereits der Kampf für das (or-
thodoxe) Christentum der ideolo-
gische Überbau für den Imperia-
lismus des Zarenreiches. Dabei ist
es wie bei vielen Ideologien
schwer zu unterscheiden, was nur
Ausrede zur Verschleierung nie-
derer Motive ist und was wirkli-
che Antriebsfeder.
Die Verteidigung der Interessen

der Orthodoxie durch Russland
gegenüber Islam und Katholi-

zismus führte dann ja auch zum
Krimkrieg (1853–1856) – zumin-
dest vordergründig. Die tiefere Ur-
sache bestand darin, dass die Rus-
sen schon damals ins Mittelmeer
drängten und seefahrende West-
mächte genau dieses schon da-
mals nicht wollten. Für ihr Ziel
brauchten die Russen schon da-
mals die Krim und freie Durch-
fahrt durch die türkischen Meer -
engen. Auch aus diesem Grunde
war die Krim der Hauptkriegs-
schauplatz. Der Fall Sewastopols
1855 war für den Zaren ein derart
herber Verlust, dass er den Krieg
verloren gab.
Wie im 19. Jahrhundert verloren

die Russen auch im 20. Jahrhun-
dert Sewastopol nach Belagerung
und schweren Kämpfen an einen
Kriegsgegner. In der gleichnami-
gen Schlacht eroberten die Deut-
schen 1941/42 die als stärkste Fe-
stung der Welt geltende Stadt.
Russlands Führung zeigt wenig

Neigung, nun, im 21. Jahrhundert,
den Flottenstützpunkt, dieses
Sprungbrett ins Mittelmeer, ein
drittes Mal Gegnern aus dem
Westen zu lassen. Man mag das
verurteilen, sollte es jedoch nicht
unberücksichtigt lassen.

Manuel Ruoff

Zeitzeugen

Die Anwesenheit russischer
Streitkräfte auf der seit 1991

zur Ukraine gehörenden Krim ist
seit 1997 durch ein Stationie-
rungsabkommen geregelt. Da-
mals einigten sich beide Präsi-
denten in einem bis 2017 befri-
steten Vertrag über den „Status
und die Aufenthaltsbedingungen
der Schwarzmeerflotte der Russi-
schen Föderation auf dem Terri-
torium der Ukraine“. Danach
darf Russland für eine jährliche
Pacht von knapp 100 Millionen
US-Dollar in den Flottenstütz-
punkten Sewastopol, Feodosia
und Jewpatorija sowie auf den
Flugplätzen Gwardejsk und Kat-
scha 388 schwimmende Einhei-
ten, 161 Luftfahrzeuge und insge-
samt 26000 Mann stationieren.
Die Truppenstärke ist jährlich

nach Kiew zu melden. Das russi-

sche Militär besitzt auch außer-
halb seiner Stationierungsorte
Bewegungsfreiheit. Allerdings
dürfen Truppenbewegungen nur
mit „deutlich gekennzeichneten
dienstlichen Transportmitteln“
und „in Abstimmung mit den zu-
ständigen Organen der Ukraine“
erfolgen. Die russischen Einhei-
ten „haben die Souveränität der
Ukraine zu achten“ und sind ver-
pflichtet, „keine Einmischung in
deren innere Angelegenheiten
zuzulassen“. In Streitfällen ent-
scheidet eine „Gemischte Kom-
mission“.
Im April 2010 verlängerte der

russlandfreundliche ukrainische
Präsident Viktor Janukowitsch
trotz erheblicher Widerstände im
Parlament den Vertrag, nachdem
Moskau ihn mit einem 30-Pro-
zent-Rabatt auf russisches Erdgas
gelockt hatte. Nach russischen
Berechnungen verteuert sich da-
durch die Stationierung der
Schwarzmeerflotte auf die ge-
samte Vertragslaufzeit gesehen
um das Vierzigfache – eine für
Moskau teure Investition, aller-
dings eine mit einer hohen stra-
tegischen Dividende. J.H.

Pawel Nachimow – Der russische
Admiral kommandierte die vertei-
digenden Truppen bei der Belage-
rung Sewastopols im Zuge des
Krimkrieges bis zu seiner töd-
lichen Verwundung. Obwohl die
Festung schließlich verloren ging,
wurde er nachhaltig und system-
übergreifend geehrt. In Sewasto-
pol erinnern eine 1959 errichtete
Statue sowie die Benennung eines
Platzes und eines Stadtteils an ihn.
Darüber hinaus trugen diverse
Kriegsschiffe des Zarenreiches
wie der UdSSR seinen Namen.

Fjodor Tolbuchin – Der spätere
Marschall der Sowjetunion kom-
mandierte die angreifende 
4. Ukrainische Front, die der
verteidigenden deutschen 17.
Ar mee vom 8. April bis zum 12.
Mai 1944 die Schlacht um die
Krim lieferte. Als deren Ergebnis
wechselte die Halbinsel ein wei-
teres Mal in ihrer Geschichte
den Besitzer. Tolbuchins Asche
liegt an der Kremlmauer.

Leonid Kutschma – Der profilierte
Raketentechniker war zunächst Mi-
nisterpräsident und von 1994 bis
2005 skandalumwitterter Staatsprä-
sident der Ukraine. Er bewunderte
Russland zwar wegen dessen politi-
scher Stabilität, pochte aber auf die
uneingeschränkte nationalstaatli-
che Souveränität seines Landes.
Den „Nachbarschafts- und Freund-
schaftsvertrag“ über die Stationie-
rung der russischen Streitkräfte
schloss der reformorientierte Politi-
ker aus politischem Pragmatismus.

Nikita Chruschtschow – Der
KPdSU-Chef trug mit der Ver-
schenkung der Krim an die Ukrai-
ne maßgeblich zur jetzigen Krim-
krise bei. Es wird wohl offen blei-
ben, ob den Ukrainer versteckter
Nationalismus dazu bewegte, zy-
nischer Übermut oder der
Wunsch, Wasserstraßen von der
Wolga zur Krim und ins Donez-
becken unter dem Dach einer ein-
zigen Sowjetrepublik planen und
bauen zu können.

Gregor Potemkin – Nachdem sie
den Türken die Krim abgenom-
men hatte, beauftragte Katharina
II. ihren Vertrauten mit der Schaf-
fung einer Schwarzmeerflotte.
Dieser legte eine Reihe von Städ-
ten an, darunter den Kriegshafen
Sewastopol, dem er zu Ehren sei-
ner Monarchin den Namen „Ma-
jestätsstadt“ gab — alles andere
als ein Potemkinsches Dorf.

Zweimal scheint genug
Im 19. und 20. Jahrhundert musste Russland Sewastopol räumen

Sprungbrett ins Mittelmeer
Russlands Marinebasen auf der Krim sind für Moskau strategisch unverzichtbar
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Investition mit
strategischer
Dividende

»Von nun an und für
alle Zeiten« russisch
(Katharina die Große)

Halbinsel hat für
Moskau auch hohen

Symbolwert

Russisches Militär
darf nicht alles

Seit 2007 per Stadtratsbeschluss in Sewastopol unerwünscht: Schiffe der Nato sollen nicht einmal zu Besuch einlaufen Bild: action press
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EEG-Abgabe bald
für Ausländer

Luxemburg – Und wieder erwartet
Berlin mit Bangen ein Urteil des
Europäischen Gerichtshofes
(EuGH). Dieses Mal geht es um die
Frage, ob Deutschland auch Öko-
strom aus dem Ausland abneh-
men und nach den Fördersätzen
des Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) vergüten muss. Da sich der
zuständige Generalanwalt am
EuGH bereits in einem ähnlichen
Fall der Länder Finnland und
Schweden für eine Vergütung
auch für ausländischen Strom
nach inländischer Gesetzgebung
ausgesprochen hat, drohen weite-
re massive Kostensteigerungen für
deutsche Stromkunden. Zudem
würde das EEG, dessen Ziel es ist,
in Deutschland Erneuerbare Ener-
gien zu fördern, nun dafür ver-
wendet, die neue Technik in euro-
päischen Nachbarländern lukrati-
ver zu machen. Bel

Weder das Amt des Bundeskanz-
lers noch das des Bundespräsiden-
ten war Wolfgang Schäuble in sei-
ner politischen Karriere vergönnt,
doch nun will der CDU-Politiker
als erster Bundesfinanzminister,
der einen schuldenfreien Bundes-
haushalt vorlegt, in die Geschichts-
bücher eingehen. Hierfür ist ihm
jedes Mittel recht.

Es läuft derzeit alles gut für den
Bundesfinanzminister. Als er die-
ser Tage dem Bundestag seinen
Entwurf für den Haushalt 2014
präsentierte, nannte er bereits
auch die Eckpunkte für
das Budget 2015. Das ist
insoweit von historischer
Bedeutung, als dieses
erstmals seit 1969 keine
neuen Schulden vorsieht.
Dass der voraussichtlich
schuldenfreie Bundes-
haushalt 2015 jedoch
gleichzeitig wenig mit
nachhaltiger Finanzpla-
nung zu tun hat und zu-
dem auf Kosten der Zu-
kunft gestrickt ist, sieht
man erst bei näherer Be-
trachtung.

Doch was zählt, ist das
Endergebnis und nach
diesem sieht es eben der-
zeit so aus, dass Schäuble
gute Chancen hat, 2015
einen schuldenfreien
Haushalt vorzulegen. Da-
mit ist ihm eine Nennung
in den Geschichtsbü-
chern sicher, auch wenn
das Glück ihm in die Kar-
ten gespielt hat. Denn ob-
wohl die Wunschliste der
Großen Koalition lang ist
und Schäuble bis 2017
Mehrausgaben in Höhe
von 23 Milliarden Euro einkalku-
lieren musste, kann er vor allem
dank der guten Konjunktur, der
daraus resultierenden guten Be-
schäftigungslage und steigender
Steuereinnahmen 2015 sein Ziel
erreichen. Zudem sind die Zinsen
für die 1,3 Billionen Euro Bundes-
schulden derzeit sehr niedrig, so
dass nur 29 Milliarden Euro Zin-
sen gezahlt werden müssen. Zwar

hofften Schäubles Vorgänger Hans
Eichel (SPD) und Peer Steinbrück
(SPD) auch stets, einen schulden-
freien Haushalt vorlegen zu kön-
nen, doch dem ersten fielen die für
Deutschland negativen Folgen der
Euro-Einführung auf die Füße,
dem zweiten durchkreuzten die
Banken-Krise und die damit ver-
bundene -Rettung die Pläne. 

Auch Schäuble ist sich bewusst,
dass sein Eingang in die Ge-
schichtsbücher jederzeit hinfällig
werden kann. Eine sich abschwä-
chende Konjunktur oder gar ein
Wiederaufflammen der Euro-Krise

könnten Schäubles Träume zerstö-
ren, zumal diese sowieso auf recht
wackeligem Fundament gebaut
sind. Denn auch wenn es sich er-
freulich anhört, dass der Bund in
diesem Jahr nur 6,5 Milliarden Eu-
ro neue Schulden aufnehmen will
und 2015 sogar keine, so verdankt
er dies doch auch dem Umstand,
dass er beispielsweise den Län-
dern bereits zugesagte Gelder für

die Eingliederungshilfe für Behin-
derte vorerst nicht überweist. Auch
werden Wahlversprechen wie die
Mütterrente und die Rente mit 63

aus der Rentenkasse beziehungs-
weise aus der Arbeitslosenversi-
cherung finanziert (siehe PAZ
09/14). Hierbei handelt es sich um

die beachtliche Summe von 160 bis
230 Milliarden Euro bis 2030, die
Prognosen schwanken, zumal noch
nicht vorhersehbar ist, wie viele
vor allem von der Rente mit 63 Ge-
brauch machen werden. 

Nun wurde bekannt, dass
Schäuble auch den Griff in die Ge-
setzliche Krankenversicherung
(GKV) nicht scheut. Doch merk-
würdigerweise war dies den mei-

sten Medien nur einen kurzen Be-
richt wert. „Für das laufende Jahr
hat der Finanzminister die Zah-
lungen an den Gesundheitsfonds
um 3,5 Milliarden Euro gekürzt“,
hieß es beispielsweise in der
„Welt“, worauf zugleich erwähnt
wurde, dass die Krankenkassen
derzeit auf Reserven in Höhe von
31 Milliarden Euro sitzen. Aller-
dings sind die eigentlich den Kas-
sen von Schäuble zugesagten 14
Milliarden Euro aus Steuermitteln
für von der Politik gewünschte
versicherungsfremde Leistungen,
die familienpolitisch motiviert und

somit von gesamtgesellschaftli-
chem Interesse sind. Hierzu zäh-
len die beitragsfreie Versicherung
während des Erziehungsurlaubs,
die beitragsfreie Mitversicherung
von nicht berufstätigen Ehepart-
nern sowie Kindern, Leistungen
rund um die Schwangerschaft,
künstliche Befruchtung, Mutter-
schaftsgeld, Krankengeld bei der
Betreuung eines kranken Kindes

sowie Betriebs- und Haushaltshil-
fen. Diese Leistungen nun stärker
den Versicherten und nicht der
Gesamtgesellschaft anzulasten,
das empfand auch Gesundheitsmi-
nister Hermann Gröhe als nicht
korrekt und drängte darauf, dass
Schäuble die 3,5 Milliarden Euro
in diesem Jahr und die 2,5 Milliar-
den in den darauffolgenden Jahren
als Kredit der GKV betrachtet und
ab 2017 in Raten von 500 Millio-
nen Euro wieder zurückzahlt.
Doch es ist ungewiss, ob sich in
der dann folgenden Legislaturpe-
riode die neu gewählte Regierung

an diese Zusage gebun-
den fühlt. Und so rea-
gierten die Krankenkas-
sen erzürnt auf Schäu-
bles Pläne und sprachen
von einem „Beschleuni-
gungsprogramm für Bei-
tragserhöhungen“, denn
schließlich lebten wir in
einer alternden Gesell-
schaft, in der die Ge-
sundheitskosten in naher
Zukunft drastisch steigen
würden. Auch der haus-
haltspolitische Sprecher
der Grünen, Sven-Chri-
stian Kindler, meinte:
„Zur Finanzierung der
Wahlversprechen greift
Schäuble mit vollen Hän-
den in die Sozialkassen
bei Rente und Gesund-
heit. Das ist unsolide
hoch zehn und zudem
ungerecht.“ Auffällig war
das Schweigen der SPD,
die sich normalerweise
gern als Beschützer der
Benachteiligten gibt.
Doch da Schäuble das
Manöver auch fährt, um
die Wahlversprechen der

Sozialdemokraten zu erfüllen,
kommt aus deren Reihen keine
Kritik. 

Und so rückt Schäuble zwar sei-
nem Ziel, 2015 einen ausgegliche-
nen Haushalt vorzulegen, näher,
doch mit seiner Politik, aus der lin-
ken Tasche zu nehmen, um es in
die rechte zu tun, ändert er nichts
an den wirklichen Staatsschulden. 

Rebecca Bellano

Der Hütchenspieler aus der Wilhelmstraße
Finanzminister saniert Bundeshaushalt über die Sozialkassen, doch kaum jemanden scheint das zu stören

Erst Textilbranche,
jetzt Chemie?

Brüssel – In einem Brandbrief an
die EU fordert der Chef des dritt-
größten Chemieanbieters in Eu-
ropa, Jim Ratcliffe, schnellstens
die eigene Energie- und Rohstoff-
politik zu überdenken. Das von
ihm geführte Unternehmen In-
eos, das in Deutschland in Köln
und Gladbeck produziert, sieht
die Zukunftschancen für den
Chemie-Standort aufgrund der
steigenden Stromkosten gefähr-
det. Er prophezeit sogar, dass sei-
ner Branche ein ähnliches 
Schicksal drohe wie der europäi-
schen Textilindustrie, die inzwi-
schen vor allem in Asien produ-
ziert. Derzeit hat die europäische
Chemieindustrie einen Welt-
marktanteil von 24 Prozent, doch
schon jetzt liegen die Chinesen
mit 29 Prozent vorn. Die in
Deutschland beheimatete BASF
reagiert schon längst auf die Ent-
wicklung und investiert vor allem
in den USA und Asien, wo Ener-
gie deutlich günstiger ist. Bel

Rücklagen für 
die Zukunft werden

aufgebraucht

Befürchtungen vor einer
neuen Zuwanderungswelle,
die im Vorfeld der vollen

Arbeitnehmer-Freizügigkeit für
Rumänen und Bulgaren aufge-
kommen sind, lassen sich nun mit
ersten Zahlen untermauern. Seit
ab Jahresanfang eine uneinge-
schränkte EU-Niederlassungsfrei-
heit herrscht, ist die Zuwanderung
von Bürgern aus beiden EU-Län-
dern nach Deutschland im Ver-
gleich zum Vorjahr um 80 Prozent
gestiegen. Allein im Januar sind
demnach 10947 Personen aus Ru-
mänien und Bulgarien nach
Deutschland eingereist. Rapide
gestiegen ist ebenfalls die Zahl der
Bezieher von Hartz-IV-Leistun-
gen. 

Wie die „Süddeutsche Zeitung“
berichtet, haben im November
2013 fast 44000 Rumänen und
Bulgaren hierzulande entspre-
chende Leistungen erhalten. Der
Wert entspricht einer Zunahme
von 51 Prozent gegenüber dem
Vorjahr. Behalten Forscher der
Bundesagentur für Arbeit (BA)
recht, ist in diesem Jahr insgesamt
mit 100000 bis 180000 Zuwande-
rern aus Bulgarien und Rumänien
zu rechnen – nach rund 80000 im
Vorjahr. Die Zahl der Hartz-IV-Be-
zieher könnte im Laufe des Jahres
sogar auf 50000 bis 93000 an-
wachsen, so ein internes Vor-

standspapier der BA, aus dem die
„Süddeutsche Zeitung“ zitiert.  

Der Bezug dieser Leistungen
könnte allerdings noch eine ganz
andere Dimension annehmen.
Noch ist die Frage nämlich juri-
stisch umstritten, wie weit EU-
Bürger hierzulande einen An-
spruch auf Hartz IV haben. Die
Bundesregierung verneint, dass

arbeitsuchende EU-Bürger ohne
weiteres ein Anrecht hätten. Da ei-
nige Sozialgerichte inzwischen
völlig abweichende Urteile gefällt
haben, liegt nun beim Europäi-
schen Gerichtshof (EuGH) ein An-
trag auf rechtliche Vorabprüfung
vor. Sollten arbeitslose EU-Aus-
länder tatsächlich auf eine Stufe
gestellt werden mit deutschen Ar-
beitnehmern, die teilweise über
Jahrzehnte Sozialbeiträge einge-
zahlt haben, dann dürfte das mas-
sive finanzielle Folgen haben. 

Da die Hartz-IV-Leistungen bei
Einführung vor über zehn Jahren
nicht als herkömmliche Sozialhil-
fe, sondern als  arbeitsmarktpoliti-
sches Instrument deklariert wur-

den, spricht vieles für eine derar-
tige Entscheidung. Europarecht-
lich ist der Unterschied nämlich
gravierend. Als Sozialleistung lie-
ße sich der Bezug von Hartz-IV-
Leistungen auf deutsche Staatsan-
gehörige beschränken. Bei einem
Arbeitsmarktinstrument ist dage-
gen eine Schlechterstellung von
EU-Bürgern derzeit nicht erlaubt.
Theoretisch könnte damit jeder
EU-Bürger hierzulande Hartz-IV
beantragen, wenn er nur glaubhaft
macht, er bemühe sich um Arbeit. 

Dass die EU-Richter immer für
Überraschungen gut sind, haben
sie erst vor Kurzem mit einem Ur-
teil zum Asylrecht bewiesen. Soll-
te der Staat Asylbewerbern keine
Unterkunft stellen, müsse er den
Bewerbern ausreichend Geld für
die Anmietung einer privaten
Wohnung geben, so die Vorgabe
des EuGH. Die finanzielle Unter-
stützung müsse dabei „für ein
menschenwürdiges Leben ausrei-
chen“, der Staat sei auch ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass die
familiäre Gemeinschaft gewahrt
bleibe und dem Wohl des Kindes
Rechnung getragen werde. Je
nachdem, wie deutsche Richter ei-
ne „menschenwürdige Unterbrin-
gung“ und das Kindeswohl kon-
kret auslegen, drohen den deut-
schen Kommunen damit massive
Zusatzkosten. N.H.

Schule ist Ländersache und
daher vor allem für neu ge-
wählte Landesregierungen

immer ein beliebtes Betätigungs-
feld, um Profil zu zeigen. Für die
baden-württembergische CDU un-
ter Führung von Thomas Stroble,
dem Schwiegersohn von Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble,
ist es derzeit die reine Freude, von
der Oppositionsbank, auf die sie
2011 nach verlorener Wahl wech-
seln musste, der grün-roten Lan-
desregierung unter Winfried
Kretschmann (Grüne) bei ihrer
Selbstzerfleischung zuzusehen. 

Da hatte Grün-Rot voller Enthu-
siasmus den Bildungsplan 2015
avisiert, mit dem man die Schulen
im Ländle in eine bessere, gerech-
tere Zukunft führen wolle, und
jetzt ist ungewiss, was von den
darin angestrebten Zielen über-
haupt Bestand haben wird. Vor al-
lem das Thema „Akzeptanz se-
xueller Vielfalt“ hatte für massive
Aufregung gesorgt. Demonstratio-
nen und Petitionen aufgebrachter
Bürger sorgten dafür, dass selbst
die linke Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) eine Ver-
schiebung des Bildungsplans auf
das Schuljahr 2016/2017 fordert.
Und auch der Lehrerverband
VBW meinte, das Thema sexuelle
Vielfalt sei in dem Bildungsplan
„absolut überhöht“ worden. 

Vor allem sind sich die Grünen
inzwischen selbst nicht sicher,
was aus ihrem Lieblingsprojekt
wird. SPD-Fraktionschef Claus
Schmiedel kritisierte bereits sei-
nen Koalitionspartner für dessen
widersprüchliche Aussagen. So
wolle Kretschmann Korrekturen
am Bildungsplan, seine Wissen-
schaftsministerin Theresia Bauer

stelle sich hingegen hinter den
jetzigen Entwurf, während die
Grünen-Bildungsexpertin Sandra
Boser für eine Verschiebung plä-
diere. 

Und obwohl das Thema „Ak-
zeptanz sexueller Vielfalt“ bereits
für genügend Aufregung gesorgt
hat, legte Kultusminister Andreas
Stoch (SPD) noch nach und ver-
kündete, dass er für eine höhere
Durchlässigkeit zwischen den
Schularten in den Klassen 5 und 6
die Fächer Biologie, Physik, Che-
mie und Technik in einem Fä-
cherverbund namens „Naturphä-
nomene“ unterrichten lassen wol-
le. Dieser Vorschlag sorgte dann
ausgerechnet bei Ministerpräsi-

dent Kretschmann für Bauchweh.
Der ehemalige Biologie- und Che-
mielehrer bat sich aus, die Idee
doch noch einmal gründlich zu
überdenken. Damit traf er direkt
ins Schwarze, denn durchdacht
hatte Stoch seine Idee noch nicht
bis ins Detail. 

Wie genau ein Lehrplan ausse-
hen sollte, der die Fächer zu-
sammenführt, aber zugleich dafür
sorgt, dass die bundesweit verab-
redeten Lerninhalte auch aus-
drücklich getrennt werden, hatte
sich der Kultusminister noch
nicht überlegt. Auch wie so eine
Unterrichtsstunde gestaltet wer-
den sollte, die anhand von Natur-
phänomenen Inhalte aus der Bio-
logie, Chemie und Physik behan-
delt, konnte er nicht erklären.
Allerdings verwies Stoch darauf,
dass das Fach Biologie im Umfang
eher ausgebaut als gekürzt wer-
den solle. Die Frage, inwieweit
sich die Unterrichtsumstrukturie-
rung auf die Aus- und Weiterbil-
dung der Lehrkräfte auswirken
sollte, hatte man sich im Kultus-
ministerium hingegen noch nicht
einmal gestellt. 

Angesichts des Durcheinanders
konnte Strobl aus dem Vollen
schöpfen: „Der Ministerpräsident
muss verantwortlich sein für das,
was seine Regierung macht, er ist
der Regierungschef.“ Bel

Sozialstaat in der Sackgasse
Kostendruck steigt aufgrund der EU-Vorgaben offenbar doch

Grün-rotes Durcheinander
Stuttgart: Bildungsplan wird für die Landesregierung zum Desaster

Aus Rumänien und
Bulgarien kamen viel

mehr Zuwanderer

Selbst linke 
GEW dringt auf 
Verschiebung

Nachhaltigkeit? Wolfgang Schäuble ist es egal, ob sein Erfolg ein echter ist Bild: action press
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Riad straft 
Katar ab

Riad – Nachdem Saudi-Arabien,
Bahrain und die Vereinigten Ara-
bischen Emirate bereits Anfang
März ihre Botschafter aus Katar
zurückgezogen hatten, will Riad
nun weiter gegen Doha vorgehen.
So soll laut Medienberichten die
saudische Niederlassung des dem
Emirat Katar gehörenden Nach-
richtensenders Al-Dschasira ge-
schlossen werden. Auch soll sau-
dischen Journalisten untersagt
werden, für Medien in Katar zu
arbeiten. Grund für Riads schar-
fes Vorgehen ist Katars Weige-
rung, seine Unterstützung der
Muslimbrüder einzustellen. Zwar
gerät Saudi-Arabien selbst immer
wieder weltweit in die Kritik,
weil es verschiedene islamisti-
sche Gruppierungen finanziell
fördert, doch die Muslimbruder-
schaft ist Saudi-Arabien ein Dorn
im Auge. Auch hilft Doha aus
Sicht Riads den falschen islami-
stischen Gruppierungen im Sy-
rien-Krieg und kooperiert zu sehr
mit dem Iran. Bel

Pünktlich zum Beginn des 12. Na-
tionalen Volkskongresses, dem
kommunistischen Scheinparla-
ment, gab die chinesische Partei-
führung die Erhöhung des Verteidi-
gungshaushaltes um zwölf Prozent
auf umgerechnet 134 Milliarden
US-Dollar bekannt. In 15 Jahren
hat er sich damit verzehnfacht. 

Zwar wird die chinesische Auf-
rüstung noch immer vom US-Ver-
teidigungsbudget mit 526 Milliar-
den US-Dollar in den Schatten ge-
stellt, doch gehen die Rüstungs-
zahlen des müde gewordenen
Weltpolizisten nach unten und jene
des fernöstlichen Herausforderers
steil nach oben. Doch was will die
Atommacht China, die mit dem
größten Landheer der Welt von 2,3
Millionen Mann und dem größten
Devisenschatz von 1200 Milliarden
Dollar von niemandem wirtschaft-
lich oder militärisch bedroht wer-
den kann? 
Die Kontinentalmacht China

fühlt sich offenbar zunehmend ein-
gekreist. Auf den russischen Ver-
bündeten ist dauerhaft kein Verlass
mehr. Die einzig verbliebenen
Klientelstaaten Nordkorea und Pa-
kistan werden zunehmend pein-
lich. Burma ist bereits auf dem Weg
in den Westen aus dem chinesi-
schen Orbit ausgebrochen. So blei-
ben die Erzfeinde Indien, Vietnam,
die Philippinen und Japan, mit de-
nen sich das Reich der Mitte in
Dutzenden von kleinlichen Grenz-
konflikten zerstritten hat. Mit ins-
gesamt zehn der 21 Nachbarn liegt
China im Streit. Nicht dass jene
unwirtlichen Himalaya-Provinzen
oder Felsriffe im Süd- oder Ostchi-
nesischen Meer irgendwelche
wirklichen Reichtümer aufwiesen,
nein, es ist die Unbotmäßigkeit sei-
ner kleineren, verachteten Nach-
barn, die die Machthaber in Peking
reizt. Zudem hilft nationalistische
Propaganda, um die eigene Herr-
schaft und kommunistische Ideolo-
gie zu legitimieren. 
Nach Ansicht der US-Pazifikflot-

te rüstet die Volksbefreiungsarmee,
die früher hauptsächlich die Inva-
sion Taiwans übte, jetzt vorrangig

für einen kurzen, harten Krieg mit
Japan auf. Die USA haben den Chi-
nesen mitgeteilt, dass sie deren
massive Seegrenzansprüche im
Süd- und Ostchinesischen Meer
für ungerechtfertigt halten. Den
Philippinen, die sich nicht wehren
können, nahm die chinesische Ma-
rine bereits 2013 das Scarborough-
Riff, eine Reihe fischreicher Sand-
bänke und Felsriffe, ab. Zuerst wur-
den Fischer und Forschungsschiffe
geschickt, dann Fregatten.
Am brisantesten ist die Lage bei

den Senkaku Inseln, den unbe-
wohnten Südausläufern der Ryû-
kyû-Inselkette nördlich von Tai-
wan. 1895 als Niemandsland von

Japan in Besitz genommen,
wird es von China seit

den 70er Jah-
ren, als

Erdgas-
vorkom-
men auf
dem Meeres-
grund vermutet
wurden, als ver-
meintliche Kriegs-
beute des Zwei-
ten Weltkriegs
beansprucht.
Im Dezember
erklärte Peking
einseitig den
Luftraum zu
seiner Luft-
verteidigungs-
zone. Regel-
mäßig kommt
es hier zu
Konfrontatio-
nen zwischen
den Schiffen
beider Küsten-
wachen. Jederzeit
kann es zu Kollisionen mit
Toten und einer entspre-
chenden, auf japanischer
Seite sicher unbeabsichtig-
ten Eskalation kommen,
zumal Peking den Draht
der Notfalltelefone nach
Tokio im Zorn gekappt hat. 
Vor Ort kommt es auf die

Lufthoheit an. China hat
180 moderne Jagdflieger an
der Küste von Fukien statio-

niert, Japan nur 20 auf Okinawa,
der größten Insel der Ryûkyû. Ja-
pan bräuchte also im Notfall sofort
die Hilfe des US-Bündnispartners.
Mancher Falke in Tokio oder Wa-
shington mag hoffen, die USA

könnten die chinesischen Luft-, Ra-
keten- und Seestreitkräfte zer-
schlagen, bevor es in einigen Jah-
ren zu spät sein wird. Doch zeigt
die Reaktion auf die russischen
Ansprüche auf die Krim – mit ih-
ren 2,3 Millionen Einwohnern von
weitaus höherem strategischem
Wert – auch den Japanern,
dass die USA

unter Präsident Barack Obama nur
zu Sanktionen bereit sind. Für die
menschenleeren Felseninseln der
Senkaku würden der Präsident
und der US-Kongress mutmaßlich
keinen GI opfern und gleichzeitig
eine Weltwirtschaftskrise riskieren.
Die Einschätzung, die Amerikaner
würden es im Notfall bei verbalen
Protesten belassen, ist in Peking
weit verbreitet und macht die Situ-
ation wegen der fehlenden Ab-
schreckung so gefährlich. China
könnte allen unbotmäßigen Nach-
barn am Exempel der stolzen und
einst mächtigen Japaner vorführen,
dass auf die USA kein Verlass mehr
ist und man sich
mit der

neuen Hegemonialmacht in der
Region besser gut stellt. Der West-
pazifik, seit 1945 „mare nostrum“
der USA, würde dann von China
kontrolliert. 
Die Südkoreaner bereiten den

Seitenwechsel bereits vor. Ihr Han-
del mit China übertrifft den mit Ja-
pan und den USA zusammenge-
nommen schon lange. Obwohl
ebenfalls mit den USA formell ver-
bündet und mit 28000 GIs im Lan-
de, sieht die Regierung von Präsi-
dentin Park Geun-hye den Schlüs-
sel zur Wiedervereinigung in Pe-
king. Im Gegensatz zum neuen
nordkoreanischen Diktator Kim Ju-
nior, der den Chinafreund in seiner
Familie, Onkel Jang, im Dezember
erschießen ließ, war sie wiederholt
in Peking, wo sie ihren Charme
spielen ließ. Dagegen tut 
Seoul alles, um Japan zu reizen. Es
spielt den Konflikt um die von bei-
den beanspruchte, ebenfalls unbe-
wohnte Felseninsel Takeshima
(Koreanisch: Dokdo) im Ostja-

panischen Meer sowie jede
Menge historischer Sym-

bolpolitik hoch. So
werden erneute Ent-

schuldigungen für
Zwangsarbeiter in japani-
schen Rüstungsbetrieben
verlangt, gleichzeitig Denk-

mäler für koreanische
Freiheitshelden – aus
japanischer Sicht: mör-
derische Terroristen –
öffentlichkeitswirksam

errichtet. Doch auch
Japan reizt Südkorea,

das von 1910 bis 1945
von Tokio annektiert
war.

An einem vertief-
ten Zerwürfnis seiner

beiden ostasiatischen
Schützlinge kann Washing-

ton in jener prekären Sicher-
heitslage in Ostasien jedoch

nicht gelegen sein. So wird Obama
bei seinem Kurzbesuch Ende April
nicht nur wie vorgesehen Tokio,
sondern auch Seoul besuchen, um
die beiderseitigen Wogen zu glät-
ten. Der lachende Dritte säße sonst
in Peking. Albrecht Rothacher

China gegen den Rest der Welt
Spannungen in Ostasien nehmen zu – Südkorea reagiert bereits auf die neuen Machtverhältnisse

EU überprüft
Ankara

Um sicherzugehen, nicht indi-
rekt Bürgerkriege in Afrika zu

finanzieren, hat EU-Handelskom-
missar Karel De Gucht am 5. März
vorgeschlagen, sollten Unterneh-
men künftig nachweisen, dass die
von ihnen verwendeten Rohstoffe
nicht aus Minen in Konfliktregio-
nen stammen, deren Inhaber das
Geld zur Anheizung der Krise ver-
wenden. Firmen, die vor allem für
den Bau von Computern und Han-
dys benötigtes
Zinn, Tantal, Wol-
fram oder Gold
nach Europa ein-
führen, sollen
nach seinen Plä-
nen dazu verpflichtet werden zu
belegen, dass mit dem über den
Rohstoffverkauf erlangten Geld
keine Waffen oder Soldaten finan-
ziert werden. 
Nicht nur der Bundesverband

der Deutschen Industrie wehrt sich
gegen diesen Vorschlag. Abgesehen
von den Kosten, die mit derartigen
Nachweisen verbunden sind, sei es,
so Kritiker, angesichts der vielen
Zwischenhändler in dem Bereich
fast unmöglich nachzuweisen, dass
niemand in der langen Handelsket-
te Missbrauch mit den Einnahmen
betreibt. Zudem hätten die USA,
bei denen die Nachweispflicht be-
reits seit 2010 gilt und auf die sich
de Gucht mit seinem Vorschlag be-
rief, nachweisbar das Gegenteil

von dem erreicht, was sie errei-
chen wollten. So schreibt der
„Spiegel“, dass viele US-Firmen,
denen der Nachweis zu kompli-
ziert gewesen sei, den Handel mit
den entsprechenden Ländern ein-
gestellt hätten, was beispielsweise
im Kongo tausende Arbeitsplätze
gekostet und teilweise sogar die
Arbeitslosen in die Arme von be-
waffneten Gruppen getrieben habe.
Als Beispiel dafür, dass der We-

sten mit seiner
Hilfe manchmal
das Gegenteil des
Gewünschten be-
wirkt, wird gern
der Fall Sharon

Stone angeführt. Die US-Schau-
spielerin hatte 2005 beim Welt-
wirtschaftsforum in Davos erfah-
ren, dass in Afrika viele Kinder an
Malaria sterben. Und so rief sie zu
einer Spendenaktion für Moskito-
netze auf. Das Kinderhilfswerk
Unicef stockte den durch Spenden
erlangten Betrag auf eine Million
US-Dollar auf. Und so wurden in
China 100000 Moskitonetze er-
worben und kostenlos in Tansania
verteilt. Dies trieb jedoch die hei-
mischen Hersteller in die Pleite.
Zudem waren die chinesischen
Netze nach rund einem Jahr ver-
schliessen, da es aber kaum noch
Hersteller im Land selbst gab, ver-
breitete sich die Malaria wieder
stärker. Bel

Es ist Winter in Kalifornien.
Die Zitronenbäume ragen in
gelber Pracht in den tief-

blauen Himmel. Junge Männer
joggen mit freiem Oberkörper bei
25 Grad schweißgebadet vorbei an
Vorgärten, in denen Rosen blühen
und die roten Bougainvillea sich
an weiße Wände schmiegen. Die
Straßencafés sind voll wie auch
die Strände am Pazifik. Und soll-
ten mal ein paar Wolken erwartet
werden, warnen die Fernseh-Wet-
terfrösche entschuldigend: „Sie
könnten eine Jacke brauchen.“
Was für ein Leben, während die

meisten anderen US-Staaten in
ungewohnten Massen von Eis und
Schnee versinken. Doch die Rea-
lität hinter den Kulissen des schö-
nen Wetters, für das die Touristen
in den Sonnenstaat strömen, sieht
anders aus. Der Winter, der ein
strahlender Frühling ist, hat be-
drohliche Schattenseiten. 2013
war bereits das trockenste Jahr in
der kalifornischen Geschichte.
Vor Kurzem hat Gouverneur Jerry
Brown den Notstand erklärt und
die Bürger angehalten, 20 Prozent
Wasser zu sparen. Seen und Flüs-
se trocknen aus und locken, wie
einst, Goldwäscher an. Im ausge-
trockneten Folson Lake tauchten
plötzlich die Reste einer versun-
kenen Mormonen-Stadt wieder
auf. Und der Schnee in der Sierra
Nevada, sonst verantwortlich für

die Deckung eines Drittels des
Wasserbedarfs im Staat, fiel so mi-
nimal, dass die Skiläufer auf
künstlichen Pisten ins Tal wedeln. 
Doch am meisten betroffen ist

die Landwirtschaft, Kaliforniens
wichtigster Wirtschaftszweig mit
einem Jahresumsatz von 50 Milli-
arden US-Dollar. Auf die riesigen
Ranches fallen 75 Prozent des
jährlichen Wasserverbrauchs im
Sonnenstaat. Fast
die Hälfte der
Obst-, Gemüse-
und Nuss-Ernte
der USA stammt
aus Kalifornien,
das auch führen-
der Milch- und
Wein-Produzent ist. Doch jetzt
sind wegen Wassermangels endlo-
se Äcker unbepflanzt. Bei dem
letzten Trockenheits-Notstand
2009 verlor allein das San Joaquin
Valley, eines der Hauptanbauge-
biete, 10000 Arbeitsplätze, 340
Millionen an Steuern und Zehn-
tausende Hektar fruchtbares
Land. Diesmal soll es noch schlim-
mer kommen. 
Erschütternde Bilder tauchen in

den Medien auf. Wie die von Ryan
Indart, der auf einer weiten Öde
seiner Ranch in Clovis auf eines
seiner verendeten Schafe blickt.
Der Rancher in vierter Generation
und Nachfahre von Einwandere-
ren aus der Normandie hat nor-

malerweise um diese Zeit seine
4000 Schafe auf Gras weiden, das
dank des üblichen Winterregens
üppig sprießt. Doch nun musste er
zehn Prozent seiner Herde ins
Schlachthaus bringen, weil er das
teure, als Gras-Ersatz anzuschaf-
fende Heu nicht mehr bezahlen
konnte. Zudem produzieren mit
Heu gefütterte Schafe und Kühe
weit weniger Milch. 

Rob Frost, ein
71-jähriger Far-
mer mit einer
Ranch bei Ventu-
ra, hat 40 Prozent
seines Viehbe-
stands verkauft.
In seiner Kirche,

wie in vielen anderen des Landes,
betet die Gemeinde ständig um
Regen. Einmal wurden sie erhört.
Wolken zogen auf. Der Himmel
öffnete sich. „Es dauerte Sekun-
den“, sagt seine Frau Margaret,
„ein paar Tropfen fielen, und dann
war es vorbei.“
Präsident Barack Obama be-

suchte vor Kurzem die Region
und wanderte mit den Ranchern
über ihr verdorrtes Land. Betrof-
fen sagte er 160 Millionen US-
Dollar sofortige Hilfe zu. Dazu
kommt ein Hilfspaket von 687,4
Millionen US-Dollar, das die Re-
gierung in Sacramento beschlos-
sen hat. Vor allem sollen neue
Wasserquellen erschlossen, alte

besser genutzt und die Bewässe-
rung der Farmen gesichert wer-
den. Nicht enthalten in dem Paket
sind Mittel für die Wassergewin-
nung aus dem Meer. Das Verfah-
ren, das im wenig umweltbe-
wussten Texas bereits öfter ange-
wendet wird, birgt durch die not-
wendige Entsalzung Umweltpro-
bleme und verursacht Gesund-
heitsschäden. Ebenso wie die Öl-
förderung via Fracking (die PAZ
9/14 berichtete), das vor allem
Unmengen an Wasser verbraucht.
Überraschend hat Kalifornien so-
eben ein Verbot von Fracking an-
gekündigt. Vor allem im Sommer
drohen durch die Dürre wieder
gewaltige Feuer in den Berg-Ge-
meinden. Oft werden sie ausge-
löst von einem weggeworfenen
Streichholz oder einem verbote-
nen Lagerfeuer, wofür den Verur-
sachern hohe Gefängnisstrafen
drohen. Leider ist Kalifornien
nicht allein. Derzeit leiden 87
Prozent der Staaten im Westen
der USA unter extremer Dürre.
Doch regnet es endlich, bahnt

sich eine neue Katastrophe an:
Denn hier stürzen jedesmal Was-
sermassen vom Himmel. Sie bil-
den aus der staubig-trockenen Er-
de und abgebranntem Boden ge-
waltige Schlammlawinen, die zu
Tal stürzen und Privathäuser wie
halbe Dörfer verschlucken.

Liselotte Millauer

Traumhafter Frühling mit Todesfolge
Dürre zeigt Kalifornien Grenzen auf: Tiere verenden und Menschen werden arbeitslos

Naive Vorgaben
EU: Bürgerkriege nicht indirekt finanzieren

Rohstoffkäufe nur von
»sauberen« Händlern

Landwirtschaft ist
wichtigster 

Wirtschaftszweig

Brüssel – Die EU lässt derzeit die
Verwendung von EU-Geldern in
der Türkei auf Hinweise von Un-
regelmäßigkeiten prüfen. Zu den
vier türkischen Ministern, die im
Rahmen eines Korruptions-Skan-
dals im Dezember zurücktreten
mussten, gehörte auch der EU-
Minister Egemen Bagis. Dieser
hatte ab 2009 im Auftrag des tür-
kischen Ministerpräsidenten Re-
cep Tayyip Erdogan die Beitritts-
verhandlungen der Türkei mit der
EU geführt und auch die von
Brüssel überwiesenen Gelder ver-
waltet. Im Förderzeitraum 2007
bis 2013 hat Ankara laut Auswär-
tigem Amt insgesamt rund 4,9
Milliarden Euro aus der Heran-
führungshilfe IPA, die für Bei-
trittskandidaten vorgesehen ist,
erhalten. Bel

Tokio kann sich nicht
auf USA verlassen

Zu allem bereit: Peking zeigt im Staatsfernsehen gern Bilder, die ver-
deutlichen, dass Chinas Soldaten kampfwillig sind Bild: action press
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Von den Gewerkschaften bis zum
Bundesverband der Deutschen
Industrie (BDI) reicht die Allianz
derjenigen, die für mehr Zuwan-
derung nach Deutschland trom-
meln. Als Argument herhalten
muss dabei das Horrorszenario
eines drohenden Fachkräfteman-
gels.

Viel zu selten wird dabei hinter-
fragt, was es mit dem angeblich
drohenden Fachkräftemangels
wirklich auf sich hat. Schaut man
etwa, was das Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB) zum Thema
zu sagen hat, dann klingt das
kaum alarmierend. Momentan
wird nämlich keineswegs ein
genereller Mangel an Fachkräften
in Deutschland gesehen, auch bis
zum Jahr 2030 werden nur kleine
Verschiebungen hin zu einem
Mangel prognostiziert. Tatsächlich
müssen sich Wirtschaft und Poli-
tik den Vorwurf gefallen lassen,
das Arbeitskräftepotenzial, dass in
Deutschland selbst vorhanden ist,
ungenutzt zu lassen, um stattdes-
sen die Leier von der vorgeblich
notwendigen Massenzuwande-
rung ausländischer Fachkräften
umso ausgiebiger zu strapazieren.
Tatsächlich hat das, was momen-
tan hierzulande an Zuwanderung
stattfindet, kaum etwas mit dem
zu tun, was klassische Einwande-
rungsländer wie Kanada an effek-
tiver Zuwanderung praktizieren. 
Weitgehendes Versagen und

Schweigen der Politik herrscht
bisher auch bei einem anderen
Phänomen: Deutschland verliert
selbst viele qualifizierte Arbeits-
kräfte, und zwar durch Auswande-
rung. Allein im Jahr 2012 sind
712000 Menschen ausgewandert.
Unter ihnen die „Crème de la
Crème“, so die Diagnose des
Unternehmensberaters Martin
Gaedt, der sich mit dieser Abwan-
derung in seinem Buch „Mythos
Fachkräftemangel“ intensiv
beschäftigt hat. 
Im Durchschnitt haben 15 Pro-

zent aller Deutschen einen aka-
demischen Abschluss. Von den
Deutschen, die ihr Glück im Aus-
land suchen, verfügen aber 86
Prozent über einen akademi-
schen Abschluss, so die Rech-

nung die Gaedt aufmacht.
Deutschland verliert damit nicht
nur gut ausgebildete und moti-
vierte Arbeitskräfte. Eine Schät-
zung geht davon aus, dass allein
2008 mit den deutschen Auswan-
derern auch 34 Milliarden Euro
an Steuergeldern verloren gegan-
gen sind, die in den Jahrzehnten
davor für ihre Bildung aufgewen-
det worden sind. Der Rekrutie-
rungsexperte Gaedt führt an,
dass die besseren Verdienstaus-
sichten nur ein Grund seien, der
so viele Deutsche ins Ausland
treibe. Die Kernmotivation liefer-
ten viele Unternehmen durch
eine mangelnde Wertschätzung,
die selbst kompetenten Fachkräf-
ten bei Bewerbungen entgegen-
schlägt. Noch aus Zeiten eines
Überangebots von Arbeitskräften
ist in so mancher Personalabtei-

lung noch eine Form von Guts-
herrenmentalität vorhanden, so
Gaedt. Bewerber werden mit
unpersönlichen Antwortschrei-
ben abgefertigt, denen wochen-
lange Wartezeiten bis zum

Bewerbungsgespräch folgen.
Haben die potenziellen Kandida-
ten zwischenzeitlich nicht das
Weite gesucht – sprich ein Ange-
bot aus dem Ausland angenom-
men –, dann wird hierzulande oft
nur berufliche Unsicherheit bei
geringen Gehältern und befriste-
ten Verträgen geboten. 

Zweifel, ob es denn mit dem
Fachkräftemangel so akut ist,
wecken auch die Pläne von
Arbeitsministerin Andrea Nahles
(SPD), die Arbeitnehmern die
Möglichkeit einräumen will, ohne
Abschläge mit 63 Jahren in den
Ruhestand zu gehen. Zwar haben
Nahles Pläne bereits Warnungen
vor einem „unverantwortbaren
Raubbau am Erfahrungsschatz
der Unternehmen“ ausgelöst, ein
Blick auf Daten der Deutschen
Rentenversicherung entzieht dem
alarmistischen Geschrei aber
schnell den Boden. Im Jahr 2012
befanden sich lediglich 22,5 Pro-
zent der neu in die Altersrente
Gegangenen im Jahr vor ihrer
Verrentung überhaupt noch in
einem sozialversicherungspflich-
tigen Arbeitsverhältnis. Mit ande-
ren Worten: Der Abschied vom

Arbeitsleben beginnt im
Normalfall für viel Deut-
sche längst vor dem offi-
ziellen Rentenbeginn.
Und zwar häufig
dadurch, dass Arbeit-
nehmer jenseits der 50
für Personalchefs nur als
Risiko und Kostenfaktor
gesehen werden – dem
Gerede vom Erfahrungs-
schatz der Älteren zum
Trotz. In der Realität
läuft vor allem bei gro-
ßen Konzernen eine
ganz einfache Kalkula-
tion: Frühverrentungen
und Entlassungen
ermöglichen es, ältere
Arbeitnehmer loszuwer-
den, die mit alten Verträ-
gen und langer Firmen-
zugehörigkeit noch zu
guten Konditionen
bezahlt werden. Auf
Kosten der Rentenkasse
wird Platz geschaffen für
junge, vor allem kosten-
günstigere Arbeitskräfte
– für Praktikanten, Zeit-
arbeitskräfte und Ange-
stellte mit befristeten
Arbeitsverträgen. 
Der Verdacht, dass ein

künftiger genereller
Fachkräftemangel nicht
vom Himmel fällt, son-
dern zum guten Teil

selbst verschuldet sein wird,
kommt auch mit Blick auf eine
Fehlentwicklung bei der Berufs-
ausbildung. Die Mehrzahl der
aktuell 119 sogenannten Engpass-
berufe, bei denen die Zahl der
Stellenangebote die gemeldete
Zahl der Arbeitslosen übersteigt,
basiert auf der dualen Ausbildung.
Im Klartext: Es besteht kein Bedarf
an studierten Theaterwissen-
schaftlern und Sinologen, sondern
an gelernten Kellnern oder Instal-
lateuren. Untermalt durch immer
neue Studien der OECD, die
Deutschland einen Nachholbedarf
an Akademikern bescheinigt, ist
ein regelrechter Akademisie-
rungswahn entstanden, während
klassische Lehrberufe zunehmend
unter einem schlechten Ruf leiden
– trotz guter Berufsaussichten.

Norman Hanert

Wirtschaft 
nutzt Potenzial zu

wenig

MELDUNGEN

Duale Ausbildung
aufwerten

Berlin – Bundesbildungsministe-
rin Johanna Wanka (CDU) will
Studienabbrecher für das Hand-
werk gewinnen und startet jetzt
eine entsprechende Initiative. Sie
reagiert damit auf den inzwischen
auch von der Politik mit Sorge
betrachteten Trend zum Studium.
So studierten im Wintersemester
2013/2014 mit 2,6 Millionen Stu-
denten so viele junge Leute wie
nie zuvor. Gleichzeitig erreichte
die Zahl der abgeschlossenen
Ausbildungsverträge 2013 den
niedrigsten Wert. Der „Spiegel“
kommentiert die Initiative der
Bundesregierung als längst über-
fällig, habe sie doch mit ihrer För-
derung des Studiums mit dafür
gesorgt, dass eine Ausbildung
heute so attraktiv erscheint „wie
Urlaub in Eisenhüttenstadt“.
Wanka will nun ihr Glück bei den
Studienabbrechern versuchen. Da
35 Prozent der Bachelor-Studen-
ten vor Erreichen eines Abschlus-
ses die Universität verlassen, sol-
len diese Personen gezielt auf
eine Ausbildung angesprochen
werden. Auch sollen zum künfti-
gen Beruf passende Studienlei-
stungen angerechnet werden. Bel

Wien: Milliarden
im Feuer

Wien – Österreichs Banken drohen
durch die Krise in der Ukraine
empfindliche Verluste. Nach Anga-
ben der Zentralbank in Wien
waren die Kreditinstitute der
Alpenrepublik im Juni 2013 mit
209,7 Milliarden Euro in der
Ukraine engagiert. Als Problem
könnte sich erweisen, dass mehr
als 70 Prozent aller Kreditverträge
in der Ukraine auf Euro, Dollar
oder Franken lauten, die in der
immer schwächer werdenden Lan-
deswährung bedient werden müs-
sen. Laut Ratingagentur Moody’s
haben die Bank Austria und die
Raiffeisen-Bank neben insgesamt
acht Milliarden Euro an Krediten
auch noch 720 Millionen Euro an
ukrainische Staatsanleihen in den
Bilanzen. N.H.

Kein Licht in Sicht
Kroatien profitiert nicht von EU-Beitritt

In die Abhängigkeit getrieben
Studie des US-Landwirtschaftsministeriums lässt Gen-Mais wirtschaftlich schlecht abschneiden

Ein „Super-Griechenland“ hat-
ten Skeptiker prophezeit, sollte

Kroatien in die EU aufgenommen
werden. Zwar steht ein Offenba-
rungseid in Form eines Rettungs-
pakts noch aus, die pessimisti-
schen Vorbehalte gegen das 28.
EU-Mitglied scheinen sich aber
immer mehr zu bestätigen. Noch
nicht einmal ganz ein Jahr ist Kro-
atien nun EU-Mitglied, schon ist es
auf dem besten
Wege, dass Brüs-
sel erstmals ein
Defizitverfahren
eröffnet. Beim
aktuellen Staats-
haushalt reißt das Land mit einem
Defizit von 5,5 Prozent ganz klar
die Maastricht-Hürde von drei
Prozent. Auch bei der Gesamtver-
schuldungsgrenze wird Kroatien
mit Sicherheit dieses Jahr die
erlaubte Obergrenze von 60 Pro-
zent durchbrechen. 
Obsolet sind allerdings nicht nur

die Versprechungen zur finanziel-
len Konsolidierung, die noch im
Vorfeld des EU-Beitritts aus Zagreb
zu hören waren, auch die Hoffnun-
gen auf einen wirtschaftliche Auf-
schwung durch einen EU-Beitritt
haben sich in Luft aufgelöst. Seit
2009 ist das Bruttoinlandsprodukt
Kroatiens um zwölf Prozent

geschrumpft. Während die Regie-
rung für 2014 noch die Hoffnung
auf ein Miniwachstum verbreitet,
sehen die meisten Wirtschaftsfor-
scher das Land auch im sechsten
Jahr in einer Rezession stecken
bleiben. 
Ohnehin ist die Ausgangslage

Kroatiens in der EU nicht sonder-
lich günstig. Die Industrie steuert
gerade mal 15 Prozent zur Wirt-

schafts leistung
bei. Zu viele der
knapp 4,5 Kroaten
leben von der
Landwirtschaft
oder dem Tou-

rismus, der nur für vier Monate im
Jahr Beschäftigung verschafft.
Dazu kommen eine weitverbreitete
Korruption und eine wuchernde
Bürokratie, die jede Geschäftstätig-
keit behindern. Im Global Compe-
titiveness Report des World Econo-
mic Forum, der die Wettbewerbsfä-
higkeit von Ländern vergleicht,
landete Kroatien lediglich auf Platz
81 – sogar noch hinter Botswana.
In einer Rangliste von 174 Ländern
von Transparency International,
bei der die Korruption untersucht
wurde, rangiert das Land auf Posi-
tion 62. Als Folge liegt die Arbeits-
losigkeit unter den Kroaten offiziell
bei 20 Prozent. N.H.

Vor wenigen Wochen hat die
EU den Weg für die Zulas-
sung des umstrittenen Gen-

Maises 1507 freigemacht. In den
USA ist der Anbau von genverän-
derte Getreide (Mais, Soja, Raps)
längst alltäglich. Nach über 15 Jah-
ren des Anbaus in den USA hat das
US-Landwirtschaftsministerium
eine Studie über die bisherigen
Erfahrungen und Erkenntnisse
hierzu veröffentlicht. Nicht darin
behandelt werden mögliche
gesundheitliche Risiken durch gen-
veränderte pflanzliche Organis-
men (GVO) für den Menschen.
Aber auch ohne Berücksichtigung
dieser Thematik ist nun erwiesen,
dass der Anbau von GVO seine
Schattenseiten hat.
Mit mehr als 50 Prozent seit

2001 fiel die Verteuerung des GVO-
Saatguts unerwartet hoch aus. Im
Gegensatz zu der anfänglich aufge-
stellten Behauptung der Gentech-
nik-Konzerne, es würden beim
Anbau von GVO keine oder zumin-
dest deutlich weniger Agrochemi-
kalien benötigt, wird nun offiziell
attestiert, dass davon sogar größere
Mengen als im konventionellen
Getreideanbau eingesetzt werden
müssen, um des Unkrauts Herr zu
werden, nämlich elf Prozent mehr.
Bestätigt wurde die Beobachtung

der Farmer, dass genverändertes
Getreide generell eher geringere
Ernteerträge erbringt als solches
aus herkömmlichem Anbau. Auf
längere Sicht wird sich dies bislang
aber aufgrund der vorwiegenden
Verwendung glyphosathaltiger

Unkrautvernichtungsmittel auf Fel-
dern mit GVO-Pflanzen ausge-
glichen. Glyphosat wirkt als Breit-
bandherbizid gegen alle Pflanzen
außer gegen Nutzpflanzen, die
mittels Gentechnik verändert sind
und eine Resistenz gegen Glypho-
sat aufweisen. Das blieb allerdings

nicht ohne Folgen. Durch den
großflächigen, intensiven Einsatz
des Alleskillers Glyphosat, der
auch im weltweit angewandten
Pflanzenschutzmittel Roundup
enthalten ist, sind bisher schon 14
Unkrautpflanzen gegen sämtliche
Herbizide resistent geworden, wie
die Studie mitteilt. Diese Unkräuter
reagieren auf gar nichts mehr. Das
gibt Anlass zur Sorge. 
Hinzu kommt die Abhängigkeit

der Farmer von den Gentechnik-
Konzernen, die ihnen sowohl das
Saatgut als auch die dafür benötig-
ten Herbizide und Pestizide ver-
kaufen. Einige Drittwelt- und
Schwellenländer haben schon rea-
giert. Sie streben einen Ausstieg
aus dem Anbau von GVO an, wie
unlängst der Fernsehsender BBC
World vermeldete. Genannt wer-
den Mexiko und tendenziell ganz
Lateinamerika, Indien und China.
Den US-Farmern wird zurzeit
lediglich empfohlen, auch andere
Unkrautmittel anzuwenden und
auf eine abwechslungsreiche
Fruchtfolge zu achten. Wenn das
unter dem Strich alles ist, was man
aus der bisherigen Entwicklung
gelernt hat, dann liegt die Vermu-
tung nahe, dass dieser Hilflosigkeit
signalisierende Ratschlag auf
einem Kompromiss mit dem größ-

ten und einflussreichsten US-Kon-
zern für Agrar-Gentechnik, Mons-
anto, beruht. 
Die große Mehrheit der Euro-

päer lehnt Anbau und Verkauf von
Gen-Getreide strikt ab. Umso mehr
steht die EU-Kommission in der
Pflicht, die US-Studie gründlich
prüfen zu lassen. Gen-Mais 1507
ist hochgradig immunisiert, er ist
nicht nur resistent gegen bestimm-
te Pflanzenschutzmittel, sondern
enthält auch Pestizide gegen meh-
rere Fressfeinde. Sein Verkauf als
Lebens- und Futtermittel in der EU
wurde bereits genehmigt. 1507
wäre die zweite in Europa zugelas-
sene Gen-Maissorte. Der Anbau
würde vermutlich zunächst nur in
Spanien erfolgen. Wie aus einer
Drucksache des Bundestags her-
vorgeht, dürften nach der Zulas-
sung von 1507 auch Anbau-Zulas-
sungen für mindestens fünf weitere
gentechnisch veränderte Maisli-
nien anstehen, deren Zulassungs-
verfahren ähnlich weit fortge-
schritten ist. 
Am Ende entscheiden jedoch die

Bauern, was sie anbauen und für
sie zählen Kosten und Ertrag, bei-
des scheint, wie die aktuelle Studie
zeigt, bei Gen-Mais keineswegs
optimal zu sein.

Dagmar Jestrzemski

Investitionsumfeld ist
äußerst feindlich

Kein Wundermittel: Gen-Mais
bietet zahlreiche Nachteile
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Duale Ausbildung vernachlässigt: Es herrscht Mangel an Installateuren Bild: Caro

Abstimmung mit den Füßen
Neben Auswanderung reduziert der von der Politik betriebene Akademisierungswahn Zahl der Fachkräfte
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Die „Alternative für Deutsch-
land“ (AfD) ist eine junge
Partei, sie ist gerade einmal

ein Jahr alt, und wir sind noch
nicht im EU-Parlament angekom-
men. Da geziemt sich eine gewisse
Bescheidenheit. Wir wissen sehr
wohl, dass wir mit möglicherweise
fünf, acht oder zehn Abgeordneten
die Weltgeschichte nicht verän-
dern können. Aber wir können zu-
sammen mit anderen dafür sorgen,
dass sich das Brüsseler Europa
nicht weiter zu einem föderalen
Staat entwickelt, einem Staat, den nie-
mand wollte, als Konrad Adenauer und
Charles de Gaulle das Europa der Vater-
länder ausriefen.

Europa geht in eine Richtung, die un-
umkehrbar scheint und die den Men-
schen keine Wahl lassen soll. Der frühere
Euro-Gruppenchef Jean-Claude Juncker
hat das ebenso klar wie zynisch ausge-
drückt: „Wir beschließen etwas“, so er-
klärte er vor einigen Jahren, „stellen das
dann in den Raum und warten einige Zeit
ab, was passiert. Wenn es dann kein gro-
ßes Geschrei gibt und
keine Aufstände, weil
die meisten gar nicht
begreifen, was da be-
schlossen wurde,
dann machen wir
weiter – Schritt für
Schritt, bis es kein
Zurück mehr gibt.“

Unsere Schweizer Freunde haben die
Methode offensichtlich sehr schnell
durchschaut und in der Volksabstim-
mung zur Einwanderungspolitik entspre-

chend reagiert. Es wird also darauf an-
kommen, in Brüssel mit jenen Kräften zu-
sammenzuarbeiten, die sich nicht zy-
nisch über den Volkswillen hinwegset-
zen, sondern für Volksabstimmungen in
allen grundsätzlichen Angelegenheiten
wie neue Beitritte eintreten und unsere
Euro-kritische Positionen teilen.

Europa ist endlich. Es hat geografische,
kulturelle und historische Grenzen, die
von der EU nicht missachtet werden dür-
fen. Aus diesen Gründen lehnen wir die
Aufnahme der Türkei in die Europäische

Union ab und treten
für eine Beendigung
der Aufnahmever-
handlungen ein. Es
ist eine Heuchelei,
immer neue Kapitel
zu öffnen und dabei
zu wissen, dass der

Weg ins Nirgendwo führt. Aber auch die
europäische Erweiterungspolitik gehört
auf den Prüfstand. Entgegen allen Be-
schwörungen hat die Aufnahme von Bul-
garien und Rumänien nicht zu Fortschrit-

ten bei der Durchsetzung von Rechts-
staatlichkeit in diesen Ländern geführt.
Im Gegenteil: Mit dem Geld der EU wur-
den alte Seilschaften an der Macht gehal-
ten, die den Reformprozess blockieren
und die Probleme nicht-integrierter Ro-
ma-Familien nach Frankreich und
Deutschland exportieren. Wir haben wie-
der einmal naive Gutgläubigkeit an die
Stelle pragmatischer Realpolitik gesetzt.

Schwieriger noch, als aktuelle Ent-
scheidungen zu beeinflussen, ist der
Umbau der EU im Ganzen. Dazu gehört
eine Stärkung des Einflusses Deutsch-
lands aufgrund seiner Bevölkerungszahl,
der Wirtschaftskraft und der finanziellen
Beiträge zum Erhalt der EU. Das gilt
nicht nur für Kommission und Parla-
ment, sondern ebenso für den Europäi-
schen Gerichtshof, der sich längst von ei-
nem echten Gericht zu einer bürokrati-
schen Institution zur Durchsetzung des
Vorranges der EU vor den Nationalstaa-
ten entwickelt hat. Und mithilfe dieser
Institution greift die EU immer stärker
nach Kompetenzen, die in keinem Ver-

trag stehen und die mit der Umsetzung
des Binnenmarktes nichts zu tun haben.
Der bewährte Grundsatz der Subsidia-
rität wurde über Bord geworfen zu Gun-
sten des Prinzips: je
mehr Europa desto
besser. Und so findet
von den neuen Glüh-
lampen über die Se-
pa-IBAN-Zahlenun-
getüme bis zu dem
immer wieder ver-
suchten Eingriff in das nationale Straf-
recht eine schleichende Kompetenzer-
weiterung statt, die am Ende den europä-
ischen Superstaat auch ohne neue Ver-
fassung und die entsprechende Volksab-
stimmung hervorbringt. 

Wir sind deshalb sowohl gegen eine eu-
ropäische Wirtschaftsregierung wie ge-
gen den Versuch, über die Einbeziehung
deutscher Soldaten in afrikanische Aben-
teuer eine gemeinsame Verteidigungspo-
litik außerhalb der Nato zur entwickeln.
Denn beides sind Versuche, die EU über
das in den Maastrichter Verträgen festge-

legte ursprüngliche Ziel eines ge-
regelten Marktes hinaus zu einem
Staat zu erheben. Diesem Ziel die-
nen auch andere gesellschaftsver-
ändernde Projekte, die in keinem
der ursprünglichen Verträge auf-
tauchen. Denn was hat – um nur
ein Beispiel zu nennen – die Gen-
der-Politik der EU mit uneinge-
schränktem Wettbewerb zu tun?

Es wird die Aufgabe der AfD im
Verbund mit anderen Euro-kriti-
schen Parteien sein, diesen Zug
der Lemminge zu stoppen und die

Europäische Union den Menschen zu-
rückzugeben. Es kann nicht sein, dass
die Eliten darüber befinden, was gut für
die Bürger ist; diese sollten selbst ein

schlankeres Europa
bauen. Da es weder
eine europäische
Identität noch ein
europäisches Staats-
volk oder eine euro-
päische Nation gibt,
ist die Idee der Ver-

einigten Staaten von Europa wirklich-
keitsfremd. Sie widerspricht Kultur und
Tradition von 2000 Jahren europäischer
Entwicklung. Europa ist uns zu wichtig,
um es den nicht gewählten Bürokraten
in Brüssel zu überlassen. Wenn es als
Union souveräner Staaten überleben
soll, kann es deshalb nur mit den Men-
schen und nicht gegen sie geschehen.

Der Autor ist Publizist, Vorstandsmit-
glied der AfD und Spitzenkandidat der
Partei für die Landtagswahl in Branden-
burg.

Gastbeitrag

EU: Den Zug 
der Lemminge stoppen

Von ALEXANDER GAULAND

Europa ist endlich: Es hat
geografische, kulturelle

und historische Grenzen

Wir von der AfD sind 
gegen einen europäischen

Superstaat

Es ist doch wieder einmal ty-
pisch: Da will die neue Präsi-

dentin der Kultusministerkonfe-
renz die Erinnerungskultur der
Schüler in Deutschland intensi-
vieren, und das, was Sylvia Löhr-
mann zuerst einfällt, ist der Holo-
caust. Vor 50 Jahren mag es ja
sinnvoll gewesen sein, die Schü-
ler für das Thema Judenvernich-
tung zu sensibilisieren und die
damals herrschende Spirale des
Schweigens zu durchbrechen,
heute jedoch werden die Schüler
inzwischen von so vielen Seiten
mit dem Thema konfrontiert und
die Gefahr besteht, dass sie sich
genervt abwenden. 

Wer zudem Menschen für ein
Thema begeistern will, der sollte
auch mit positiven Beispielen ar-
beiten. Wie wäre es, darauf hin-
zuweisen, dass Deutschland, ge-

nauer Preußen, Vorreiter in Sa-
chen Sozialversicherung und bei
der Abschaffung von Folter und
Kinderarbeit war? Auch für den
Gedanken der Toleranz gegenüber
anderen findet man in der deut-
schen Geschichte zahlreiche Bei-
spiele. Ähnliches gilt für den
Drang nach Freiheit, den Wunsch
nach Wissen und die Entdeckung
der Welt durch Naturwissen-
schaft, Literatur und Philosophie.

Doch man könnte die Liste der
positiven Beispiele noch ewig
weiterführen und bei Menschen
wie der Grünen-Politikerin Löhr-
mann doch nichts bewirken. Ge-
rade die Grünen sind groß darin,
wenn es darum geht, die Leistun-
gen der Deutschen kleinzureden
oder gar zu verschweigen und
nur ihre Verfehlungen ins Ram-
penlicht zu schieben. 

Hauptsache negativ
Von Rebecca Bellano

Äpfel und Birnen
Von Manuel Ruoff

Kollegenschelte ist nicht un-
sere Aufgabe, aber wenn

vom öffentlich-rechtlichen
Deutschlandfunk eine Mischung
aus Milchmädchenrechnung
und Hetze über den Äther geht,
kann das nicht unwidersprochen
bleiben. Unter der Zwischen-
überschrift „Ist Steuerhinterzie-
hung weniger kriminell als Be-
stechlichkeit?“ kommentiert Mi-
chael Watzke, immerhin Landes-
korrespondent Bayern, zum
Hoeneß-Prozess: „Zum Ver-
gleich: Als sich Gerhard Grib-
kowsky, der ehemalige Risiko-
chef der bayerischen Landes-
bank, von Formel-1-Unterneh-
mer Bernie Ecclestone schmie-
ren ließ, ging es um rund 36
Millionen Euro. Also in etwa um
die doppelte Summe wie jetzt
bei Uli Hoeneß. Gribkowsky
wurde zu achteinhalb Jahren Ge-
fängnis verurteilt. Wegen Be-
stechlichkeit. Aber ist Steuerhin-
terziehung weniger kriminell als
Bestechlichkeit? Beides ist
scheinbar leicht verdientes Geld.
Beides fügt dem Staat immensen
Schaden zu. Denn das Geld, das

sich Hoeneß ähnlich wie Grib-
kowsky erschlichen hat, fehlt am
Ende für wichtige Aufgaben.“

Folgen wir dieser Logik, müss te
ein Auftragskiller, der für seinen
Mord nur ein Bruchteil dessen
erhalten hat, was Hoeneß hinter-
zogen haben soll, auch nur einen
Bruchteil von dessen Strafe er-
halten. Und eine weitere rhetori-
sche Frage würde lauten: „Ist
Steuerhinterziehung weniger kri-
minell als Mord?“

Entscheidend für die Beurtei-
lung einer Straftat muss doch we-
niger sein, welchen Vorteil sie
dem Täter einbrachte als welchen
Schaden sie dem Opfer zufügte.
Und der entspricht bei Beste-
chung eben leider nicht nur der
Höhe des Bestechungsgeldes, wie
Watzke behauptet, sondern be-
steht in dem Nachteil, der einem
Dritten, in der Regel dem Arbeit-
geber des Bestochenen, daraus
erwächst, dass dieser tut, was der
Bestechende will. Ist das dem
Deutschlandfunk beziehungs-
weise seinem Korrespondenten
nicht klar oder heiligt hier der
Zweck die Mittel?

Wie es gerade passt
Von Hans Heckel

Der Brandstifter: Wer stoppt
Putin?“, fragt der „Spiegel“
mit einem Kreml-Chef auf

der Titelseite, der mit zynischer
Mine auf US-Präsident Barack
Obama, Briten-Premier David Ca-
meron und Kanzlerin Angela Mer-
kel herabblickt, wobei Merkel ein
weißes Fähnchen in der Hand
hält. Nachdem die frühere US-
Außenministerin Hillary Clinton
den russischen Präsidenten sogar
mit Hitler verglichen hat, ist Wla-
dimir Putin zum neuen Inbegriff
des Bösen geworden. Dem Ge-
scholtenen sei das völlig gleich,
heißt es. Aber vielleicht ist diese
Zuschreibung auch nur ein wei-
teres Detail in dem Schreckbild,
das in Politik und Medien von
Putin gezeichnet wird.

Mittlerweile könnte der russi-
sche Staatschef aber auch tun
und lassen, was er will, der Böse
dürfte er bis auf Weiteres bleiben.
Einer, dem man keine berechtig-
ten Motive mehr zugesteht, einer,
der sich „gegen die Weltgemein-
schaft gestellt hat“. Daher ist es
vielleicht sinnvoll, einen anderen

Russen zu Wort kommen zu las-
sen, um Moskaus Motive zu er-
kennen. Einen, den die Deut-
schen so tief in ihr Herz geschlos-
sen haben wie noch keinen aus
dem östlichen Riesenreich: Mi-
chail Gorbatschow.

2009 gab jener Gorbatschow
der „Bild“-Zeitung ein Interview,
das einige Erklä-
rungen bietet für
die harte Hal-
tung Moskaus
hinsichtlich ei-
ner West-Anbin-
dung der Ukrai-
ne. Darin er-
innert der letzte Sowjet-Chef an
die Zwei-plus-Vier-Verhandlun-
gen über die deutsche Einheit
und die Zusagen, die der UdSSR
(deren Rechtsnachfolger Russ-
land ist) damals gemacht worden
seien. Gorbatschow: „Kohl, US-
Außenminister James Baker und
andere sicherten mir zu, dass die
Nato sich keinen Zentimeter nach
Osten bewegen würde. Daran ha-
ben sich die Amerikaner nicht
gehalten, und den Deutschen war

es gleichgültig. Vielleicht haben
sie sich sogar die Hände gerie-
ben, wie toll man die Russen über
den Tisch gezogen hat. Was hat es
gebracht? Nur, dass die Russen
westlichen Versprechungen nicht
mehr trauen.“

Die mögliche Strategie des We-
stens formuliert Gorbatschow

voll Bitterkeit:
„Je länger man
Russland nicht
auf die Beine
kommen lasse,
desto leichter
könne man sich
ein paar weitere

fette Brocken schnappen“, so der
bewunderte Reformer, der laut
„Bild“ dann mit lauter Stimme
warnt: „Aber damit kommt man
nicht durch! Schreiben Sie das in
großen Buchstaben!“

Westliche Quellen behaupten,
diese Zusage sei ein Mythos, den
Gorbatschow erfunden habe. Tat-
sächlich? Unbestritten steht im
Zwei-plus-Vier-Vertrag die Be-
stimmung, dass niemals westalli-
ierte Soldaten auf dem Gebiet

der ehemaligen DDR stationiert
werden dürfen. Diese Klausel ist
vollkommen sinnlos, seit westal-
liierte Soldaten östlich der dama-
ligen DDR in Polen oder Rumä-
nien frei schalten und walten
können. Ergo ist Gorbatschows
Interpretation weitaus glaubwür-
diger als die westliche Entgeg-
nung.

Es sei das Recht der ukraini-
schen Regierung, jedes Bündnis
ihrer Wahl einzugehen, heißt es
schließlich, US-Versprechen hin
oder her. Formell stimmt das.
Aber wie reagierten wohl die
USA, wenn ihre unmittelbare
Nachbarschaft, ehemaliges US-
Gebiet gar, Militärbündnisse mit
Russland und China einginge?
1983 besetzten die USA hand-
streichartig den kleinen Karibik-
staat Grenada, weil dort eine
mutmaßlich Kuba-freundliche
Regierung an die Macht gekom-
men war. Proteste der UN und
selbst der US-Verbündeten Kana-
da und Großbritannien störten
Washington dabei nicht im Ge-
ringsten.

US-Invasion auf
der Karibikinsel
Grenada 1983:
Die damals 
neu gebildete 
Regierung war
Washington zu
Kuba-freundlich,
und so 
marschierte 
man ein

Bild: action press

Gorbatschow verwies
bereits vor Jahren auf
gemachte Versprechen
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Finnischer 
Dichter-Frühling
Leipzig − Bei der Frankfurter
Buchmesse im Oktober wird
Finnland der diesjährige Ehren-
gast sein. Quasi als Appetithäpp-
chen präsentiert sich die Literatur
Finnlands schon jetzt vorab beim
Lesefestival „Leipzig liest“. Im
Rahmen der Leipziger Buchmesse
werden noch bis zum 16. März
finnische Autoren in der ganzen
Stadt verteilt aus ihren Werken
lesen. Vielversprechende Vertre-
ter der jüngeren Autoren-Genera-
tion wie beispielsweise Aki Olli-
kainen („Das Hungerjahr“), Tuo-
mas Kyrö („Der Bettler und der
Hase“) oder Hanna Hauru werden
das finnische Programm in Leip-
zig gestalten. Eingeladen sind
unter anderem bekannte Autoren
wie Timo Parvela („Ella und der
Millionendieb“), Juhani Seppo-
vaara („Mit dem Moped durch
Finnland“) und Niina Lehtonen
Braun („Mother Said“). Buchvor-
stellungen, Lesungen und Diskus-
sionen über Finnland stehen auf
dem Messegelände gleich auf
zwei großen Bühnen auf dem
Plan: auf der Bühne der Frankfur-
ter Buchmesse (Halle 4, B501)
und traditionell am Messestand
Nordisches Forum (Halle 4,
C403). Weitere Infos zum finni-
schen Programm in Leipzig unter
www.leipzig-liest.de. tws

Einfach hereinspazieren, die Bil-
der von der Wand hängen und
damit unerkannt verschwinden
funktioniert natürlich nicht. Die
millionenteuren Kunstwerke sind
in den Museen vor Diebstahl
streng gesichert. Trotzdem gelin-
gen den Kunsträubern immer
wieder spektakuläre Coups.

Die Geschichte lässt jedem das
Herz bluten: Im Oktober 2012
hatten Bilderdiebe aus der Rotter-
damer Kunsthalle Werke von
Picasso, Gaugin, Monet und
Matisse geraubt. Was diesen
Kunstraub so abstoßend macht,
ist weder der Umstand, dass das
Museum kaum richtig gesichert
war, noch die Raff- und Geldgier
der beiden rumänischen Täter,
denen es letztlich egal ist, ob sie
Gemälde oder Kupferrohre klau-
en. Die Widerwärtigkeit lag darin,
dass die Mutter eines Täters die
sieben Beutestücke, alles un -
wiederbringliche Kulturschätze
von immensem Wert, im Badeo-
fen ihrer rumänischen Behausung
verbrannt hat, um ihren Sohn zu
schützen. Als sie merkte, dass ihr
dafür ebenfalls eine hohe Strafe
blühte, stritt sie es wiederum ab.
Auch die Mutter des krankhaf-

ten Dauerdiebs Stéphane Breit-
wieser zerstörte zwischen 1995
und 2001 immense Kunstwerte
und versenkte die Reste hernach
im Rhein-Rhône-Kanal sowie in
einem See bei Sélestat, wo sie erst
wieder mühsam herausgefischt
werden mussten. Es ist sehr ver-
wunderlich, wenn die Täter in
ihren Prozessen behaupten, sie
seien eigentlich durch die Liebe
zur Kunst zu ihren Taten angetrie-
ben worden. Kunstliebhaber las-
sen die Dinge nicht nur an ihrem
Platz, sondern achten auch kon-
servatorische Mindeststandards.
Ein Zerschneiden wäre ihnen
nicht möglich.
Einerseits sind viele Museen

und Sammlungen nicht gut genug
gegen Diebstahl geschützt, wie
etliche spektakuläre Fälle bele-
gen, andererseits tun sie hinter-
her alles, um die kostbaren Stücke
wiederzuerlangen – inklusive

Rückkauf direkt von den Tätern.
Das hat den Kunstraub zu einem
relativ leicht durchführbaren und
überaus einträglichen Geschäft
gemacht, bei dem die Verhältnisse
schon deshalb asymmetrisch sind,
weil dem Verbrecher das Schick -
sal seiner Beute herzlich egal ist,
während die Kuratoren schon

Höllenqualen durchstehen, wenn
nur die Luftfeuchtigkeit nicht
stimmt. Ganz besonders übel ist
es deshalb auch immer, Gemälde
vor dem Entwenden aus ihren
Rahmen zu schneiden. Selbst
wenn sie zurückkehren, sind sie
dadurch schwer beschädigt.
Zu den größten Coups auf dem

Gebiet des Kunstraubs gehört
natürlich der Fall Mona Lisa.
Allerdings erlangte dieses Gemäl-
de erst durch diesen Diebstahl
seine Berühmtheit, zuvor war es
eines von zahllosen Porträts, die
nur in Fachkreisen bekannt wa -
ren. Der Dekorationsmaler Vin-

cenzo Peruggia nahm es 1911 aus
seinem Rahmen heraus, versteck -
te es zwei Jahre lang und brachte
es einem Antiquitätenhändler. 
Ebenso leichtes Spiel hatten die

Täter, die im Mai 2010 das
Museum für Moderne Kunst in
Paris besuchten. Sie stiegen durch
ein schlecht gesichertes Fenster

an der Gebäuderückseite ein und
stahlen fünf Bilder. Die Wachleute
bemerkten nichts, die Alarmanla-
ge war defekt, und die Bilder
waren nicht einmal versichert.
Etwas schwie-

riger hatten es
die Räuber, die
sich 1994 in die
F r a n k f u r t e r
K u n s t h a l l e
Schirn einschließen ließen und
dort zunächst einen Wachmann
überwältigten. Sie nahmen ein für
eine Sonderausstellung ausgelie-
henes Bild von Caspar David
Fried rich aus der Hamburger

Kunsthalle und zwei von William
Turner aus der Tate Gallery mit.
Die Eigentümer kauften ihre Bil-
der zurück und bekamen über die
Versicherung mehr Geld zurück,
als für den Rückkauf nötig war.
Die Täter setzten sich nach Über-
see ab, wo sie sich mit dem Erlös
ein schönes Leben machen.

Wachpersonal mit sprichwört-
licher Wiener Gemütlichkeit hat
es zu verantworten, dass 2003 aus
dem Kunsthistorischen Museum
der Walzerstadt ein prunkvolles

Salzgefäß, eine
sogenannte Salie-
ra, gestohlen wer-
den konnte. Denn
die Sicherheits-
einrichtung funk-

tionierte, die Anlage schlug
zuverlässig Alarm. Nur ging nie-
mand der Sache nach. Die Wach-
leute schalteten den Alarm aus
und legten sich wieder schlafen.
Erst am folgenden Morgen

bemerkte jemand den Diebstahl
des 460 Jahre alten Kunstwerks.
Als es später wieder zurückkam,
waren Teile davon verbogen.
In einem anderen großen

Kunst raub ging es um ein wichti-
ges Tizian-Gemälde aus dem
Besitz des Marquis von Bath. In
diesem Fall nahm sich ein Exper-

te von Scotland Yard der Sache
an. Sieben Jahre sollte es dauern,
bis das Gemälde wieder auftau-
chen sollte: 2002 fand es sich in
London in einem Plastikbeutel.
Auch in diesem Fall war den
Tätern der Schutz der überaus
wertvollen Substanz des Kunst-
werks völlig egal. Und ein richtig
dickes Ding erlebten die Mitarbei-
ter der Kunstsammlung Bührle in
Zürich 2008: Zur normalen Öff-
nungszeit stürmten vier Masken-
männer schwerbewaffnet in das
Haus und rissen sich vier Top-
Gemälde unter den Nagel: Cézan-
ne, Monet, Degas und van Gogh. 

Da ist es für Delinquenten ein-
facher, wenn man direkt an der
Quelle sitzt. So war es vor zehn
Jahren im Auktionshaus Drouot in
Paris: Dessen Mitarbeiter ließen
ab und zu ein schönes Stück ver-
schwinden. Auch das Bild „Die
Welle“ von Gustave Courbet,
Schätzwert 900000 Euro, ver-
schwand auf diese Weise. 2009
flog die Sache bei einer Razzia
auf, bei den Mitarbeitern fanden
sich einige Gemälde. Angeblich
ist es unter den Mitarbeitern
mancher Auktionshäuser üblich,
sich an den Einlieferungen gütlich
zu tun.
Zu den spektakulärsten Kunst -

raubfällen gehört auch „Der
Schrei“ des norwegischen Malers
Edvard Munch. Es gibt von die-
sem Bild vier Versionen in unter-
schiedlichen Techniken, desweite-
ren existieren auch Lithografien.
Von den Originalen wurde eines
1994 gestohlen, ein anderes 2004.
Beide kamen wieder zu rück, aber
gerade das zweite wurde durch
die Kriminellen derart schlimm
behandelt, dass es nun kaum
mehr zu restaurieren ist. In einer
Ecke trägt es einen großen Was-
serschaden, außerdem gibt es grö-
ßere Farbabplatzungen sowohl
am Bildrand als auch im Bild
selbst. Der Täter David Toska
hatte die Chuzpe, der Polizei die-
ses und noch ein weiteres Munch-
Bild im Tausch gegen Straferlass
anzubieten.
Gelegentlich ist man fasziniert

von der Raffinesse oder der
Kühnheit, mit denen die Täter
vorgehen. Wenn es um unwieder-
bringliche Werte geht, die sich
auch durch viel Geld nicht erset-
zen lassen, oder um Menschenle-
ben, die für die Beutesucht der
Täter aufs Spiel gesetzt werden,
sind auch die letzten Grenzen
überschritten. Wir brauchen die
Bedeutung von Kunst nicht über-
bewerten, um zu wissen, dass sie
ein wesentlicher Teil unseres kul-
turellen Erbes ist. Jeder muss sie
schützen, und die Museen und
Sammlungen sollten für diesen
Schutz nicht an Sicherheitsmaß-
nahmen sparen. Alexander Glück

Zu Asche gemacht
Kunsträuber haben oft leichtes Spiel, sie fliegen selten auf − Um Spuren zu verwischen, landet ein Meisterwerk auch mal im Ofen

Unter Polizeischutz: Drei aus einem Mailänder Museum gestohlene Bilder, die in Paris unversehrt aufgefunden wurden Bild: action press

CD-Tipp

Nicht erst seit Astrid Lind-
grens „Pippi Langstrumpf“
wird schwedische Kultur

auch hierzulande massenhaft kon-
sumiert. Statt Kinderbücher sind
es nun fesselnde Schwedenkrimis,
die den deutschen Buchmarkt
überfluten und deren Verfilmun-
gen im Fernsehen bis zum Umfal-
len wiederholt werden. Mit dem
Autorenpaar Sjöwall und Wahlöö
fing es schon Mitte der 1960er
Jahre an. Jetzt lassen Henning
Mankell, Liza Marklund, Håkan
Nesser oder Stieg Larsson ganze
Blutbäder anrichten. 
Schaut man in den Buchhand-

lungen auf die Bestseller-Listen,
steht aktuell wieder ein schwedi-
scher Autor ganz weit oben. Jonas
Jonassons Roman mit dem merk-
würdigen Titel „Die Analphabe-
tin, die rechnen konnte“ hält sich
seit November letzten Jahres auf
den ersten Plätzen. Das Buch trat
die Nachfolge von Jonassons
Welterfolg „Der Hundertjährige,
der aus dem Fenster stieg und
verschwand“ an, der sich allein in
Deutschland über zwei Millionen
Mal verkauft hat und der sich von
Januar 2012 bis April 2013
ununterbrochen auf Platz 1 der
Bestellerlisten hielt. 
Da nimmt es nicht Wunder, dass

das Buch verfilmt wird, solange
der Trubel um darum anhält und

man damit zusätzlich Kasse
machen kann. Am Donnerstag
startet nun eine schwedische Ver-
filmung des Buches, die aber
durchaus kein uninspirierter
Schnellschuss ist, wie man hätte
befürchten können. Erste Überra-

schung: Es ist kein düsterer
Schwedenkrimi, der die Lein-
wand in nordische Melancholie
färbt. Klar, es gibt ein paar Lei-
chen, und ein phlegmatischer
Kommissar geht ein paar seltsa-
men Fällen nach, die in der
schwedischen Provinz passieren.
Aber der Film zeigt Schweden

von seiner heiteren, sommer-

lichen Seite, bei der auch ein Zir-
kuselefant sein Wohlgefallen fin-
det. Gemeinsam mit dem Dick -
häuter, einigen zufälligen Wegge-
fährten und einem Koffer voller
Geld, der dem unternehmungslu-
stigen 100-jährigen Allan Karls-

son nach seiner Flucht durch ein
Fenster aus einem Altersheim
unterwegs in die Hände fällt, geht
es quer durch die Lande. Immer
verfolgt vom Pflegepersonal des
Altersheims, der Polizei und einer
Diebesbande, die den Geldkoffer
zurückhaben will, entwickelt sich
ein Slapstick-geladener Road-
movie, der an Charlie Chaplins

beste Filme als glückssuchender
Tramp erinnert.
Zweite Überraschung: Holly-

wood wird mutig persifliert. Der
Film nimmt sich wie das europäi-
sche Pendant zur US-Produktion
„Forrest Gump“ von 1994 aus, bei
der der nicht gerade geistig helle
Titelheld die Weltgeschichte
dadurch beeinflusst, indem er
John F. Kennedy in Vietnam oder
Richard Nixon in die Watergate-
Affäre verwickelt. In Rückblenden
wird ein ähnlich bewegtes Leben
des 100-jährigen Karlsson erzählt.
Er rettet General Franco das
Leben und bewirkt so die Fortset-
zung des spanischen Bürger-
kriegs, er gibt Truman den ent-
scheidenden Tipp zum Bau der
Atombombe, trifft sich mit Stalin
zum Wodka und gibt Reagan wie
Gorbatschow die maßgeblichen
Stichwörter, die zum Fall der Ber-
liner Mauer führen werden.
Dieser 100-Jährige ist wie ein

naives Kind: Er nimmt das schick -
salhafte 20. Jahrhunderts mit
einem gelassenen Schulterzucken
hin. In der Ruhe liegt die Kraft,
und diese Nonchalance macht
den Film zu einem solchen cinea-
stischen Spaß, dass viele Kino-
gänger wohl nachträglich zur
Buchvorlage greifen dürften, was
die Auflage zusätzlich in die Höhe
treiben wird. Harald Tews

Hammerstark: Der 100-Jährige Karlsson nimmt Maß Bild: Concorde

Wenn aus Wachleuten
Schlafleute werden

Der Komponist Joseph Haydn
schuf 1787 einen Zyklus von

sechs Streichquartetten, die er
Preußens König Friedrich Wil-
helm II. gewidmet hat. Ob Haydn
mit der nachträglich auf die
Notenblätter eingefügten Wid-
mung das musikalische Talent des
königlichen Amateur-Cellisten
würdigte, ist unklar. Jedenfalls
werden die Quartette Opus 50
seitdem auch „Preußische Quar-
tette“ genannt. Sie zeichnen sich −
ganz „preußisch“ − durch musika-
lische Knappheit, Klarheit und
Logik aus und gehören mit zu den
großen klassischen Werken des
insgesamt 83 Werke umfassenden
Streichquartett-Oeuvres Haydns. 
Aus diesem gewaltigen kam-

mermusikalischen Werk hat das
vor zehn Jahren gegründete
Modigliani-Quartett jetzt drei
Haydn-Schöpfungen auf einer CD
(Mirare, MIR 231) neu eingespielt,
darunter auch das „Preußische
Quartett“ Nr. 1. Die Interpretation
zeichnet eine solche geistige Fri-
sche aus, die zeigt, dass Haydn in
punkto Stil und Motivtechnik sei-
ner Zeit weit voraus war. Das gilt
auch für das „Erdödy-Quartett“
op. 76 Nr. 1 und das „Lobkowitz-
Quartett“ op. 77 Nr. 1, welche die
Aufnahme vervollständigen. tws

100 Jahre und kein bisschen weise
Bestseller-Verfilmung von »Der Hundertjährige, der aus dem Fenster stieg und verschwand«
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Das vergiftete Erbe der Roten Armee
Vor 20 Jahren endete der Rückzug der sowjetischen Truppen aus Mitteldeutschland

Der Abzug der Sowjetarmee aus
Mitteldeutschland ist im Septem-
ber 2014 seit 20 Jahren Geschich-
te. Mit 546000 Armeeangehörigen
und drei Millionen Tonnen Mate-
rial wurde der knapp vier Jahre
dauernde Rückzug zur größten
Truppenverschiebung in Friedens-
zeiten.

Spätestens, als im Februar 1990
die Sowjetunion als letzte der vier
Siegermächte des Zweiten Welt-
kriegs den Weg zu Gesprächen
über die deutsche Wiedervereini-
gung frei machte, wurde klar, dass
der Abzug der Roten Armee aus
der DDR nur eine Frage der Zeit
und vor allem des Geldes sein
würde. Mit sechs Armeen, vorwie-
gend Elitetruppen, stellte die ab
Juni 1989 unter der Bezeichnung
„Westgruppe der Truppen“ (WGT)
firmierende sowjetische Streit-

macht das größte Truppenkontin-
gent außerhalb der Sowjetunion.
Für ihre Soldaten kam eine Statio-
nierung in der DDR wegen der gu-
ten Versorgungslage über Jahr-
zehnte einem Privileg gleich.

Als am 11. Oktober 1990 die
Tinte unter dem Vertrag über den
Abzug der Roten Armee trocknete,
blickten die meisten Soldaten der
WGT in eine ungewisse Zukunft.
Ihre Väter und Großväter hatten
sich von den Ufern der Wolga, den
Festungen Leningrads und den
Gräben vor Moskau bis nach Ber-
lin gekämpft. Schätzungsweise
über 27 Millionen Sowjetbürger
haben ihr Leben im „Großen Va-
terländischen Krieg“ gelassen.

Anders als für die mit gemisch-
ten Gefühlen abrückenden Rotar-
misten war für viele Bürger der
neuen Bundesländer der Abzug
nach fast 50 Jahren eine Erleichte-

rung. Truppenbewegungen, Tief-
flüge, Panzergefechte und Bom-
benabwürfe der WGT unterlagen
bis zum Ende der DDR keinerlei
Beschränkungen. Kontakte zwi-
schen russischen Armeeangehöri-
gen, ihren Familien und den Deut-
schen beschränkten sich auf ein
Mindestmaß. „Freundschaftsbesu-
che“ von Schulen und Parteika-
dern wurden vor allem aus ideolo-
gischen Motiven vollzogen.
Dieser planmäßige kultu-
relle Austausch konnte zu
keiner Zeit darüber hin-
wegtäuschen, dass Russen
und Deutsche sich fremd
blieben. Sich anbahnende
binationale Freundschaf-
ten wurden aus Angst vor
Spionage oftmals im Keim
erstickt, verdächtige Solda-
ten und ihre Familien im
Verdachtsfall schnell ver-
setzt.

So war der Abschied der
Sowjetarmee aus Mittel-
deutschland weniger eine
menschliche als eine logi-
stische Herausforderung.
Die Bundesrepublik zahlte
für diesen Abschied an die
Sowjetunion rund 15 Milli-
arden D-Mark. Unbeirrt
durch die sich rasch verän-
dernden politischen Vor-
zeichen und den erfolglo-
sen Putsch gegen die Re-
formregierung Michael
Gorbatschows wurde der
Abzug der WGT am 14. Au-
gust 1994 früher als ver-
einbart zu Ende geführt.
Der Abschied für die Trup-
pen Mos kaus fand auf deutschen
Wunsch separat im Berliner Trep-
tower Park sozusagen unter den
Augen der Westalliierten statt, die
am 8. September 1994 Mittel-
deutschland erhobenen Hauptes
und mit klingendem Spiel verlie-
ßen.

Für die Russen gab es solche
Gesten nicht. Ihre Truppen in
Deutschland hatten den Volksauf-
stand in der DDR am 17. Juni 1953

blutig niedergewalzt. Sowjetische
Truppen sicherten später zusam-
men mit der Nationalen Volksar-
mee der DDR den Mauerbau am
13. August 1961 militärisch ab und
ertränkten 1968 den „Prager Früh-
ling“ im Blut.

Viele der heimkehrenden
Armee angehörigen erwartete ein
hartes Leben in der unvorbereite-
ten Heimat mit Unterkünften in

Zelten und Massenquartieren. Die
in Zeiten sozialistischer Mangel-
wirtschaft entstandene Tausch-
und Schattenwirtschaft erreichte
in den Jahren des Abzugs der
WGT einen Höhepunkt. Waffen
und andere militärische Ausrü-
stungen wechselten nicht selten
an den Kasernenmauern gegen
harte D-Mark den Besitzer. Die
Soldaten der WGT hatten beim
Abzug in vielen Kasernen sogar

Fenster, Heizkörper und Boden-
platten mitgenommen. Panzer-
wracks und andere Militärfahr-
zeuge nebst Munition waren in
Ölseen versenkt oder einfach zu-
rückgelassen worden. Andernorts,
etwa im Hauptquartier Wünsdorf
oder der Lazarettstadt Beelitz-
Heilstätten, hätte man nach dem
Abzug der Sowjettruppen vermu-
ten können, sie kämen zurück.

Krankenhäuser, Schlafsäle, Werk-
stätten und Truppenküchen waren
teilweise noch eingerichtet. Die
Nato zielte Anfang der 90er Jahre
auf einen möglichst schnellen Ab-
zug der WGT aus Mitteldeutsch-
land ab. Das erschwerte eine öko-
nomisch und ökologisch sinnvoll
abgestimmte Konversion, in der
die ehemaligen Nutzer hätten in
Verantwortung genommen wer-
den können. Hinzu kam, dass die

deutsche und die sowjetische Sei-
te ein vollkommen unterschiedli-
ches Konversionsverständnis hat-
ten, denn die materielle Konver-
sion setzt stets die mentale Kon-
version, die Überwindung des
Freund-Feind-Denkens voraus. So
beschränkten sich die sowjeti-
schen Konversionsbemühungen
oftmals auf Leugnen, taktisches
Verhandeln und Verschwinden

lassen des belastenden Materials
durch Pioniere.

Der WGT-Oberkommandierende
Generaloberst Matwej Burlakow
stellte der deutschen Seite für die
von der WGT errichteten Zweck -
bauten und für „unbewegliche Gü-
ter“ 10,5 Milliarden D-Mark in
Rechnung. Diese Forderung wurde
später mit den Umweltschäden,
welche die WGT hinterlassen hat-
te, verrechnet. Die WGT-Liegen-

schaften umfassten eine Fläche fast
so groß wie das Saarland. Vor al-
lem in Brandenburg, wo sich das
Gros der Truppen konzentrierte,
kommt es in heißen Sommern bei
Jüterbog bis heute immer wieder
zu Waldbränden durch sich selbst
entzündende, vergrabene Muni-
tion der Roten Armee.

Ein Glücksfall wurden die alten
Anlagen nur selten, etwa wenn die

Filmscouts von Studio Ba-
belsberg Hollywood-
Kriegsfilme in den Kaser-
nenstädten von Krampnitz
und Jüterbog drehen. Bau-
fällig und überdimensio-
niert, vielfach mit Munition
sowie durch sorglosen Um-
gang mit Kampfstoffen und
Treibstoff kontaminiert,
eignen sich die von der der
Roten Armee übernomme-
nen Wehrmachtsliegen-
schaften oftmals bis heute
nicht, um Investoren anzu-
locken. Durch die strikte
Geheimhaltung der sowje-
tischen Militärs fehlen zu-
dem oft Lagepläne, an
Wohnraum herrscht in den
wirtschaftlich gebeutelten
und entlegenen Gegenden
der neuen Bundesländer
wenig Bedarf. Für Deutsch-
land sind die Hinterlassen-
schaften der sowjetischen
Streitkräfte oftmals eine
unbezwingbare finanzielle,
ökologische und technische
Herausforderung geblieben
und jedoch vor allem eines:
das vergiftete Erbe der Ro-
ten Armee. Thilo Gehrke

Der Verfasser ist Autor des Werkes
„Das Erbe der Sowjetarmee in
Deutschland. Eine Bild- und Text-
dokumentation“, Verlag Dr. Kö-
ster, Berlin 2008. Eine Ausstellung
zum Buch ist ab dem 27. März im
Technischen Landesmuseum
Mecklenburg-Vorpommern in
Wismar und danach ab Juli im Hi-
storisch-Technischen Museum
Peenemünde zu sehen.

Bayerns berühmteste Könige,
ja Herrscher überhaupt,
sind sicherlich die beiden

ersten Ludwigs. Da ist zum einen
der „Märchenkönig“ Ludwig II.,
dessen Märchenschlösser Legen-
de sind und dessen früher Tod im
Starnberger See bis
heute geheimnisum-
wittert ist. Und dann
ist da dessen
Großvater Ludwig I.,
der glühende deut-
sche Patriot und große
Bauherr, dem die
Deutschen National-
denkmale wie die
Walhalla oder die Be-
freiungshalle verdan-
ken, der aber auch mit
der Affäre Lola Mon-
tez durch die Gazetten
gegangen ist. Die 16
Jahre zwischen dem
Jahr der 48er Revolu-
tion, in dem die Regie-
rungszeit des Großva-
ters endete, und dem
Jahr des Deutsch-Dä-
nischen Krieges, in
dem jene des Enkels
begann, bilden die
Ära des vergleichs-
weise unspektakulären Sohnes
beziehungsweise Vaters, Maximili-
an II. 

Wie sein Vater und sein Sohn
war auch der am 28. November
1811 in München geborene Maxi-
milian an Baukunst interessiert. Er

versuchte sogar, einen eigenen
Baustil zu kreieren. Die Grund-
idee dieses sogenannten Maximi-
lianstils war die Kombination der
Gotik im Allgemeinen und des Tu-
dorstils im Besonderen mit dem
Besten der anderen Baustile. An-

ders als bei den beiden Ludwigs
besaß für Maximilian unter den
Künsten die Architektur jedoch
nicht die Priorität. So förderte er
beispielsweise großzügig die schö-
ne Literatur mit der Aussetzung
von Pensionen für Dichter. 

Im Gegensatz zu Vorgänger und
Nachfolger galt jedoch noch mehr
als den Künsten, den Wissen-
schaften Maximilians Wertschät-
zung und Zuwendung. Aus ganz
Deutschland wurden Größen ihrer
Fächer als Professoren an die Lud-

wig-Maximilians-Uni-
versität seiner Haupt-
stadt berufen. Dane-
ben wurde als weitere
wissenschaf t l i che
Einrichtung die Tech-
nische Hochschule
München gegründet.
Für die Hochbegab-
tenförderung gründe-
te Maximilian mit
Mitteln aus seinem
Privatvermögen das
Maximilianeum, für
das er das repräsenta-
tive Gebäude errich-
ten ließ, in dem heute
der Landtag sitzt. Und
für die Ehrung der
Geistesgrößen stiftete
er den Maximiliansor-
den für Wissenschaft
und Kunst, der nach
einer jahrzehntelan-
gen Unterbrechung
mittlerweile wieder

besteht. Ab 1854 versammelte er
jede Woche die Künstler und Wis-
senschaftler in München zu soge-
nannten Symposien um sich. Ma-
ximilian galt geradezu als wissen-
schaftsgläubig, versuchte, auch
seine politischen Entscheidungen

auf wissenschaftlichen Gutachten
zu begründen, was das Tempo sei-
ner Reaktionen auf Herausforde-
rungen allerdings nicht unbedingt
erhöhte. Der Historiker Andreas
Kraus geht so weit zu sagen, dass
niemals der Rang von Kunst und
Wissenschaft in Bayern so hoch
angesetzt war wie unter Maximili-
an.

Insbesondere der Geschichts-
wissenschaft galt sein Interesse.
Als Prinz hatte er unter anderem
an der Friedrich-Wilhelms-Uni-
versität zu Berlin neben Staats-
recht eben auch Geschichte stu-
diert. Heinrich von Sybel, der das
Historische Semi-
nar gründete und
die „Historische
Zeitschrift“ ins
Leben rief, holte
er ebenso in seine
Residenzstadt wie Wilhelm von
Giesebrecht. Die beiden Histori-
ker, die wie der Bayernkönig
Schüler Leopols von Ranke waren,
begründeten in München die hi-
storisch-kritische Schule. Auch
die Konstituierung der Histori-
schen Kommission bei der Bayeri-
schen Akademie der Wissenschaf-
ten fällt in Maximilians Regie-
rungszeit. 

So modern der Bayernkönig in
seiner Wertschätzung und Förde-
rung der Wissenschaften war, so
rückständig – zumindest im Ver-
gleich zu seinem Vater – war er in
seinem Verhältnis zur deutschen

Nationalbewegung. Ludwigs I.
Größe bestand ja nicht zuletzt dar-
in, dass er für ein einiges Deutsch-
land eintrat, ohne die Hoffnung
haben zu können, dass es bayrisch
dominiert werden könnte. Maxi-
milian hingegen verfolgte eher
bayerische Sonderinteressen. 

Hierfür instrumentalisierte er
auch seine Kulturpolitik. So för-
derte er das bayerische Brauch-
tum samt Musik, Sitten und Trach-
ten in der Hoffnung, so eine baye-
rische Identität und einen ent-
sprechenden Patriotismus zu be-
fördern. Auch die Gründung des
Bayerischen Nationalmuseums ist

vor diesem Hintergrund zu sehen.
Heute würde man von „nation 
building“ sprechen. 

In der Außenpolitik spiegelte
sich die Fokussierung auf bayeri-
sche Partikularinteressen in der
sogenannten Triaspolitik. Dahin-
ter steht die Idee, den Dualismus
beziehungsweise das Kondomi-
nium der beiden deutschen Groß-
mächte im Deutschen Bund durch
Bayern als gleichberechtigte dritte
Kraft zu ergänzen. Da Bayern aber
nun einmal im Gegensatz zu
Österreich und Preußen keine
Großmacht war, versuchte es in
Maximilians Ära, die anderen

deutschen Mittel- und Kleinstaa-
ten des Deutschen Bundes hinter
sich zu scharen, um dann als Ver-
treter des sogenannten dritten
oder reinen Deutschland mit den
beiden Großmächten gleichzuzie-
hen sowie auf Augenhöhe verhan-
deln und mitentscheiden zu kön-
nen.

Für dieses Politikmodell war der
Verlauf des Deutsch-Dänischen
Krieges von 1864 ein signifikanter
Rückschritt, entwickelte sich der
Kampf gegen Dänemark um
Schleswig-Holstein doch schon
bald zu einer primär preußisch-
österreichischen Angelegenheit

unter Ausschluss
aller anderen
deutschen Staa-
ten. Der Beginn
des Deutsch-Dä-
nischen Krieges

gehörte zu den letzten großen hi-
storischen Ereignissen, deren
Zeitzeuge Maximilian wurde. Des-
sen Beendigung im selben Jahr er-
lebte er schon nicht mehr. König
Maximilian II. von Bayern starb
am 10. März 1864 in München. 

Spätestens sieben Jahre später
war die Triasidee obsolet. Die Kö-
nige von Bayern verloren durch
die Gründung des Deutschen Rei-
ches die Souveränität, ein Um-
stand, über den Maximilians Sohn
und Nachfolger, der sich in der
Tradition des Sonnenkönigs Lud-
wig XIV. sah, nie hinwegkam.

Manuel Ruoff

Mehr als nur der Vater des »Märchenkönigs«
Unter keinem anderen bayerischen Monarchen war der Rang von Kunst und Wissenschaft so hoch angesetzt wie unter Maximilian II.

Maximilian verfolgte stärker als sein Vater,
Ludwig I., bayerische Partikularinteressen

Vor 150 Jahren gestorben: Maximilian II. von Bayern
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Ein Beispiel für viele: Hinterlassenschaft der Roten Armee in Neustrelitz Bild: Gehrke

Ausstellung zu dem
Thema in Wismar
und Peenemünde
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Ein Notizbuch kostete ihn drei Jahre Haft
Vor 100 Jahren diente sich der Preuße Kasimir Sliwinski dem Zarenreich als Spion an

Er folgte Theodor Körner
Der Turner und Lützowsche Jäger Friedrich Friesen

Zweimal DDR und zurück
Vor 90 Jahren kam der Schauspieler Wolfgang Kieling zur Welt

Friedrich Friesen gehört ähn-
lich wie Theodor Körner, der
in seinen Armen starb, zu je-

ner Gruppe junger, patriotischer
Idealisten bürgerlicher Herkunft,
die während der Befreiungskriege
vor 200 Jahren ihr Leben ließen.
Der Sohn eines Buchhalters und
einer Beamtentochter besuchte in
seiner Geburtsstadt Magdeburg die
Altstädter Bürgerschule. Nach dem
Schulbesuch lernte er an der Bau -
akademie unter anderem Landver-
messung. Von 1806 bis 1811 diente
der am 25. September 1784 gebo-
rene Preuße seinem berühmten
Zeitgenossen und Landsmann Ale-
xander von Humboldt als Zeichner
für dessen mexikanischen Atlas.

Letztlich wandte sich Friesen
dann allerdings lieber der Philoso-
phie und Pädagogik zu. Bereits in
der Schulzeit hatte er sich für Im-
manuel Kant und dessen Ethik
interessiert. Eindruck machten auf
ihn auch die 1808 erstmals er-
schienenen „Reden an die deut-
sche Nation“. Noch im selben Jahr
vermittelte ihm deren Autor Jo-
hann Gottlieb Fichte eine Stelle als
Lehrkraft an die ihm nahestehende
Plamannsche Erziehungsanstalt in
Berlin, die außer von Fichtes auch
von den Ideen Johann Heinrich Pe-
stalozzis geprägt war. Dort hatte
Friesen Vertreter der jungen Natio-
nalbewegung wie Friedrich Ludwig
Jahn oder Ernst Wilhelm Bernhard
Eiselen zu Kollegen und wurde wie
dieser ein wichtiger Exponent der
patriotischen Turnbewegung. 

Noch im Jahre 1808 gründete er
eine Fechtbodengesellschaft, drei
Jahre später eine der ersten deut-
schen Schwimmanstalten. Am
Turnbetrieb auf der Hasenheide
beteiligte er sich ebenfalls. Diverse
Turnübungen gehen auf ihn zu-
rück, darunter auch das Schwin-
gen am Pferd. Sinn und Zweck des
Ganzen werden in Sätzen deutlich
wie: „Die Erziehung sollte nicht

wie bisher Wisser, sondern Men-
schen bilden. Der volle Menschen-
begriff sollte in jedem Einzelnen
so zur Wahrheit werden, daß end-
lich im ganzen Vaterlande eine
einzige Mannesseele schlüge, sei-
nen Feinden zu ewigem Trotz und
Verderben.“

Vor diesem Hintergrund kann es
nicht verwundern, dass Friesen
sich auch am Kampf gegen die na-

poleonische Fremdherrschaft be-
teiligte. Wieder 1808 diente er Fer-
dinand Schill und dessen Frei-
korps als Kundschafter in seiner
Geburtsstadt. Auf dem Turnplatz
auf der Hasenheide gründete er
mit Jahn und anderen Turnern den
„Deutschen Bund“, der als Keim-
zelle der Lützowschen Jäger gilt.
Schon frühzeitig drängten Friesen
und Jahn den preußischen Refor-
mer und Minister Karl August von
Hardenberg zur Aufstellung einer
Freischar. Sie erhielten grünes
Licht und beteiligten sich maßgeb-
lich an der konspirativen Vorberei-
tung der Aufstellung des Lüt-
zowschen Freikorps. 

In diesem diente Friesen dann
auch während der Be frei ungs -
kriege. Wie sein vor ihm, am
26. August 1813, gefallener Kame-
rad Körner diente auch Friesen
Lützow in der herausgehobenen
Stellung des Adjutanten. Am
15. März 1814 wurden zwei
Schwadronen des Freikorps im
Raum Rethel, Département Ar-
dennes von überlegenen gegneri-
schen Kräften überfallen und zer-
sprengt. Friesen, der sein ermüde-
tes Pferd am Zügel führte, wurde
ohne Chance der Gegenwehr von
lothringischen Hilfstruppen – von
Bauern und einzelnen National-
garden ist auch die Rede – gefan-
gengenommen und dann im un-
weit von Rethel gelegenen Dorf La
Lobbe zu Tode gebracht, mal heißt
es erschossen, mal erschlagen.

Manuel Ruoff

Wolfgang Kieling ent-
stammte nicht einer
Schauspielerfamilie. Sein

leiblicher Vater war Handelsvertre-
ter und sein Stiefvater, bei dem er
aufwuchs, Schneidermeister. Seine
Eltern gehörten allerdings einem
Theaterverein an und so kam er
mit diesem Metier schon frühzeitig
in Kontakt. Bemerkenswerterweise
war es seine unverkennbare, auch
von vielen Synchronisationen aus-
ländischer Filme her bekannte
Stimme, die dem Schauspieler sei-
ne ersten Erfolge in der Kindheit
bescherte. Die „schönste Knaben-
stimme Europas“ wurde ihm be-
scheinigt. Nach einem Gesangsauf-
tritt als Ehrenpimpf bei einer NS-
Feierstunde überzeugte er im Kin-
derfunk als Wölfchen in der Sen-
dung „Kunterbut“. Als Knabenso-
pran gehörten Lieder von Wolf-
gang Amadeus Mozart, Johann Se-
bastian Bach, Franz Schubert und
Max Reger zu seinem Repertoire.
Doch auch als Mime war Kieling
bereits als Kind auf kleineren Büh-
nen aktiv, mit zwölf Jahren dann
auch als Filmschauspieler. In
„Kreuzersonate“ spielte er den
Sohn von Lil Dagover und in „Ma-
ria, die Magd“ unter der Regie von
Veit Harlan. Es folgten noch in der
NS-Zeit über ein Dutzend weitere
Spielfilme, darunter 1939 „Die Rei-
se nach Tilsit“ nach der gleichna-
migen Vorlage des Ostpreußen
Hermann Sudermann. Daneben
stand er auf der Bühne, zunächst
in der Provinz, ab 1941 in Lucken-

walde und ein Jahr später dann
schließlich in Potsdam.

1942 wurde er eingezogen. Er
wurde mehrmals verwundet, er-
krankte an Bauchtyphus wie Fleck -
fieber und geriet in russische Ge-
fangenschaft. Nach der Entlassung
war er zunächst auf Westberliner
Bühnen zu sehen. 1953 heiratete er
jedoch Gisela Uhlen. Letztere
fürchtete um das Sorgerecht für die

gemeinsame Tochter mit ihrem frü-
heren Mann Hans Bertram und so
wich das Ehepaar über die
Zwischenstation Schweiz 1954 in
die DDR aus. Dort arbeiteten beide
für die DEFA.

1957 endete die Beziehung, aus
der 1955 die Schauspielerin Su-
sanne Uhlen hervorgegangen war,
und Kieling ging nach West-
deutschland. Der Wechsel in die

DDR mitten im Kalten Krieg war
zwar auf Kritik gestoßen, doch
konnte Kieling seine Karriere fort-
setzen. 1965 erhielt er den Bundes-
filmpreis für „Polizeirevier Davids-
wache“ und ein Jahr später die
Goldene Kamera für „Geschlosse-
ne Gesellschaft“. Internationale Be-
achtung fand er durch seinen skur-
rilen Kampf um Leben und Tod mit
dem Hauptdarsteller Paul Newman
in „Der zerrissene Vorhang“. 

Der Hitchcock-Klassiker von
1966 ist eindeutig proamerika-
nisch. Nichtsdestotrotz ging Kie-
ling vor dem Hintergrund von Viet-
namkrieg und Studentenprotesten
nun auf Distanz zum Westen. Den
Bundesfilmpreis versteigerte er zu-
gunsten des Vietcong und die Gol-
dene Kamera gab er aus Protest ge-
gen den Axel-Springer-Verlag zu-
rück. 1968 wechselte er abermals
in die DDR. Wenn auch das Motiv
diesmal ein anderes gewesen sein
mag, so endete doch auch dieses
Intermezzo nach nur zwei Jahren.
„Ich bin selbst zu sehr manipuliert,
um noch völlig von vorn anzufan-
gen und mich in eine völlig neue
Gemeinschaft einreihen zu kön-
nen“, lautete seine Begründung.

Die nun folgende letzte Phase
von Kielings beruflichem Schaffen
ist geprägt durch das zunehmend
an Bedeutung gewinnende Me-
dium Fernsehen. Viel Zeit war ihm
jedoch nicht mehr vergönnt. Keine
62 Jahre alt, erlag der gebürtige
Berliner in Hamburg einem Krebs-
leiden. M.R.

Vor dem Ausbruch des Ersten
Weltkrieges wurden vom russi-
schen und deutschen militäri-
schen Geheimdienst gleich dut-
zendweise „kleine“ Spione, die an
der Grenze der beiden Kaiserrei-
che spionierten, verschlissen. Da-
bei ging Masse oft genug vor Klas-
se und die Spione arbeiteten so
gut wie nie aus ideellen Motiven,
sondern nur des Geldes wegen. Ei-
ner von ihnen war Kasimir Sli-
winski.

Vor 100 Jahren diente sich der
damals 25-jährige Preuße dem Za-
renreich als Spion an. Er ent-
stammte dem verschlafenenen
2500-Einwohner-Städtchen Kur-
nik in der Provinz Posen und war
polnischer Nationalität. Seinen
zweijährigen Wehrdienst leistete
er von 1909 bis 1911 im preußi-

schen Fußartillerie-Regiment Nr. 5
in Posen ab. Anschließend begab
er sich in den polnischen Teil des
Zarenreiches, da er dort in seinem
Beruf als Mechaniker eine gut be-
zahlte Tätigkeit zu finden hoffte.
Jedoch wurde er schnell aus dem
Zarenreich ausgewiesen, weil er
einerseits keine Arbeit fand und
andererseits sich bei der russi-
schen Geheimpolizei Ochrana
durch sein ständiges Herumlun-
gern in Warschau verdächtig
machte. Nach seiner Rückkehr aus
dem Zarenreich im Februar 1912
nahm Sliwinski eine Stelle als Me-
chaniker in der Posener Kreisstadt
Wongrowitz an.

Merkwürdigerweise wandte er
sich anschließend schriftlich an
den Großen Generalstab in Berlin
mit der Bitte, „ihn im Spionage-
dienst gegen Russland zu verwen-
den“. Daraufhin setzte sich der Po-

sener Nachrichtenoffizier der Sek-
tion III b, Hauptmann Wentzel, mit
Sliwinski in Verbindung. Von
Wentzel erhielt Sliwinski einen
falschen deutschen Pass und 300
Mark. Er sollte in Warschau ver-
schiedene Nachrichten über die
russischen Truppen einholen und
insbesondere die Fra-
ge beantworten, ob im
Sommer/Herbst 1912
Reservisteneinberu-
fungen vorgesehen
waren. Dem von sei-
nen Bekannten als
leichtsinnig geschil-
derten Sliwinski kam
aber angeblich schon
auf der Hinreise in
Thorn sein ganzes
Geld abhanden, so
dass er stillschwei-
gend nach Wongro-
witz zurückkehrte
und auf die nicht un-
gefährliche Reise ins
Zarenreich verzichte-
te. Hauptmann Went-
zel war daraufhin so
enttäuscht, dass er mit
Sliwinski nichts mehr
zu tun haben wollte.
Außerdem ließ er sich
von Sliwinski eine
schriftliche Verpflich-
tung ausstellen, die in
Thorn angeblich ver-
lorenen 300 Mark
wieder zurückzuzah-
len, was natürlich
nicht geschah. 

Da sich Kasimir Sli-
winski nicht im deut-
schen Nachrichten-
dienst etablieren
konnte, wandte er sich
nun im ersten Quartal
des Jahres 1914 mit einem Ein-
schreibebrief an die russische Bot-
schaft in Berlin und bot sich den
Russen für Spionagezwecke an.
Zugute kam ihm dabei eine ober-
flächliche Bekanntschaft mit dem
deutschen militärischen Flugwe-
sen. Sliwinski war nämlich im

Vorjahr zu einer Reserveübung in
die Flugstation Metz einberufen
worden. Obwohl er bereits nach
zehn Tagen wegen Dienstunfähig-
keit entlassen wurde, hatte er
immerhin ein Informationsdoku-
ment für Reservisten über das mi-
litärische Flugwesen an sich ge-

bracht und zusätzlich ein Doku-
ment über ein angeblich von ihm
bestandenes Pilotenexamen ge-
fälscht.

Zu Pfingsten 1914 erhielt Sli-
winski aus Russland eine Einla-
dung nach Sankt Petersburg und
24 Mark Reisegeld. In Sankt Pe-

tersburg angekommen, verständig-
te er telefonisch über eine ihm
mitgeteilte Telefonnummer eine
Kontaktperson über sein Eintref-
fen. Ein unbekannter Russe traf
sich daraufhin mit ihm, fragte ihn
über seine Militärverhältnisse aus
und rügte die Unvorsichtigkeit,

sich postalisch unter Angabe sei-
ner richtigen Adresse an die russi-
sche Botschaft zu wenden. Zu-
künftig solle Sliwinski nur noch
über eine Deckadresse („Bluhm –
Petersburg – Hauptpostlagernd“)
an den russischen Nachrichten-
dienst schreiben und seine Mel-

dungen in Geheimschrift mit einer
unsichtbaren Tinte machen. Da-
nach übergab der Russe Sliwinski
75 Rubel Vorschuss. Weitere Zah-
lungen sollten je nach der Qualität
der von ihm eingesandten Berich-
te erfolgen. Die erhaltenen Spio-
nageaufträge betrafen vor allem

die preußische Festung Posen.
Dort sollte Sliwinski unter ande-
rem die Anzahl der Geschütze in
den neuen Artilleriestellungen er-
kunden und auch die Kapazitäten
der Kühlkammern für Lebens-
mittel in der Festung. Wenn man
die Kühlkapazitäten nämlich ge-

nau kannte und auch die tägliche
Fleischration eines preußischen
Soldaten in Gramm, konnte man
unschwer ausrechnen, wie viele
tausend Soldaten im Belagerungs-
falle auf welche Zeit versorgt wer-
den konnten. Diese und ähnliche
Aufträge führte Sliwinski bis zum

Ausbruch des Ersten
Weltkrieges aus. 

Nach dem Kriegs-
ausbruch wurde der
Gefreite Sliwinski zur
Fliegertruppe in die
preußische Feldflie-
gerabteilung 14 einbe-
rufen, aber bereits im
August 1914 wegen
des Verdachts auf
Landesverrat verhaftet
und sogleich aus dem
Heer entlassen. Ein
russischer Nachrich-
tenoffizier hatte in
Stockholm sein Notiz-
buch verloren, das
„rein zufällig“ gleich
danach von einem Be-
amten des deutschen
Spionageabwehrdien-
stes gefunden wurde.
In dem Notizbuch
fanden sich unter an-
derem der Name und
die Anschrift von Sli-
winski. Dieser saß bis
Anfang 1917 in Kö-
nigsberg in Untersu-
chungshaft. Am
6. April 1917 wurde
sein Spionagefall vor
dem Landgericht in
Gnesen verhandelt. Er
erhielt auf Grund der
ziemlich schwachen
Beweislage mit ein-
einhalb Jahren Ge-

fängnis im Vergleich zu anderen
Spionagefällen ein sehr mildes
Urteil. Die bis zum Urteilsspruch
verbüßte zweieinhalbjährige
Untersuchungshaft wurde aller-
dings nur mit einem Jahr Gefäng-
nis angerechnet.

Jürgen W. Schmidt

Wie Sliwinski wurden
Dutzende an der

Grenze verschlissen

Friedrich Friesen Bild: Archiv Wolfgang Kieling Bild: Archiv

Tummelfeld der Spione: Deutsch-russische Grenze in der wilhelminischen Ära Bild: Ullstein
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Hindenburg auf Kiel gelegt: Dürfen Straßen und öffentliche Plätze nicht mehr den Namen des
Retters Ostpreußens tragen? In Kiel wird das „Hindenburgufer“ jetzt zur „Kiellinie“. Bild: pa

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Wird Hindenburg zu Recht ge-
tilgt? (Nr. 7)

Bei der Diskussion um die Um-
benennung des Hindenburgufers
in Kiel irritiert uns bei vielen Be-
fürwortern dieser Initiative die
Unfähigkeit, sich in die politische
Situation der Jahre 1932/33 hin-
einversetzen zu können. Viele
Fakten werden dabei ausgeblen-
det. Denn: Hindenburg wurde
1925 und 1932 in direkter Wahl
vom deutschen Volk mit einer
Mehrheit von über 50 Prozent ge-
wählt. Er war also als Repräsen-
tant der Republik gewollt und galt
als stabiler Faktor der zum Teil
wirren politischen Szenerie.

1932 rief auch die SPD dazu
auf, Hindenburg zu wählen. Wa-
rum? In der Zeit von 1920 bis
1932 fanden in nur zwölf Jahren
sieben Reichstagwahlen statt, und
es scheiterten zwölf Reichskanz-

ler – sozialdemokratische, libera-
le, nationale und solche des ka-
tholischen Zentrums. Die Folge
davon war, dass die Wähler nicht
mehr die Alternative im politi-
schen System und ihren demo-
kratischen Parteien sahen, son-
dern in der Alternative zum Sy-
stem, also den Parteien NSDAP
und KPD, die ab 1932 eine Mehr-
heit im Reichstag errangen. 

Als bei den Wahlen im Novem-
ber 1932 die NSDAP eine herbe
Wahlniederlage mit dem Verlust
von 41 Reichstagsmandaten erlitt
und bei den Landtagswahlen in
Thüringen bis zu 40 Prozent ihrer
Wähler verlor, glaubten Analysten
und politische Ratgeber des Präsi-
denten, dass „der Gefreite“ des
Ersten Weltkriegs schon allein an
der Aktenlage scheitern würde,
wenn man ihm nach seiner Er-
nennung zum Reichskanzler ein
Kabinett geben würde, indem alle

wichtigen Ressorts − Außen-,
Wehr-, Finanz- und Wirtschafts-
ministerium sowie Vizekanzler -
schaft − mit ausgewiesenen
Nicht-Nationalsozialisten besetzt
würden. Vizekanzler von Papen
triumphierte damals: „Wir haben
uns den Herrn Hitler engagiert!“

Welch fataler Irrtum mit ver-
heerenden Folgen! Aber niemand
sah im Januar 1933 den Reichs-
tagsbrand und das Ermächti-
gungsgesetz voraus.

Wenn man nun 80 Jahre später
dazu übergeht, Straßennamen
von Politikern der damaligen Zeit
auf ihren demokratischen Vor-
bildcharakter zu bewerten, sollte
man konsequent sein. In Ham-
burg gibt es einen Ernst-Thäl-
mann-Platz, benannt nach dem
KPD-Vorsitzenden, der die SPD
als Sozialfaschisten diffamierte
und zum Hauptgegner erklärte
und der auch einen Streik des öf-

fentlichen Nahverkehrs mit der
NSDAP durchführte.

In Ostdeutschland gibt es in fast
jeder größeren Stadt Wilhelm-
Pieck-Straßen, benannt nach dem
Weggefährten Ernst Thälmanns
und ersten Präsidenten der DDR.
Auch ein anerkannter, demokrati-
scher Politiker wie Bundespräsi-
dent Theodor Heuss bekannte
später, dass er als Reichstagsabge-
ordneter der liberalen Deutschen
Staatspartei (vorher DDP) im
März 1933 für das Ermächti-
gungsgesetz gestimmt habe.

Vor Kurzem wurde in Kiel eine
Straße nach Ernst Busch benannt.
Busch begrüßte die Ausbürgerung
von Wolf Biermann und schrieb
Stalin-Gedichte. Frage: Nach wel-
chen Kriterien werden Straßen
benannt und nach welchen Krite-
rien umbenannt? 

Prof. Jürgen Spickhoff, 
Kiel

Zu: Wird Hindenburg zu Recht ge-
tilgt? (Nr. 7)

Endlich mal ein Beitrag, der die
Person und die Rolle Paul von
Hindenburgs bei der Machtergrei-
fung Hitlers 1933 objektiv be-
schreibt. Die Rolle des Retters
Ostpreußens von 1914 vor einer
möglichen russischen Besetzung
ist eben nicht nur auf die des
Steigbügelhalters Hitlers zu redu-
zieren, wie manche Historiker
und Politiker heute meinen, wis-
sen zu müssen. Deshalb ist der
Gastkommentar von Professor In-
go von Münch sehr hilfreich, die
Ursachen, die zum Zweiten Welt-

krieg führten, besser verstehen zu
können. Im heutigen Zeitgeist ist
der Name Hindenburgs zu nega-
tiv besetzt, deshalb kann es nicht
verwundern, dass zunehmend
Straßen, Schulen und − wie jüngst
− das „Hindenburg ufer“ in Kiel in
„Kiellinie“ umbenannt werden.

Wünschenswert wäre es aller-
dings, wenn der aufklärende Bei-
trag über die Straßenumbenen -
nung auch in der heutigen − meist
linken − bürgerlichen Presse er-
scheinen würde, um die damali-
gen historischen Geschehnisse
besser verstehen zu können. Dar-
an dürfte die mehrheitlich nach
der politischen Korrektheit aus-

gerichtete Presse aber wohl kein
so großes Interesse haben.

In unserer Familie wird der Na-
me Hindenburgs in Ehren gehal-
ten, nicht nur deshalb, weil das
hindenburgische Gut „Neudeck“
das Nachbargut meines Großva-
ters Stelter in Klein-Stärkenau
[Starzykowo] im Osten war. 

Die Familienchronik weiß darü-
ber hinaus zu berichten, dass
meine Mutter bei dem in Ost- und
Westpreußen sonntäglich üb-
lichen nachbarschaftlichen Kaf-
feetrinken häufig als Kleinkind
auf dem Schoß „Papa“ Hinden-
burgs saß. Joachim Moeller,

Berlin

Auf »Papa« Hindenburgs Schoß Alles nichts Neues

Glanzlicht in trüber Zeit

Potsdam als gutes Beispiel 

Zu: Rentabilität spielt keine Rolle
(Nr. 5)

Es geht bei den Erneuerbaren
Energien nur ums Geld! Die Grü-
nen sind zum Großteil Miteigen-
tümer oder verdienen an den
Monsterwindrädern. Die Bauern
verkaufen deswegen lieber ihre
eigene Großmutter. Keinen inter-
essiert die Natur oder die eigene
Gesundheit. Dirk Peter Harling,

Barterode

Zu: Wem gehört der Welfen-
schatz? (Nr. 5)

Wenn man es wirklich ehrlich
meint mit der Restitution, würde
man auch die ehemalige US-
Außenministerin Madeleine Al-
bright auffordern, die von ihrer
Familie in Prag von einem deut-
schen Industriellen geraubten
millionenteuren Kunstschätze zu-
rückzugeben. 

Bis heute leugnet Albright den
Raub nicht, weigert sich aber den
Geldwert zu erstatten oder die
Kunstschätze zu restituieren. Nur
weil der Kauf des Welfenschatzes
in die Zeit von 1933 bis 1945 fällt,
ist er nicht per se „Raubkunst“.

Was soll das? Hat man noch
nichts vom Londoner Abkommen
gehört (oder gilt das nicht mehr),
in dem bis zu einem Zeitpunkt in
den 1960er Jahren die Ansprüche
angemeldet werden müssen, wid -
rigenfalls sie verfallen und nicht
mehr einforderbar sind? Ist Recht
nur Recht für die Mehrheit aber
nicht für eine Minderheit der
Weltbevölkerung? W. Scholz,

München

Ungleiches Recht

Nichts riskieren
Zu: Zu Tode gespart (Nr. 6)

Im Grunde hat das sinnlose
Festhalten Englands und Frank-
reichs an ihren Kolonien nur zu
gewaltigen ökonomischen Verlu-
sten und tiefer Entindustrialisie-
rung geführt. Deutschland hinge-
gen ist wirtschaftlich das stärkste
Land der Welt geworden. 

In Zukunft sollte Deutschland
sich vor allen um sichere Trans-
portwege hinsichtlich der russi-
schen Bodenschätze kümmern.
Der Ausbau Königsbergs als
Drehscheibe sollte dabei massiv
vorangetrieben werden. Anson-
sten sollte sich Deutschland aus
allen internationalen Konflikten
heraushalten. Jörn Gebert,

Frankfurt am Main

Zu: Potsdams Stadtschloss steht
wieder (Nr. 5)

Der Bericht über die Wiederer-
richtung des Potsdamer Stadt-
schlosses spannt einen zu kurzen
Bogen. Denn die eigentliche Mei-
sterleistung besteht darin, dass
man Geschichte als Herausforde-
rung sieht und einem Ort dank
starken Bürgersinns nicht nur in
architektonischer Hinsicht seine
ursprüngliche Mitte zurückgibt.

Dieses Beispiel stellt eine sehr
positive Alternative gegenüber
anderen Metropolen dar. In der
„Freien- und Abrissstadt“ Ham-
burg bringt man seit jeher den

Zeugnissen der Vergangenheit
kaum Respekt entgegen und zieht
lieber futuristische Glaspaläste
bis hin zu neureichen Leuchttür-
men wie die Elbphilharmonie in
die Höhe. Deswegen können an-
dere Regionen von der Branden-
burger Landeshauptstadt viel ler-
nen, wo man jetzt die nächsten
Projekte wie die neue Garnison-
kirche in Angriff nehmen sollte.
Dort wurde ein wissenschaftli-
ches Dokumentationszentrum
über die deutsch-preußische Ge-
schichte etabliert, das gerade bei
den schwierigen Kapiteln seines-
gleichen sucht. Rasmus Ph. Helt, 

Hamburg

Zu: Politisch entsorgt (Nr. 5) 

Dass Personen der Parteispitze
der Partei „Alternative für
Deutschland“ (AfD) enttäuscht
sind, ist teilweise nachvollziehbar,
aber es ist auch ungerecht. Außer-
dem sind Austritte irrational. Soll
jetzt etwa die x-te Splitterpartei
gegründet oder sogar die nationa-
le Revolution auf der Straße aus-
gerufen werden?

Andererseits ist, wer die Demo-
kratie an sich ablehnt, nicht poli-
tikfähig und gehört in keine ernst
zu nehmende Partei. Es ist gut,
dass die AfD überwiegend aus
einstigen Mitgliedern und sogar
Führungskräften der Bundestags-
parteien besteht sowie Personen,
die kaum von rechten Splitterpar-
teien stammen. Deren idealistisch
überhitzte oder verbitterte An-
hänger können nichts anderes, als

ihre Gesinnung propagieren und
andere an dieser messen. 

Wer meint, er könne dies alles
durch forsche Auftritte ohne Ab-
striche wettmachen und auf das
geduldige Durchbohren dicker
Bretter verzichten, dem ist nicht
zu helfen. Doch allein schon das
Motto „Mut zu Deutschland“ ist
ein Glanzlicht in trüber Zeit, setzt
die richtige Priorität und ist Aus-
druck echter Zivilcourage.

Kaum mehr als 300 Delegierte
auf dem Europawahl-Bundespar-
teitag sind zwar sehr dürftig. Be-
scheiden sind auch die derzeit
prognostizierten sieben Prozent.
Aber es ist doch ungleich besser,
als es vor Erscheinen der AfD war.
Wer das nicht wahrhaben will,
der hat umgekehrt sich selber po-
litisch entsorgt, statt unserem
Land zu helfen. Rudolf Kraffzick,

Hainau

Euro-Kritiker ante portas
Zu: Heiße Kartoffel (Nr. 3)

Martin Schulz, Präsident des
Europäischen Parlamentes, möch-
te gern EU-Kommissionspräsident
José Manuel Barroso beerben. Am
17. Januar hielt er bei einer Konfe-
renz der Deutschen Gesellschaft
für Auswärtige Politik eine Rede
zum Thema: „1914–2014 Wende-
punkte europäischer Politik?“ Ne-
ben den üblichen Floskeln stellte
er fest, dass Europa es Deutsch-
land nach dem Zweiten Weltkrieg
ermöglicht habe, seine Wirt-
schaftskraft wiederzuerlangen.

Dabei verlor Schulz kein Wort
zu den Leistungen des deutschen
Volkes und der 14 Millionen Ver-
triebenen, die dieses Wunder
vollbracht haben. Im Gegenteil: Er
beklagte, dass Deutschland er-
neut zur Schlüsselmacht in Euro-
pa geworden und dass die Mehr-

heit in Europa über den zu gro-
ßen Einfluss besorgt sei. Kennen
wir solche Töne nicht aus frühe-
ren Zeiten? 

Mit Sorge betrachtet Schulz ge-
wisse Auflösungserscheinungen
in der EU. Nicht nur an den rech-
ten und linken Rändern wird die-
se Ablehnung immer lauter kund-
getan. Bis tief in das bürgerliche
Lager hat sich ein Europaskepti-
zismus breitgemacht.

Ich finde, das ist kein Wunder,
wenn trotz Marathonverhandlun-
gen in Brüssel keine Ergebnisse
und keine Lösungsvorschläge für
die Probleme der Menschen un-
seres Kontinentes erbracht wer-
den können. Egal ob Barroso,
Juncker, Schulz − ihre Zeit als Eu-
rofürsten ist abgelaufen, und die
Euro-Kritiker stehen ante portas
in Brüssel.Hans-Joachim Nehring,

Neubrandenburg

Keinen Erfolg

Zwielichtig

Oma verkauft

Merkels Freunde
Zu: Willkür mit Kalkül (Nr. 1)

Jede Geschichte oder jedes Er-
eignis hat nicht nur ein auslösen-
des Moment, sondern eine meist
in Jahren gewachsene Ursache. 

Im Falle der Straßenumbenen-
nungen vor allem in Berlin liegt
diese Ursache in der Deutungsho-
heit der Grünen und der Neo-
kommunisten. Man kann von
Kanzlerin Angela Merkel halten,
was man will: Aber ich muss kon-
statieren, dass diese Deutungsho-
heit im Verlauf der Merkel-Jahre
größer geworden ist.

Ich denke, das hat mit dem Ge-
schichtsbild der Kanzlerin zu tun.
Im Grunde genommen findet sie
mit der Linken-Politikerin Wagen-
knecht eher eine Deutungsbasis,
als mit dem Historiker Arnulf Ba-
ring oder der Parteifreundin Erika
Steinbach. Jürgen Kunz,

Buchen

Zu: Soziale Schieflage (Nr. 4)

Auch der Zehlendorfer Ortho-
päde hat genauso wie jeder ande-
re Orthopäde mit einer Kassenzu-
lassung ein Budget, aber das ist
nicht der Kardinalfehler. Es ist
das Nebeneinander von zwei ver-
schiedenen Krankenversiche-
rungssystemen, der gesetzlichen
und privaten, was dazu führt, dass
wir Hunderttausende Nicht-Kran-
kenversicherte haben. Das ist das
Resultat der sozialen Misswirt-
schaft im Gesundheitswesen. 

Früher war jeder Preuße, jeder
Ostpreuße, jeder Berlin-Marzah-
ner in der DDR krankenversi-
chert. Heute haben wir leider ne-
ben dem Zehlendorfer Orthopä-
den auch noch Praxen für Nicht-
Krankenversicherte mit einem
Notprogramm. Das ist ein großer
Unfug. 

Bei einer einheitlichen Kran-
kenversicherung, gleich, ob man
nun die Bezeichnung Bürgerversi-
cherung oder eine andere nimmt,
gäbe es derartige Missstände für
Hunderttausende Bürger, gleich
woher, aus Marzahn oder Zehlen-
dorf, Küste oder Alpen, nicht. Es
gäbe keine „soziale Schieflage“.
Diese ist systembedingt und muss
unverzüglich beseitigt werden.
Aber dieses Thema haben die Po-
litiker der „GroKo“ als zu schwie-
rig lösbar und damit als erledigt
angesehen. Achim Brehme,

Jena

Zu: Tief verunsichert (Nr. 8)

Zum Thema Alleinschuld ist zu
sagen: Ich besitze ein Gemein-
schaftskundebuch von 1962 (67.
Auflage, über 600000 Exemplare,
das seit 1951 erschienen war), in
dem Folgendes steht: „Der ... Ver-
sailler Vertrag erlegte dem Deut-
schen Reich ... unerfüllbare wirt-
schaftliche Bedingungen auf.
Außerdem mußte Deutschland
die Alleinschuld am Kriege aner-
kennen, obwohl dies der ge-
schichtlichen Wahrheit wider-
spricht. ... Damit war der Keim für
den 2. Weltkrieg gelegt!“ 

Also, alles nichts Neues. Diese
Behauptung wurde nur seit 1968
− wohl bewusst − in den Hinter-
grund gerückt. Michael Thum,

Koblenz

Zu: In der „Betreuungsfalle“ 
(Nr. 3)

Es geht erst ein Aufschrei durch
die Bevölkerung, wenn es mal ei-
nen erledigten „Betreuer“ gibt. Es
ist unfassbar, dass nichts ge-
schieht, obwohl viele Fernsehan-
stalten und Zeitungen über diese
Betreuungskriminalität und den
Fall Gurlitt berichten. Ich habe
jahrelang – leider erfolglos – für
die Opfer gekämpft. Antje Trigo,

Buchholz

Das Gesundheitswesen krankt

Zu: Wird Hindenburg zu Recht ge-
tilgt? (Nr. 7)

Zu Beginn des Ersten Welt-
kriegs war Paul von Hindenburg
schon über 65 Jahre alt und als
Generalfeldmarschall bereits pen-
sioniert. Reaktiviert konnte er an
der damaligen Ostfront einen ent-
scheidenden militärischen Sieg
gegen die russische Armee her-
beiführen. Als Chef der Obersten
Heeresleitung war Hindenburg –
nach dem Scheitern des Schlief-
fen-Planes – im technisierten
Stellungskrieg überfordert.

Seine 1918 eingebrachte ultima-
tive Forderung nach einem Waf-
fenstillstand kam um zwei Jahre
zu spät. Mit seiner „Dolchstoß-Le-
gende“ hat er mit Ludendorff per-
sönlich die Politik in der Weima-
rer Republik extrem belastet. Mag
er die Republik als „Ersatzkaiser“
mit Sekundärtugenden korrekt
präsidiert haben: Mit dem Er-
mächtigungsgesetz und der Gou-
tierung der Morde anlässlich des
„Röhm-Putsches“ hat er sich dis-
kreditiert. Günther Pagel,

Achim

Auswahlkriterien bleiben ein Mysterium



In der Kunstgalerie BWA beim Pla-
netarium in Allenstein ist noch bis
zum 23. März eine von Dorota
Nieznalska gestaltete unkonventio-
nelle Ausstellung mit dem Titel
„Kult pamieci! Tannenberg-Denk-
mal“ (Kult der Erinnerung! Tan-
nenberg-Denkmal) zu sehen. Pas-
send zum 100. Jahrestag der
Schlacht bei Tannenberg, der das
heute nicht mehr existierende Mo-
nument bei Hohenstein gewidmet
war, unternimmt die Künstlerin
den Versuch, sich der Erinnerung
an das Tannenbergdenkmal, sei-
ner Geschichte, seines Endes und
damit im wei te sten Sinn des Er-
innerns an das gemeinsame Kultu-
rerbe Ostpreußens anzunehmen.

Der große Saal der Galerie ist
für die multimediale Ausstellung
dreigeteilt. Den vorderen Teil
nimmt eine Installation von acht
hängenden Leinwänden ein, die in
einem offenen Achteck angeordnet
sind. Auf sie werden Bilder der Re-
ste des Tannenbergdenkmals pro-
jiziert, die verblassen und wieder
deutlicher werden. „Diese Lein-
wände symbolisieren die Türme,
die Majestät der Architektur und
gleichzeitig ihre Vergänglichkeit“,
erläutert Dorota Nieznalska, „und
die Änderung der Bildschärfe die
periodische Bewegung von Erin-
nern und Vergessen.“ Ein Beweis
für dieses Phänomen sei, so die
junge Künstlerin, dass sie trotz ei-
ner gewissen Ortskenntnis von
dem Denkmal lange nichts wusste.
Auf das Bauwerk sei sie erst bei ih-
rer Beschäftigung mit Architektur
der Gewalt gestoßen, die sie wäh-
rend eines Stipendiums in Helsin-
ki vor zwei Jahren begonnen habe.
Vom Tannenbergdenkmal ist

nach dem regen Leben vor und

noch im Zweiten Weltkrieg an sei-
nem überwachsenen Standort so
gut wie nichts mehr zu finden, wie
die in der Installation verwende-
ten Fotos von Klaus Otto Skibows-
ki vom Beginn der 50er Jahre

deutlich machen. Um dem endgül-
tigen Vergessen entgegenzuwir-
ken, hat Dorota Nieznalska als
zweiten Teil des Projekts einen
achtminütigen Film gestaltet, der
die Entwicklung von der Schlacht

bei Tannenberg über das Begräb-
nis Paul von Hindenburgs bis hin
zum traurigen Ende des Bauwerks
nachzeichnet. 
An der Wand gegenüber dem

Bildschirm, auf dem diese Doku-

mentation in ständiger Wiederho-
lung zu sehen ist, befindet sich der
dritte, traditionellste Abschnitt
der Ausstellung mit Postkarten
und historischen Fotografien aus
der Blütezeit des Tannenberg-

denkmals. Flankiert von den
Schautafeln lädt ein Monitor dazu
ein, sich mit der ebenfalls zur
Ausstellung gehörenden Internet-
seite www.tannenberg-
denkmal.com bekannt zu machen,
die – leider bislang nur in polni-
scher Sprache – in drei großen
Themenblöcken die Geschichte
des Denkmals, die Erinnerung
daran und sein Vergessen be-
leuchtet. Als kleines Souvenir lie-
gen vor dem Monitor auf einem
Tischchen nachgedruckte histori-
sche Eintrittskarten aus, auf deren
Rückseite die Internetadresse
steht.
Resümierend lässt sich feststel-

len, dass die Ausstellung souverän
und vielschichtig gestaltet sowie
für Besucher, die sich bis dahin
noch nicht mit dem Tannenberg-
denkmal und seiner Vorgeschichte
auseinandergesetzt haben, infor-
mativ und beeindruckend ist.
Doch der Funke springt letzten
Endes nicht über. Positiver sind
hingegen die mit ihr verbundenen
Signale eines geänderten Um-
gangs mit der regionalen Ge-
schichte. Trotz des kontroversen
Themas eines antislawischen My-
thos entstand Dorota Nieznalskas
Werk „Kult pami� ci! Tannenberg-
Denkmal“ im Rahmen eines Sti-
pendiums des polnischen Ministe-
riums für Kultur und nationales
Erbe. Und zur Vernissage der Aus-
stellung waren immerhin 120 Per-
sonen gekommen, darunter Ver-
treter der Stadt Allenstein und ei-
ne große Gruppe von Einwohnern
der Stadt Hohenstein mit dem
Vorsitzenden des Stadtrats an der
Spitze. Bis zum Ende der Ausstel-
lung werden sicherlich noch viele
Besucher hinzukommen.

Uwe Hahnkamp

Drei Teile für acht Türme
Ausstellung in Allenstein erinnert an das Tannenbergdenkmal und den »Kult der Erinnerung«

Der konventionellste Teil der ambitionierten Ausstellung: Postkarten und historischen Fotografien Bild: Hahnkamp
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Der Erste Weltkrieg fand
größtenteils außerhalb der
Grenzen des Deutschen

Reiches statt. Eine Ausnahme bil-
dete Ostpreußen. Das war eine
Folge des nach dem Chef des Gro-
ßen Generalstabs von 1891 bis
1906 benannten Schlieffenplans.
Entsprechend diesem Plan begann
die deutsche Seite den Krieg mit
einer Offensive im Westen unter
weitgehender Entblößung des
Ostens. Schlesien war durch den
Verbündeten Österreich-Ungarn
gedeckt, aber Ostpreußen stand
den feindlichen Russen nur durch
die 8. Armee verteidigt weitge-
hend schutzlos gegenüber. Das Er-
gebnis war der sogenannte Rus-
seneinfall. Dieser war in seiner
Grausamkeit nicht vergleichbar
mit jenem der Roten Armee am
Ende des Zweiten Weltkrieges,
doch war er schlimm genug. Ein
großer Unterschied zwischen den
beiden besteht darin, dass der er-
ste gestoppt werden konnte, und
zwar in der Tannenbergschlacht. 
Der deutsche Sieg bei drücken-

der zahlenmäßiger Überlegenheit
des russische Gegners leitete eine
Wende ein, zwar nicht des Krieges,
aber doch immerhin an der Ost-
front. Insofern ist die Tannenberg-
schlacht mit dem französischen
„Wunder an der Marne“ desselben

Jahres an der Westfront oder mit
dem polnischen „Wunder an der
Weichsel“ im Polnisch-Sowjeti-
schen Krieg von 1920 vergleich-
bar. Wenn ein Land Opfer einer
Invasion wird, diese Invasion üble
Folgen für die Zivilbevölkerung
hat und es dann gelingt, die Inva-
soren nicht nur zu stoppen, son-
dern auch anschließend wieder
aus dem Land herauszudrängen,
ja zu besiegen, wird das wohl jede
Nation groß feiern. Man denke nur
an den Brand von Mos kau 1812
oder die Schlacht von Stalingrad
1942/43. Die Tannenbergschlacht
von 1914 stellte da keine Ausnah-
me dar. Zudem bot der Erste Welt-
krieg kaum andere Siege, in denen
die Deutschen in ihrer miserablen
Lage alternativ hätten Trost und
Selbstbestätigung finden können.
Durch ihre Benennung wurde

der Schlacht eine zusätzliche Be-
deutung beigemessen. Sie fand
zwar tatsächlich bei Tannenberg
statt, doch bildete der bei Hohen-
stein gelegene Ort keinesfalls ihr
Zentrum. Dass die deutschen Sie-
ger ihr trotzdem den Namen „Tan-
nenbergschlacht“ gaben, hat ein-
deutig psychologisch-propagandi-
stische Gründe. Manche Völker
haben traumatische verlorene
Schlachten in ihrem kollektiven
Gedächtnis. Bei den Serben ist es

die Schlacht auf dem Amselfeld
von 1389, bei den Schotten die
Schlacht bei Culloden von 1746.
Bei den Deutschen war es die
Schlacht bei Tannenberg von 1410
zwischen dem Deutschen Orden
und der polnisch-litauischen
Union. Durch die Benennung der
Schlacht von 1914 nach Tannen-
berg sollte dem Sieg in der Öffent-
lichkeit nun eine Bedeutung bei-
gemessen werden, die er objektiv
nicht besaß: Die Schlacht von 1914
wurde propagandistisch als gelun-
gene Revanche der Schlacht von
1410 präsentiert.
Die Scharte von
1410 schien end-
lich ausgewetzt.
Nun hatten, so
die Botschaft, die
Deutschen endlich die damalige
Niederlage gegen die Slawen kom-
pensiert. 
Gegen die historische Richtig-

keit dieser suggerierten Interpre-
tation sprach nicht nur, dass es ge-
linde gesagt grenzwertig war, die
Deutschordensritter von 1410 mit
dem Deutschen Reich von 1914
und die polnisch-litauische Union
von 1410 mit dem russischen Za-
renreich von 1914 gleichzusetzen.
Vielmehr war die Schlacht von
1410 auch auf lange Sicht betrach-
tet ungleich bedeutungsvoller als

jene von 1914. Letztere war nicht
kriegsentscheidend. Schließ lich
verlor der Schlachtensieger von
1914 den Krieg. Die Tannenberg-
schlacht von 1410 hingegen ent-
schied nicht nur den damaligen
Krieg, sie stand für die Schicksals-
wende eines ganzen Staates. An
ihr lässt sich der Anfang vom En-
de des Deutschordensstaates fest-
machen – und das, nachdem die-
ser Staat erst wenige Jahre zuvor
seine maximale territoriale Aus-
dehnung erreicht hatte. Anders als
die Tannenbergschlacht von 1914

offenbarte die
Schlacht von
1410 nämlich
erstmals ein neu-
es grundsätzli-
ches Problem ih-

res Verlierers: die strukturelle
Unterlegenheit gegenüber dem
Zusammenschluss seiner gegneri-
schen Nachbarn, und das unter ei-
nem Herrscher, der getauft war, so
dass bei dessen Bekämpfung nicht
auf Solidarität seitens der Kirche
beziehungsweise der Christenheit
zu hoffen war. 
Die Bedeutung, die der Sieg von

1914 für die (ost)preußische Zivil-
bevölkerung und den weiteren
Verlauf des Ersten Weltkrieges an
der Ostfront hatte, die Dankbar-
keit und der Stolz ob des Sieges

des deutschen Davids über den
russischen Goliath sowie die ge-
nannten volkspsychologischen
Momente machen nachvollzieh-
bar, dass sich ungeachtet der
schweren Belastungen durch
Krieg, Niederlage und anschlie-
ßende wirtschaftliche Zerrüttung
in der Weimarer Republik die
Mittel für ein imposantes Tannen-
berg-Nationaldenkmal fanden.
Da Paul von Hindenburg zu Zei-

ten der Tannenbergschlacht Ober-
befehlshaber der siegreichen
8. Armee und zum Zeitpunkt der
Fertigstellung des Tannenberg-
denkmals Reichspräsident war,
sind die Geschichte des Mannes
und des Bauwerks verwoben. Am
18. September 1927 weihte der
Reichspräsident und Generalfeld-
marschall das durch acht Türme
geprägte Bauwerk ein. Nach dem
Tode Hindenburgs am 2. August
1934 wurde aus dem Tannenberg-
Nationaldenkmal das Reichseh-
renmal Tannenberg. Das ur-
sprünglich streng symmetrisch
aufgebaute Denkmal wurde zur
letzten Ruhestätte des Staatsober-
hauptes und Feldherren umge-
baut. Am 2. Oktober 1935, anläss-
lich seines 88. Geburtstags, wurde
Paul von Hindenburg zusammen
mit seiner bereits 1921 gestorbe-
nen Ehefrau Gertrud in der im so-

genannten Hindenburgturm für
diesen Zwecke errichteten Gruft
beigesetzt.
Wegen der großen Bedeutung,

die das Tannenbergdenkmal als
Nationalsymbol besaß, war es der
deutschen Staatsführung bei Ende
des Zweiten Weltkrieges wichtig,
dieses der vorrückenden Roten
Armee nicht in die Hände fallen
zu lassen und damit der Entwei-
hung durch den Gegner preiszu-
geben. Da eine Verteidigung un-
möglich war, entschied sich Adolf
Hitler für die Zerstörung. Ein ent-
sprechender Befehl erreichte den
Kommandeur der 229. In fan te rie -
di vision am 21. Januar 1945. Die
Särge mit den sterblichen Überre-
sten des Hindenburgehepaares
wurden vor dem Zerstörungswerk
entnommen und Richtung Westen
abtransportiert. 
Was die Deutschen von ihrem

Denkmal übrigließen, nutzten die
Sieger als Steinbruch. Die Ziegel
gebrauchten sie für den Häuser-
bau in der Umgebung, den Granit
für den Bau eigener Denkmäler in
Allenstein. Durch diese geradezu
tragikkomische Züge tragende Zu-
sammenarbeit zwischen Verlie-
rern und Siegern steht von dem
erst im letzten Jahrhundert erri-
cheten Monument so gut wie
nichts mehr. Manuel Ruoff

Die Tannenbergschlacht(en), das Tannenbergdenkmal und der »Kult der Erinnerung« (Mythos)

Monument trotz 
verlorenen Krieges



14 Nr. 11 – 15. März 2014

es sind die vielen kleinen Fragen,
Wünsche und Erfolgsmeldungen,
die das Mosaik unserer Ostpreu-
ßischen Familie so wunderbar
bunt machen. So wollen wir es
auch heute zusammensetzen, und
von jedem etwas bringen. Fangen
wir gleich mit einer Zuschrift an,
die beweist, was die Ostpreußi-
sche Familie bewirken kann, wenn
sie als Informationsquelle gefor-
dert wird. Da hatte sich vor zwei
Jahren Herr Michael Paul gemel-
det, der einen Roman über ein
Thema schreiben wollte, über das
weitgehendes Stillschweigen
herrscht. Es handelt sich um die
so genannte „Baltenauslieferung“,
bei der Ende 1945, also
lange nach Kriegsende,
die etwa 3000 deutschen
Soldaten, die überwie-
gend aus Kurland nach
Schweden geflohen wa-
ren, nach Russland aus-
geliefert wurden. Der
Autor bat uns, in unserer
Kolumne nach Zeitzeu-
gen aus Königsberg und
Pillau zu suchen, hegte
aber keine allzu großen
Hoffnungen auf Zu-
schriften. Da hatte er
sich aber geirrt! Denn er
war von der Resonanz
überwältigt, wie er uns jetzt mit-
teilt: 
„Von überall aus Deutschland

riefen Menschen an und erzählten
ihre Geschichte. Eine sehr nette
Dame vom Niederrhein schickte
mir drei Büchlein, in denen sie ih-
re sehr erschütternden Erlebnisse
zusammen mit ihrer Zwillings-
schwester niedergeschrieben hat-
te, und sogar per Luftpost erreich-
te mich ein vierseitiger handge-
schriebener Brief aus dem kanadi-
schen Vancouver. Wirklich unfass-
bar! Motive, die mir hier geliefert
wurden, geben mir Stoff für min-
destens einen weiteren Roman,
der sich mehr als mein erster mit
Königsberg beschäftigen wird.
Wann hat man zuletzt einen hand-
geschriebenen Brief bekommen?
Das war wirklich überwältigend,
da möchte ich mich bei Ihnen für
diese unverhoffte Unterstützung
sehr herzlich bedanken!“
So weit ein erstes Dankeschön

des Schriftstellers aus Lahr, des-
sen Roman demnächst erscheinen
wird.

Auch der nächste Dank an unse-
re Leser bezieht sich auf die Inter-
nierung in einem skandinavischen
Land, in Dänemark. Vor einiger
Zeit hatten wir die Bitte von Frau
Margot Spitzeder, ihr bei der Su-
che nach ehemaligen Internierten
im Lager Rom in Lemvig/Nordjüt-
land zu helfen, an unsere Leser
weiter gegeben. Das dortige Mu-
seum wollte über das damalige
Lager eine Ausstellung veranstal-
ten und suchte nun Zeitzeugen.
Die Königsbergerin Margot Spitz-
ecker geborene Scharffenberg bot
sich als Mittlerin an und hatte
auch aufgrund der Veröffentli-
chung Erfolg, denn es meldete
sich eine ehemalige Lagerinsassin
von Rom bei ihr. Die Anfang Fe-
bruar eröffnete Ausstellung konn-
te bereits einen unerwarteten Er-
folg verbuchen, wie Frau Spitz-
ecker berichtet:

„Die Leiterin hatte bei der Eröff-
nung einen Vortrag gehalten, der
aufgrund der hohen Besucherzah-
len noch einmal wiederholt wer-
den musste. Dies empfinde ich
nach so langer Zeit für uns Ver-
triebene doch als eine große Ge-
nugtuung, nach allem, was wir er-
lebt hatten. Mit meinem Bruder
zusammen hatten wir noch vor-
handene Unterlagen über die La-
gerzeit, vor allen Dingen von un-
seren Eltern, die dort eine Lager -
apotheke eröffnet und Kräuter ge-
sammelt hatten, um diese zu ver-
schiedenen Teesorten zu verarbei-
ten. Ich hatte unseren Flucht- und
Internierungsaufenthalt schon
länger beschrieben und konnte
ihn weiterleiten.“
Das in Folge 9 veröffentlichte

Foto von dem Gedenkstein, der
auf dem „Mittelpunkt des deut-
schen Reiches“ in Spremberg
steht, hat bei manchen Lesern gro-
ßes Interesse geweckt. So auch bei

dem Redakteur des „Grafschafter
Boten“, Herrn Peter Großpietsch
aus Lüdenscheid. Er ist von dem
Gedenkstein fasziniert und möch-
te dieses Stück deutscher Ge-
schichte auch einmal in seiner
Zeitung herausstellen. Da werden
er und andere interessierte Leser
für die Auskunft dankbar sein, die
wir von Herrn Prof. Dr. Bernhard
Oltersdorf aus Köln erhielten. Ei-
nen kompetenteren Informanten
hätten wir uns nicht wünschen
können, denn der geborene Kö-
nigsberger fühlte sich direkt von
der Frage nach dem Geographen
Heinrich Matzat angesprochen,
weil er an der Universität das glei-
che Fach vertreten hat: Didaktik
der Geographie und Methodik des
geographischen Unterrichts. Prof.
Oltersdorf übersandte uns dazu
eine Kopie aus dem Westermann-
Lexikon der Geographie, aus dem

leider nicht hervorgeht,
wie Matzat zu der Fest-
stellung kommt, dass
Spremberg der Mittel-
punkt des Deutschen
Reiches sei. „Wie wir ja
auch wissen, sind solche
Festlegungen zeitlich im-
mer nur begrenzt und
keineswegs für die Ewig-
keit“, schreibt Herr Prof.
Oltersdorf. Aber uns
geht es ja in erster Linie
um die Person des Geo-
graphen Matzat, weil auf
Grund seines Namens
die Vermutung nahe

liegt, dass er aus dem deutschen
Osten stammen könnte. Zwar gibt
es hierzu noch keine Erklärung,
aber der Geograph tritt mit den im
Wörterbuch verzeichneten Anga-
ben zu seiner Person aus dem
Dunkel der Geschichte und nimmt
somit Gestalt an.
Der Eintrag, der sich auf eine

Eintragung im „Geogr. Anzeiger“
aus dem Jahr 1909 stützt, lautet:
„Matzat, Heinrich (1846–1908),

Direktor der Landwirtschafts-
schule in Weilburg an der Lahn
und bekannter Didaktiker. Er
schrieb eine ,zeichnende Erdkun-
de‘ (1885), die später unter dem
Titel ,Erdkunde, ein Hilfsbuch für
den geographischen Unterricht‘
erschien, eine ,Methodik des 
geogr. Unterrichts‘ (1885). Er for-
derte in seiner ,zeichnenden Me-
thode‘, dass die Schüler den Atlas
nicht kopieren, sondern gleichsam
exzerpieren sollten. Die ,Metho-
dik‘ fasst den Stand der Didaktik

gegen Ende des 19. Jh., die Diskus-
sion über das Lehrverfahren und
die Unterrichtshilfen des Erdkun-
deunterrichts, ferner den Stand
des geogr. Schulunterrichts zu-
sammen, so dass sie auch heute
bei der Begründung und histor.
Ableitung der Didaktik der Geo-
graphie und der Methodik des ge-
ogr. Unterrichts notwendig her-
ausgezogen werden sollte. Seine
Gedanken wirkten auch auf die
Schulgeographie sehr anregend.“
So hat der auf dem Gedenkstein

Verzeichnete nun einen vollen Na-
men, seine Lebensdaten sind be-
kannt, und auch der Vermerk
„ber.“ erhält seine Berechtigung
durch die detaillierten Angaben
über das Lebenswerk des Hein-
rich Matzat. Vielleicht ist es ihm
und seiner Methodik zu verdan-
ken, dass wir als Schulkinder im
Erdkundeunterricht eifrig mit
dem Finger auf dem Atlas die Welt
erforschten und uns Kenntnisse
erwarben, die noch im späten Al-
ter abgefragt werden können.
Heute erfolgt bei jedem Tele-Quiz
ein lautes „Buh“ der Kandidaten,
wenn es um Geographie geht, und
selbst ein als Berater fungierender
Volksschullehrer verlegt die Mün-
dung der Oder in die Nordsee!
An seine Schulzeit an der Sack -

heimer Mittelschule in Königs-
berg denkt unser Leser Gerhard
Minuth aus Frankfurt gerne zu-
rück, und er hat auch nach der
Vertreibung für einen Zusammen-
halt der Ehemaligen gesorgt:
Zwölf Jahre lang war Herr Minuth
Vorsitzender der Sackheimer
Mittelschüler und noch immer ist
er um die Klärung von Schicksa-
len seiner Schulkameraden be-
müht. Als Herr Minuth kürzlich
das Buch „Ostpreußen, Biographie
einer Provinz, Verfasser Hermann
Pölking“ erwarb, fand er darin ei-
nige Angaben, die ihn aufhorchen
ließen. Sie betrafen den Königs-
berger Pfarrer Hugo Linck, der für
die Gemeinde Löbenicht/Liep zu-
ständig war und am Sackheimer
Tor wohnte. Pfarrer Linck war
auch der Konfirmationspfarrer
von Gerhard Minuth. Sein Buch
„Königsberg 1945–1948“ gehört
zu den eindrucksvollsten Zeitzeu-
genberichten. Nun wird in der
Ostpreußen-Biographie berichtet,
dass Pfarrer Linck damals für sei-
ne Gemeinde eine Liste erstellt
hatte mit den Namen der von 1945
bis 1947 verstorbenen und unter
seiner Verantwortung beerdigten
Gemeindemitglieder. Herr Minuth
interessiert sich sehr für diese Lis-
te, weil er glaubt, dass sie auch die
Namen einiger verstorbener Mit-

schüler enthalten könnte. Wer
weiß etwas über die Liste und
kann weiterhelfen? (Gerhard Mi-
nuth, Friedrich-Stampfer-Straße
18 in 60437 Frankfurt/Main.)
Jeder noch so kleine Hinweis ist

für eine Suche wichtig, auch wenn
sie von vorneherein wenig erfolg-
reich erscheinen vermag. Und
manchmal kommt solch ein Fin-
gerzeig unverhofft und erst nach
längerer Zeit – wir haben da
schon Erstaunliches erlebt. Viel-
leicht trifft das auch für einen Fall
zu, den wir im Februar vergange-
nen Jahres veröffentlichten. Ulrich
Drescher, *15. März 1944 in In-
sterburg, hat nie erfahren, wer sei-
ne leiblichen Eltern
sind. Die einzige An-
gabe über seine
Mutter ist deren Vor-
name: Susanne oder
Suse. Sie soll bei ei-
nem Bombenangriff
ums Leben gekom-
men sein. Über sei-
nen Vater wurde
dem Kind, das schon
früh in Pflege gege-
ben wurde, nie et-
was erzählt. Ulrich
ging mit seinen er-
sten Pflegeeltern,
Emma und August
Didzus aus Schlau-
gen, Kreis Goldap,
auf die Flucht. Das Ehepaar war
bereits über 70 Jahre alt, die Pfle-
gemutter überstand die Strapazen
der Flucht und der dauernd wech-
selnden Unterkünfte nicht und
verstarb 1951 in dem Auffanglager
in Stadtilm/Thüringen. August
Didzus zog zu seinem leiblichen
Sohn, und der kleine Ulrich kam
in weitere, oft wechselnde Pflege-
stellen bis zu seiner Volljährigkeit.
Er suchte nun nach Nachkommen
von August Didzus, um eventuell
etwas über seine Herkunft erfah-
ren zu können, leider ohne Erfolg
bisher. Aber jetzt meldete sich ei-
ne Leserin, die vermutet, dass –
falls August Didzus auch Töchter
hatte – eine von ihnen im vergan-
genen Jahr in einem niedersächsi-
schen Ort verstorben sei, die an-
dere aber noch leben könnte. Sie
nannte auch deren Wohnort, aber
keine Adresse. Vielleicht ist es der
erwähnte kleine Fingerzeig, der
Herrn Drescher vielleicht weiter-
helfen könnte.
Auch Herr Frank-Lothar Krawo-

litzki aus Erlangen konnte einen
Hinweis geben, für den Herr Gerd
Fischer aus Bischofswerda sicher
dankbar ist. Er sucht für eine 84-
jährige Ostpreußin nach dem Ver-
bleib ihres Bruders Bruno Kettu-

kat, der sich im Januar 1945 als
Heimkind in dem Provinzial-Er-
ziehungsheim in Rastenburg be-
fand. „Wo blieben die Kinder aus
diesem Heim?“, hatten wir in Fol-
ge 50/13 gefragt. Es gibt darüber
die unterschiedlichsten Informa-
tionen, aber nun scheint es sicher
zu sein, dass die Evakuierung der
Heimkinder bereits vor dem gro-
ßen Aufbruch zur Flucht am
27. Januar 1945 erfolgte. Der
Transport soll in Richtung Westen
gegangen sein. Das hat Herr Kra-
wolitzki in einem Telefongespräch
mit einer Rastenburgerin erfah-
ren, die auch heute dort lebt. Der
81-Jährige hat noch immer viele

Verbindungen zu
seiner Geburtsstadt
und unterstützt dort
seit 18 Jahren die
Deutsche Minder-
heit. Seit 1976 ist er
33-mal in der Hei-
mat gewesen, vor al-
lem in Soldau, denn
von dort stammt die
Familie Krawolitzki.
Als Kind war Herr
Krawolitzki oft bei
seinen Großeltern in
dem Dorf Kyschie-
nen bei Soldau. Es
war eine kinderrei-
che Familie, Großva-
ter Jakob hatte noch

sieben Geschwister, darunter auch
einen Bruder Samuel, der mit Wil-
helmine Robatzek verheiratet war.
Diesen Namen fand unser Leser
nun in der PAZ Folge 29/2013, in
der Frau Auguste Robatzek aus
Brodau zum 108. Geburtstag gra-
tuliert wurde. Herr Krawolitzki er-
wähnte dies in einem Telefonge-
spräch mit seiner in den USA le-
benden Cousine Heidi Hermann
geborene Krawolitzki. Sie stammt
aus Neidenburg, wo ihr Vater ein
Elektro/Radiogeschäft am Markt
hatte. Sie meinte, dass zu der im
Ostpreußenblatt erwähnten Jubi-
larin eine verwandtschaftliche Be-
ziehung bestehen könnte, denn
Brodau war ein Nachbarort von
Kyschienen. Deshalb bittet Herr
Krawolitzki die Familie der Au-
guste Robatzek, sich bei ihm zu
melden. (Frank-Lothar Krawolitz-
ki, Eskilstunastraße 9 in 91054 Er-
langen, Telefon 049/9131/54199.)

Eure

Ruth Geede

OSTPREUSS ISCHE FAMIL IE

Fröhliche Kinderspiele aus dem Schatz der Erinnerung
Die Goldene Brücke spannt noch immer ihren leuchtenden Bogen

Manchmal löst eine kleine
Frage eine unerwartete
Antwortwelle aus. Da

hatte Frau Inge-Lore Gratias nach
dem „Schornsteinfegerlied“ ge-
fragt, und umgehend den Text von
einer Leserin erhalten. Und eben-
so umgehend informierte sie uns
darüber. Und weil sie so glücklich
darüber war, brachte ich umge-
hend ihren Dankesbrief. Da hätte
ich doch lieber noch etwas warten
sollen, denn das war erst der An-
fang: Tag für Tag kamen neue Zu-
schriften, und nun könnte Frau
Gratius fast ein Referat über das
Schornsteinfegerlied halten, so
viel Mühe haben sich die Leserin-
nen und Leser gegeben. „Alle Ant-
worten sind interessant in jeder
Hinsicht“, schreibt Frau Gratius,
die es beeindruckend findet, wie
unsere Ostpreußische Familie rea-
giert. Dass dies Lied in ganz Ost-
preußen gesungen und gespielt
wurde, kann sie nun aufgrund der
Zuschriften beweisen: In Königs-
berg, in der Elchniederung, im
Raum Tilsit-Ragnit, in Lyck, in
Rastenburg, in Lötzen. Und auch
in Wehlau, und da kam für Frau

Gratias eine neue Variante ins
Spiel. Sie schreibt: „Seltsamer-
weise hatte ich vergessen, dass
auch wir das schöne Spiel mit
dem lustigen Lied auf dem Schul-
hof der Wehlauer Volksschule
spielten. Wie auch andere Spiele,
die mir plötzlich einfielen, wie „25
Bauernmädchen suchen sich ‘nen
Mann“ oder „Ziehe durch, ziehe
durch die Goldene Brücke“.
Eine besonders interessante Zu-

schrift kam von Frau Sigrid Mat-
thee-Kohl, denn sie beschreibt ei-
ne besondere Spielweise des
Schornsteinfegerspiels: „Zwei
Kinder hielten sich an den Hän-
den und bildeten den Hausein-
gang. Ein Mädchen war im Fen-
ster. Draußen ging der Schorn -
steinfeger spazieren. Es folgten die
vielen Strophen mit Fragen und
Antworten, in denen Mutter, Vater,
Oma, Opa, Onkel und Tante ins
Spiel kamen. Wenn noch mehr
Kinder anwesend waren, musste
auch noch die Nachbarin gefragt
werden. Zum Schluss lief das Mä-
del zur Türe hinaus, der Schorn -
steinfeger hinterdrein, und nach
und nach folgte die ganze Ver-

wandtschaft. Natürlich durfte
auch das Haus hinterher rennen.
Das hat viel Spaß gemacht.“
Dass das Schornsteinspiel nicht

auf Ostpreußen beschränkt war,
sondern zum allgemeinen deut-
schen Kinderliedgut gehörte, ist
der Zuschrift einer Kindergärtne-

rin zu entnehmen. Sie, das Nach-
kriegskind, 1949 geboren, hörte
das Spiel während ihrer Ausbil-
dung, aber es kam ihr schon
irgendwie bekannt vor. Sie fand es
dann im Siegerland wie im
Schwäbischen, es gehörte zu ihren
liebsten Spielliedern. Ein anderer
Leser machte Frau Gratias eine

ganz besondere Freude: Am Tele-
fon spielte er ihr das Lied vor, ge-
sungen von zwei Kinderchören.
Bei solch reger und persön-

licher Anteilnahme ist es kein
Wunder, dass Inge-Lore Gratias
ihren erneuten Dankesbrief mit
diesen Worten beendet: „Für alle

Informationen, die mir die Ost-
preußische Familie so überaus
freundlich übermittelte, bin ich
dankbar. Nun wissen wir, dass das
Spiel-Liedchen in vielen Gegen-
den Deutschlands bekannt war.“
Frau Gratias erwähnt das Spiel

von der „Goldenen Brücke“. Auch
das war in ganz Deutschland be-

kannt und es konnte nach dem
Krieg zu einer Brücke zwischen
einheimischen und Flüchtlings-
kindern werden, wenn sie es ge-
meinsam auf Schulhöfen oder in
Kindergärten spielten. Die Älteren
unter uns werden sich gerne an
dieses Spiel erinnern, das viele
Varianten hatte, selbst in Ostpreu-
ßen gab es da regionale Unter-
schiede. Die bezogen sich auf den
Namen der Brücke, die von zwei
gegenüberstehenden Spielern,
den Königen, gebildet wurde. Die
anderen Kinder stellten sich zu ei-
ner Reihe auf, fassten sich an den
Schultern und zogen gegen die
Brücke. Es entwickelte sich ein
Wechselgesang, den die Kinder
begannen:
„Lass über, lass über!“ – „Wo

über?“ – „Über die Honigbrück!“
Das war die Königsberger Fas-
sung, denn dort gab es ja die Ho-
nigbrücke. In anderen Gegenden
wurde die Brücke nach der dort
vorhandenen verzeichnet, so war
es in der Labiauer Gegend die
„Holländsche Brück“, in und um
Wehlau die „Wehlausche Brück“,
und wenn es keine lokale Brücke

gab, dann war es eben die
„Heemskebrück“ – die Ameisen-
brücke!
Ja, wie haben wir uns müde ge-

spielt, und schliefen dann nachts
wie die Ratzen. Manchmal ver-
standen wir den Wortsinn nicht
ganz, denn diese uralten Spiele,
von Generation zu Generation
weiter getragen, hatten durch die
mündliche Überlieferung manche
Änderung erfahren. Aber immer
war Spiel und Spannung da, es
gab Gewinner und Verlierer, Ver-
steckte und Suchende, Gewählte
und Übergangene, und zum
Schluss waren alle wieder vereint
und bereit zu einem neuen Spiel
wie das vom „Plumpsack“ oder
von den „Gussegänschen“, „Muss
wandern, muss wandern …“ ,
„Hier ist grün, da ist grün …“oder
„Mutterchen, darf ich?“ Und auch
wenn wir nur einfach „Hopschen“
und „Kriegen“ spielten: Spaß hat-
ten wir immer, und Langeweile
gab es nie. Und noch heute, wie
alt wir auch inzwischen geworden
sind, bilden diese Erinnerungen
eine Goldene Brücke in die Ver-
gangenheit. R.G.

Alle in der »Ostpreußischen Familie« abgedruckten Namen und Daten werden auch ins

Internet gestellt. Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Ruth Geede Bild: Pawlik

Das Sackheimer Tor in Königsberg – heute Bild: Archiv

Lewe Landslied, 
liebe Familienfreunde,

Die Goldene Brücke – Kinderzeichnung Bild: Archiv
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Sonnabend, 15. März, 9.05
Uhr, Deutschlandfunk: Ka-
lenderblatt. Vor 75 Jahren:
Deutsche Truppen mar-
schieren in die Tschecho -
slowakei ein.

Sonnabend, 15. März, 20.15
Uhr, SWR: Helene Fischer.
Sommer-Open-Air 2013.

Sonnabend, 15. März, 21.45
Uhr, 3Sat: Leipziger Buch-
nacht. Literaturkritiker De-
nis Scheck leitet die Ge-
sprächsrunde der Leipziger
Buchmesse.

Sonnabend, 15. März, 23.05
Uhr, Deutschlandfunk:
Fluchtpunkt Türkei. Lange
Nacht über Asyl für Deut-
sche in der NS-Zeit.

Sonntag, 16. März, 19.30 Uhr,
ZDF: Terra X. Große Völker:
Die Römer. 

Sonntag, 16. März, 20.15 Uhr,
3Sat: Ägypten − Im Zeichen
des Sonnengottes. Echnaton
und der Pharaonenthron.

Sonntag, 16. März, 21.50 Uhr,
Arte: Gunter Sachs, der Le-
benskünstler. Dokuporträt
über den Industriellener-
ben und Playboy.

Montag, 17. März, 19.30 Uhr,
Arte: Wildes Baltikum: Teil
1: Die Küste.

Montag, 17. März, 20.15 Uhr,
3Sat: Hindenburg. Histori-
ker porträtieren den Gene-
ralfeldmarschall.

Montag, 17. März, 21.45 Uhr,
3Sat: Berliner Stadtillustrier-
te. Kaiser Wilhelm II. erklärt
den Ersten Weltkrieg.

Montag, 17. März, 23.15 Uhr,
ARD: Hitlers Schatz im Berg.
Kunstwerke im Salzberg-
werk Altaussee.

Dienstag, 18. März, 19.30 Uhr,
Arte: Wildes Baltikum. Teil
2: Wälder und Moore.

Dienstag, 18. März, 20.15 Uhr,
RBB: Ostlegenden. Über
den 1991 verstorbenen Tier-
parkdirektor Curt Dathe,
den „Grzimek der DDR“.

Dienstag, 18. März, 20.15 Uhr,
Arte: Aufbruch im Vatikan.
Ein Jahr Papst Franziskus.

Mittwoch, 19. März, 19.30 Uhr,
Deutschlandradio Kultur:
Zeitreisen. Was das Schöne
sei. Philosophin Svenja Flaß-
pöhler und Kulturhistoriker
Thomas Macho im Gespräch. 

Mittwoch, 19. März, 21 Uhr,
Phoenix: Schicksalsjahr am
Hindukusch. Der Rückzug
aus Afghanistan. 

Mittwoch, 19. März, 21.50
Uhr, Arte: Der seltsame
Herr Gurlitt. Ist der Erbe
des Münchener Kunstschat-
zes Opfer oder Täter?

Donnerstag, 20. März, 10.10
Uhr, Deutschlandfunk:
Marktplatz. Riester für
Häuslebauer und Hausbe-
sitzer. Was ist neu seit Jah-
resanfang?

Donnerstag, 20. März, 13.07
Uhr, Deutschlandradio Kul-
tur: Länderreport. Will ich
dann noch weg? Über die
Sehnsucht nach Amerika
und das Bleiben in Berlin.

Donnerstag, 20. März, 14.05
Uhr 3Sat: Masuren. In der
fernen Heimat. 14.50 Uhr:
Im russischen Grenzland.
Von Wolf von Lojewski. 

Donnerstag, 20. März, 20.15
3Sat: Gefährliche Geheim-
nisse. Wie die USA und die
EU den Freihandel planen.

Freitag, 21. März, 19.15 Uhr,
Deutschlandfunk: Dossier.
Guben/Gubin. Stadt in zwei
Ländern.

Freitag, 21. März, 20.10 Uhr,
Deutschlandfunk: Das Fea-
ture Menschen ohne Ge-
sicht. Ein Kapitel aus dem
Ersten Weltkrieg.

Freitag, 21. März, 20.15 Uhr,
3Sat: Die Lebensmittel-Er-
finder. Wie unser Appetit
geweckt wird.

Freitag, 21. März, 21.00 Uhr,
3Sat: makro. Das Freihan-
delsabkommen mit den USA.

HÖRFUNK & FERNSEHEN

Jahr 2014

5./6. April: Arbeitstagung der Deutschen Vereine im südlichen Ost-
preußen.

11. bis 13. April: Kulturseminar, Bad Pyrmont.
17./18. Mai: Deutschlandtreffen der Ostpreußen, Messe Kassel.
6. bis 9. Juni: Ostpreußisches Musikwochenende, Bad Pyrmont.
21. Juni: Ostpreußisches Sommerfest in Allenstein.
19. bis 21. September: Geschichtsseminar, Bad Pyrmont.
13. bis 19. Oktober: Werkwoche, Bad Pyrmont.
18. Oktober: 7. Deutsch-Russisches Forum im Königsberger Gebiet
(geschlossener Teilnehmerkreis).

24. bis 26. Oktober: Schriftleiterseminar, Bad Pyrmont.
3. bis 7. November: Kulturhistorisches Seminar für Frauen in Bad
Pyrmont.

Auskünfte bei der Bundesgeschäftsstelle der Landsmannschaft
Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, Telefon 
(040) 414008-26 oder info@ostpreussen.de.

TERMINE DER LO

ZUM 104. GEBURTSTAG

Pultke, Gerda, geb. Böhm, aus
Balga, Kreis Heiligenbeil, am
14. März

ZUM 102. GEBURTSTAG

Romeike, Pauline, geb. Riewe,
aus Schwengels, Kreis Heili-
genbeil, am 17. März

ZUM 98. GEBURTSTAG

Bloch, Martha, geb. Dannen-
feldt, aus Lyck, am 17. März

ZUM 97. GEBURTSTAG

Wenzek, Käte, geb. Wichmann,
aus Lyck, Danziger Straße, am
15. März

ZUM 96. GEBURTSTAG

Niski, Elfriede, geb. Danielzik,
aus Farienen, Kreis Ortels-
burg, am 18. März

ZUM 95. GEBURTSTAG

Hombosch, Ottilie, geb. Warda,
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck,
am 21. März

Szislo, Liesbeth, geb. Czerwon-
ka, aus Aulacken, Kreis Lyck,
am 19. März

ZUM 94. GEBURTSTAG

Baum, Margarete, geb. Podwor-
ny, aus Milussen, Kreis Lyck,
am 21. März

Böhmer, Doris, geb. Putzki, aus
Wehlau, am 20. März

Gawlista, Ottilie, geb. Wawrzyn,
aus Dippelsee, Kreis Lyck, am
15. März

Klowersa, Ruth, geb. Tautorus,
aus Wickenfeld, Kreis Ebenro-
de, am 3. März

Lolies, Oskar, aus Moschnen,
Kreis Treuburg, am 19. März

Rahmel, Meta, geb. Sulimma,
aus Bartendorf, Kreis Lyck, am
17. März

Sembritzki, Wilhelm, aus Sar-
gensee, Kreis Treuburg, am 
19. März

Wohlgemuth, Ernst, aus Balga,
Kreis Heiligenbeil, am 
1. März

ZUM 93. GEBURTSTAG

Essmann, Erika, geb. Godau, aus
Weischkitten, Kreis Samland,
am 20. März

Hamester, Käthe, verwitwete
Hennig, geb. Rehberg, aus
Ludwigsort, und Schwengels,
Kreis Heiligenbeil, am 
21. März

Hartmann, Eva, geb. Gleich, aus
Rautenberg, Kreis Elchniede-
rung, am 16. März

Hölzner, Frieda, geb. Duddeck,
aus Lyck, Bismarckstraße, am
16. März

Kremp, Elfriede, geb. Brzoska,
aus Morgengrund, Kreis Lyck,
am 19. März

Schmid, Hildegard, aus Gold-
schmiede, Kreis Samland, am
19. März

Treppner, Margarete, geb.
Rieck, aus Bartenhof, Kreis
Wehlau, am 17. März

Willumeit, Erna, geb. Weßlows-
ki, aus Balga, Kreis Heiligen-
beil, am 14. März

ZUM 92. GEBURTSTAG

Babace, Heinz, aus Zohpen,
Kreis Wehlau, am 15. März

Dietze, Siegfried, aus Wehlau,
am 16. März

Gysbers, Herta, geb. Hagenbach,
aus Klein Engelau, Kreis Weh-
lau, am 18. März

Hülse, Fritz, aus Arissau, Kreis
Samland, am 15. März

Jeworutzki, Ewald, aus Kornau,
Kreis Ortelsburg, am 
18. März

Meyer, Edith, geb. Brandstädter,
aus Stadtfelde, Kreis Ebenro-
de, am 9. März

Nadrowski, Marie, geb. Frassa,
aus Seedanzig, Kreis Ortels-
burg, am 15. März

Schlieben, Gisela, Gräfin von,
geb. Schlieben, aus Sanditten,
Kreis Wehlau, am 16. März

Sperling, Rosemarie, geb.
Schüssler, aus Pillau, Kreis
Samland, am 19. März

Wieking, Helene, geb. Robatzek,
aus Dippelsee, Kreis Lyck, am
17. März

ZUM 91. GEBURTSTAG

Albrecht, Gisela, aus Lyck, am
17. März

Breistähl, Christa, geb. Motz-
kuhn, aus Buttken, Kreis Treu-
burg, am 15. März

Brendel, Edith, geb. Pollul, aus
Treuburg, am 18. März

Bretz, Eleonore, geb. Beinert,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 20. März

Budnick, Hilde, geb. Pucks, aus
Palmnicken, Kreis Samland,
am 15. März

Freundt, Ursula, aus Geigenau,
Kreis Lyck, am 20. März

Herboth, Gisela, geb. Timsries,
aus Kripfelde, Kreis Elchnie-
derung, am 21. März

Meyhöfer, Heinz, aus Seedran-
ken, Kreis Treuburg, am 
20. März

Olschewski, Willi, aus Erlental,
Kreis Treuburg, am 16. März

Orlowski, Max, aus Grünfließ,
Kreis Neidenburg, am 
19. März

Otto, Hildegard, geb. Schwesig,
aus Wehlau, am 16. März

Paare, Helmut, aus Ebenrode,
am 21. März

Pilz, Margarete, aus Schloßbach,
Kreis Ebenrode, am 6. März

Schultz, Johannes, aus Lyck, am
20. März

ZUM 90. GEBURTSTAG

Berke, Kurt, aus Lyck, Morgen-
straße, am 16. März

Blök, Emma, geb. Gause, aus
Hohensprindt, Kreis Elchnie-
derung, am 16. März

Conrad, Friedel, geb. Berger, aus
Dietrichsdorf, Kreis Neiden-
burg, am 18. März

Dannat, Liesbeth, geb. Jebra-
mek, aus Langheide, Kreis
Lyck, am 18. März

Dudda, Meta, geb. Bartschat,
aus Wildwiese, Kreis Elchnie-
derung, am 15. März

Flick, Engelhard, aus Eydtkau,
Kreis Ebenrode, am 20. März

Gutthat, Helmut, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 15. März

Mattke, Helmut, aus Forsthaus
Plauen, Kreis Wehlau, und
Forsthaus Rossen, Kreis Heili-
genbeil,  am 15. März

Mertins, Karl-Heinz, aus Hein-
richswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 20. März

Mrotzek, Meta, geb. Zander, aus
Lauken, Kreis Ebenrode, am 
1. März

Pachaly, Adelheid, geb. Jackus,
aus Kripfelde, Kreis Elchnie-
derung, am 21. März

Preuß, Ella, geb. Scharnowski,
aus Hohendorf, Kreis Neiden-
burg, am 17. März

Reisel, Anna-Maria, geb. Grig-
gel, aus Fischhausen, Kreis
Samland, am 15. März

Rimkus, Helmut, aus Dünen,
Kreis Elchniederung, am 
16. März

Saß, Margarete, geb. Klemusch,
aus Fuchshügel, Kreis Wehlau,
am 15. März

Schulze, Ulrike, aus Lyck, am 
18. März

Swida, Rosemarie, geb. Bludau,
aus Passenheim, Kreis Ortels-
burg, am 19. März

ZUM 85. GEBURTSTAG

Burdinski, Elisabeth, geb. Kros-
sa, aus Rheinswein, Kreis Or-
telsburg, am 19. März

Fischer, Hildegard, geb. Radma-
cher, aus Plauen, Kreis Weh-
lau, am 19. März

Gusko, Waltraud, aus Rotbach,
Kreis Lyck, am 19. März

Hurtig, Günter, aus Eydtkau,
Kreis Ebenrode, am 18. März

Huthmann, Helene, geb.
Schmeil, aus Skirwieth, Kreis
Heydekrug, am 21. März

Kawka, Helmut, aus Draheim,
Kreis Treuburg, am 19. März

Kohn, Waltraut, geb. Kehlert,
aus Langenhöh, Kreis Lyck,
am 16. März

Michalak, Erika, aus Finsterwal-
de, Kreis Lyck, am 19. März

Motzkus, Edeltraud, geb. Tau-
bert, aus Scharnau, Kreis Nei-
denburg, am 20. März

Rogait, Gerhard, aus Schneide-
rende, Kreis Elchniederung,
am 21. März

Rutkowski, Horst, aus Dietrichs-
dorf, Kreis Neidenburg, am 
16. März

Sablotny, Ulrich, aus Neiden-
burg, am 15. März

Schinowski, Herbert, aus Aulen-
bach/Insterburg, Kreis Tilsit,
am 16. März

Schlüter, Ingeborg, geb. Hein,

aus Treuburg, am 17. März
Schmidtke, Waltraud, geb. Kol-
berg, aus Erlental, Kreis Treu-
burg, am 16. März

Schmotz, Gerda, geb. Schartins-
ki, aus Korschen, Kreis Ras-
tenburg, am 13. März

Schönholz, Gudrun, aus Lyck,
am 17. März

Spindler, Werner, aus Bredauen,
Kreis Ebenrode, am 5. März

Steguweit, Horst, aus Groschen-
weide, Kreis Tilsit-Ragnit, am
18. März

Szczurko, Edith, geb. Jung, aus
Groß Hanswalde, Kreis Moh-
rungen, am 16. März

Wachlin, Gerda, geb. Altrock,
aus Heinrichswalde, Kreis
Elchniederung, am 20. März

Windmüller, Hannelore, geb.
Reitenbach, aus Reimanns-
walde, Kreis Treuburg, am 
21. März

ZUM 80. GEBURTSTAG

Biallas, Erich, aus Schwentai-
nen, Kreis Treuburg, am 
15. März

Czycholl, Arnold, aus Wilhelms-
hof, Kreis Ortelsburg, am 
15. März

Czylwik, Edith, geb. Armoniys,
aus Bismark, Kreis Heyde-
krug, am 17. März

Fischer, Doris, geb. Tantow, aus
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am
6. März

Gers, Reinhard, aus Treuburg,
am 19. März

Heinig, Heinz, aus Sanditten,
Kreis Wehlau, am 20. März

Heyer, Irmgard, geb. Wallends-
zus, aus Ansorge, Kreis Elch-
niederung, am 18. März

Janczyk, Kurt, aus Kobbelhals,
Kreis Ortelsburg, am 
17. März

Junker, Gerhard, aus Danne-
berg, Kreis Elchniederung, am
20. März

Keiper, Helga Annemarie, geb.
Zysk, aus Lindenort, Kreis Or-
telsburg, am 16. März

Koschinsky, Gerhard, aus Ab-
steinen, Kreis Ebenrode, am
15. März

Kutz, Gerhard, aus Nußberg,
Kreis Lyck, am 20. März

Leu, Ursula, geb. Wahrendorf,
aus Groß Trakehnen, Kreis
Ebenrode, am 3. März

Nadolny, Annemarie, geb. Bose-
niuk, aus Garbassen, Kreis
Treuburg, am 20. März

Petersen, Ingrid, geb. Ossewski,
aus Rotbach, Kreis Lyck, am
21. März

Plömacher, Anneliese, geb.
Klein, aus Reichenwalde,
Kreis Lyck, am 21. März

Pusch, Alfred, aus Ostseebad
Cranz, Kreis Samland, am 
16. März

Schulz, Heinz, aus Magotten,
Kreis Wehlau, am 20. März

Sokoliss, Werner, aus Ortels-
burg, am 15. März

Sommerfeld, Horst, aus Lieb-
stadt, Kreis Mohrungen, am
21. März

Thyzel, Gertrud, geb. Skrotzki,
aus Altkriewen, Kreis Lyck,
am 19. März

Willuweit, Karl, aus Schnecken-
moor im Gutsbezirk Schne-
cken Forst, Kreis Elchniede-
rung, am 20. März

Woiske, Waltraud, geb. Gräwert,
aus Schönhofen, Kreis Treu-
burg, am 18. März

Zoschke-Rey, Vera, geb. Lange,
aus Hohenwalde, Kreis Heili-
genbeil, am 16. März

ZUM 75. GEBURTSTAG

Bredlau, Detlef, aus Muschaken,
Kreis Neidenburg, am 
18. März

Bublies, Else, aus Gowarten,
Kreis Elchniederung, am 
18. März

Fellechner, Inge, geb. Steinike,
aus Eydtkau, Kreis Ebenrode,
am 17. März

Frisch, Fritz, aus Grünlinde,
Kreis Wehlau, am 18. März

Grode, Inge, geb. Killat, aus
Schakendorf, Kreis Elchniede-
rung, am 18. März

Gumz, Doris, geb. Kuhn, aus 
Friedrichsdorf, Kreis Wehlau,
am 18. März

Hartje, Hiltraud, geb. Schwabe,
aus Wittkampen, Kreis Eben-
rode, am 17. März

Hinz, Ursula, geb. Hütsch, aus
Parnehnen, Kreis Wehlau, am
20. März

Jedinat, Dieter, aus Ebenrode,
am 17. März

Heinz, Gerhard, aus Lakendorf,
Kreis Elchniederung, am 
20. März

Keimel, Gerhard, aus Groß Tra-
kehnen, Kreis Ebenrode, am  
1. März

Klein, Heinz, aus Wildenhoff,
Kreis Preußisch Eylau, am 
21. März

Kowalzik, Werner, aus Deut-
scheck, Kreis Treuburg, am 
17. März

Mackensen, Gerda, geb. Ga-
wehn, aus Jägerhöh, Kreis
Elchniederung, am 19. März

Mitulla, Ingrid, geb. Molzahn,
aus Angertal, Kreis Anger-
burg, am 18. März

Penk, Helmut, aus Schwengels,
Kreis Heiligenbeil, am 
20. März

Petter, Dietrich, aus Seerappen,
Kreis Samland, am 19. März

Sagolt, Gisela, aus Waldbeek,
Kreis Neidenburg, am  
19. März

Schlicht, Gerhard, aus Königs-
dorf/Dösenbruch, Kreis Heili-
genbeil, am 21. März

Templin, Harry, aus Watzum,
Kreis Samland, am 20. März

Thews, Dieter, aus Satticken,
Kreis Treuburg, am 19. März

Wiegmann, Irene, geb. Malon-
nek, aus Neidenburg, am 
19. März

Winkler, Dieter, aus Moterau,
Kreis Wehlau, am 21. März

Lasalle, Peter, und Ehefrau Gu-
drun, geb. Dombrowski, aus
Lisken, Kreis Lyck, am 
20. März
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Landesgruppe –Mittwoch, 26.
März, Haus der Heimat, Großer
Saal, Schloßstraße 92, Stuttgart:
Erster Vortrag aus der Reihe der
Wintervorträge 2014. Referent
Dipl.-Geogr. Rolf Siemon, Hann.
Münden, spricht über „Georg
Forster (1754–1794), Naturfor-
scher, Weltreisender, Schriftstel-
ler und Revolutionär aus dem
Danziger Werder“. (Powerpoint-
Präsentation. 
Sonnabend, 29. März, 11 bis

17 Uhr, Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, Stuttgart: 7.
Ostermarkt des DJO mit allen
teilnehmenden Landsmann-
schaften. Gezeigt werden Oster-
bräuche, Traditionelles wie tex-
tile Volkskunst, Trachten, Spezi-
alitäten aus den Vertreibungsge-
bieten, Tombola und auch für
das Wohl ist gesorgt. Die LO-
Landes- und Kreisgruppe sind
mit einem Stand vertreten. 
Mittwoch, 2. April, 19 Uhr,

Parkhotel Pforzheim, Salon
Dachgarten, Deimlingstraße 36:
135. Preußische Tafelrunde.
Wolfgang Freyberg, Direktor der
Kulturstiftung Ostpreußen im
Deutschordensschloss Ellingen
spricht über das Thema „Der
Deutsche Orden“. 
Vorankündigung: Sonnabend,

24. Mai, 9.45 Uhr, Hotel Wart-
burg, Stuttgart, Langestraße 49:
Frauentagung. Der Vormittag ist
zum großen Teil der Arbeit der
Gruppe gewidmet. Um 14 Uhr
beginnt nach der Mittagspause
der kulturelle Teil der Tagung
mit einem Vortrag über „Bedeu-
tende ostpreußische Persönlich-
keiten“. 
Buchen – Busfahrt nach Kas-

sel zum Deutschlandtreffen –
Freitag, 16., bis Sonntag, 18. Mai:
Die Gruppe fährt zum Deutsch-
landtreffen, mit Übernachtung
in einem guten Hotel, Stadt-
rundfahrt, Besuch des Schlosses
Wilhelmshöhe und des Mu-
seums der Gebrüder Grimm.
Interessenten mögen bitte unter
Telefon (06281) 8137 anrufen. 
Sonnabend, 8. März, 14.30

Uhr, Gasthaus Reichsadler: Ro-
semarie Schuran berichtet über
ein heute noch interessantes
Thema: „Aus der Arbeit des
kirchlichen Suchdienstes nach
1945“. Frau Schuran kommt aus
Stuttgart. 
Mittwoch, 19. März: Ein Nach-

mittag bei der Firma Adler in
Haibach mit der Sängerin Cindy
(bekannt von Cindy und Bert)
und mit Modenschau bei Kaffee
und Kuchen. Informationen un-
ter Telefon (06281) 8137.
Esslingen – Ordentliche Jah-

reshauptversammlung am 27.
Februar. Nach der Begrüßung
durch die Vorsitzende der
Landsmannschaft Ost- und
Westpreußen Esslingen, Helga
Hornick, erinnerte sie im Re-
chenschaftsbericht an die ge-
leisteten Aktivitäten im Jahr
2013. Programmgemäß folgten
die Berichte des Kassenwarts
und Kassenprüfers über das ver-
gangene Geschäftsjahr. Dem
gesamten Vorstand wurde ein-
stimmig die Entlastung ausge-
sprochen. Die anschließende
Neuwahl ergab das einstimmige
Ergebnis: 1. Vorsitzende Helga
Hornick, 2. Vorsitzender Georg
Kolke, 3. Vorsitzende Elisabeth
Bonacker, Schriftführer Michael
Hornick, Kassenwart Erich
Thiel, Beisitzer Herbert Katryni-
ak und Gertraut Wörner, Kas-

senprüfer Michael Hornick und
Gerda Kersten. Die Vorsitzende
wies auf den Termin des
Deutschlandtreffens der Ost-
preußen vom 17. bis 18. Mai auf
dem Messegelände in Kassel
unter dem Motto „Ostpreußen
hat Zukunft“ hin. Der Landes-
vorstand Stuttgart bietet dazu
eine interessante Busreise vom
12. bis 18. Mai an. Hingewiesen
wurde auch auf die Gedenkver-
anstaltung anlässlich des Tages
der Heimat am 14. September,
11 Uhr, auf dem Pliensaufried-
hof in Esslingen und auf die
Veranstaltung in der Liederhalle
Stuttgart am 21. September, 
14 Uhr. Abschließend erfreute
man sich in gemütlicher Runde
am heimatlichen Essen. Das
Ost- und Westpreußenlied be-
endete den lebhaften Verein-
snachmittag. 
Ludwigsburg – Donnerstag,

20. März, 15 Uhr, Krauthof, Bei-
hinger Straße 27: Frühlingsfest.
Ulm/Neu-Ulm – Sonnabend,

15. März, 14.30 Uhr, Ulmer Stu-
ben: Monatliches Treffen der
Gruppe.

Altmühlfranken – Freitag, 21.
März, 19 Uhr, Gasthof Hotel
Krone, Gunzenhausen: Gemein-
sames Essen „Pommersche Kar-
toffelsupp“. Anschließend Vor-
trag von Edith Richter über
„Ernst Moritz Arndt – Leben
und Werk“.
Ansbach – Sonnabend, 15.

März, 15 Uhr, Orangerie: „Mei-
ne Heimatstadt Danzig“. Rafael
Glabikowski (25) erzählt von
der Stadt und der Deutschen
Gruppe.
Bamberg – Mittwoch, 19.

März, 15 Uhr, Hotel Wilde Rose,
Keßlerstraße: Monatstreffen mit
Jahreshauptversammlung.
Ingolstadt – Sonntag, 16.

März, 14.30 Uhr, Gasthaus Bon-
schab, Münchener Straße 8:
Monatliches Heimattreffen.
Landshut – Dienstag, 18.

März, 14 Uhr, Insel: Frühlings-
fest mit Rückblick. Video Wolf-
gang.
München – Sonnabend, 15.

März, 14.30 Uhr, Haus des Deut-
schen Ostens, Am Lilienberg 5:
„Der Heimat Mutterlaut“, CD
mit Willy Rosenau. Zu Beginn
gemeinsame Kaffeetafel. – Jeden
Montag, 18 bis 20 Uhr, Haus des
Deutschen Ostens: Ostpreußi-
scher Sängerkreis. Kontakt: Dr.
Gerhard Gräf, Offenbachstraße
60, 85598 Baldham, Telefon
(08106) 4960. 
Das Jahr begann mit einem

Nachmittag in Gedenken an
Agnes Miegel, mit einem Blick
auf ihr privates Leben und
Lesungen aus ihren Erzählun-
gen und Gedichten. Im Februar
fand die Jahreshauptver -
sammlung mit Neuwahlen statt,
die folgendes Ergebnis brachten:
Vorsitzende Edith Gleisl, Stel-
lvertreterin Gisela Holz,
Schatzmeister Jürgen Wisch und
dessen Stellvertreter Dieter
Kröhnert, Schriftführerin
Margrit Bühnemann,  Kultur-
wartin Erika Lausch, die Leitung
der Frauengruppe hat Gisela
Holz, Stellvertreterin ist Hilde-
gard Bendel. Als Beisitzer
gewählt wurde Hansjürgen Kud-
czinski, als Kassenprüferinnen
Karin Koznar und Marianne
Siedschlag. Die Wahlleitung
oblag Reinhard August, dem

Bezirks vorsitzenden von Ober-
bayern. Alle Kandidaten wurden
einstimmig mit einer jeweiligen
Stimme Enthaltung gewählt.
Umrahmt wurde diese Ver-
anstaltung von regem Plachan-
dern und sie war sehr gut be-
sucht, so dass der Wahlvorgang
ohne Probleme durchgeführt
wurde.
Weiden – Jahreshauptver-

sammlung bei den Ost- und
Westpreußen. Die Landsmann-
schaft traf sich im Café Mitte am
Stockerhutpark zur Jahres-
hauptversammlung. Die Kassie-
rerin Ingrid Uschald leitete die
Veranstaltung mit einer kleinen
Büttenrede ein und übergab das
Wort dem 1. Vorsitzenden Nor-
bert Uschald. Dieser ging zu-
nächst auf die Veranstaltungen
des vergangenen Vereinsjahres
ein. Er stellte fest, dass die
Kreisgruppe weiterhin sehr ak-
tiv ist. Er bedankte sich bei allen
Helfern, besonders bei seiner
Familie für die Unterstützung.
Sein Dank ging auch an das flei-
ßige Team von Cafe Mitte für die
hervorragende Aufnahme und
Bewirtung. Geplant sind heuer
unter anderem wieder eine
Muttertagsfeier, ein Gartenfest,
eine Erntedankfeier und eine
Vorweihnachtsfeier. Uschald lud
auch zu einer öffentlichen
Kundgebung der UdV (Union
der Vertriebenen und Aussied-
ler) am Samstag, den 22.03. um
14.30 Uhr in die Max-Reger-
Halle ein. Die bayerische Sozial-
ministerin Emilia Müller und
MdeP Bernd Posselt werden
zum Thema Europäische Union
sprechen. Nach den Heimatlie-
dern „Land der dunklen Wäl-
der“ und „Westpreußen mein
lieb Heimatland“ gratulierte die
Kassiererin Ingrid Uschald eini-
gen Mitgliedern zum Geburts-
tag. Heiter wurde es dann mit
musikalischen Beiträgen von
Andreas, Katharina, Barbara,
Anita und Norbert Uschald. Der
1. Vorsitzende berichtete von Fa-
schingsbräuchen, Andreas
Uschald und Karl Weiß sorgten
mit lustigen Wortbeiträgen für
Vergnügen. Man verabschiedete
sich mit dem Lied „Kein schö-
ner Land“ bis zum nächsten
Heimatnachmittag am Sonntag,
den 6. April um 14.30 Uhr im
Cafe Mitte.

Frauengruppe –
Mittwoch, 9. April,
13.30, Pflegestütz-
punkt, Wilhelm-
straße 166–117,

10963 Brelin: Rechenschafts-
und Kassenbericht. Wir begrü-
ßen den Frühling. Anfragen:
Marianne Becker, Telefon 
(030) 7712354.

Bartenstein –
Sonn abend, 26.
April, 14 Uhr, Rat-
haus Zehlendorf
Zimmer 21, Kirch-

straße 1 – 3, 14163 Berlin. An-
fragen: Elfriede Fortange (030)
4944404. 

Ang e r -
b u r g ,
Darkeh -
m e n ,
Goldap

– Donnerstag, 
24. April, 14 Uhr:
Restaurant „Oase
Amera“, Borussia-
straße 62 , 12102

Berlin: Kleinostern in Ostpreu-

ßen. Anfragen: Marianne Becker 
(030) 7712354.

G u m -
binnen,
J o h a n -
nisburg,
Lötzen,
S e n s -
burg –
D i e n s -
tag, 15.
A p r i l ,

13 Uhr, Restaurant Dalmata, Al-
brechtstr. 52, 12167 Berlin:
Frühlingsfest. Anfragen für
Gumbinnen: Joseph Lirche
(030) 4032681, für Johannisburg
und Sensburg: Andreas Maziul
(030) 5429917, für Lötzen: Ga-
briele Reiß, (030) 75635633.

Lyck – Sonnabend,
4. April, 15 Uhr,
„Kleiner Ratskeller“
Am Rathaus 9,
10825 Berlin, An-

fragen: Peter Dziengel 
(030) 8245479.

Königs-
b e r g ,
S a m -
l a n d ,
Lab i a u

– Freitag, 28. März,
14 Uhr, Johann-Ge-
org-Stuben, Jo-
hann-Georg-Straße
10, 10709 Berlin:

Treffen der Gruppen. Informa-
tionen bei Prof. Wolfgang
Schulz, Telefon (030) 2515995.

Pillkallen/Schloß-
berg – Donnerstag,
20. März und 17.
April, 14 Uhr, Haus
des Älteren Bür-

gers, Werbellinstraße 42, 12053
Berlin. Anfragen bei Helga
Rieck, Telefon 6596822.

Rastenburg – Sonn-
abend, 5. April, 15
Uhr, Restaurant
Stammhaus Rohr-
damm 24 B, 13629

Berlin. Anfragen bei Martina
Sontag, Telefon (033232)
188826.

T i l s i t -
Ragni t ,
T i l s i t -
Stadt –
S o n n -

abend, 5. April, 15 Uhr, Ratskel-
ler Charlottenburg, Otto-Suhr-
Allee 102, 10585 Berlin. Anfra-
gen: Hermann Trilus (03303)
403881.

Bremen – Die Gruppe hat eine
gemeinsame Drei-Tagesfahrt
zum Deutschlandtreffen der
Ostpreußen vom 16. bis 18. Mai
mit „JWD-Busreisen“ vorberei-
tet und 36 Betten in innerstädti-
schen Hotelzimmern reservie-
ren lassen. Da eventuell nicht
benötigte Zimmer nur bis zum
4. April abbestellt werden kön-
nen, ist der 4. April auch der
Anmeldeschluss für die Bus-
fahrt. Anmeldungen werden da-
her baldmöglichst direkt bei
JWD-Busreisen erbeten (Frau
Venderbosch, Telefon 4854633).
Es sind noch folgende Zimmer-
kategorien im zentral gelegenen
Novostar Hotel Kassel Zwei-
Sterne-Garni: Doppelzimmer
(Standard): 169 Euro (5x Nicht-
raucher und 1x Raucher), Dop-
pelzimmer (Komfort): 176 Euro
(4x Nichtraucher und 2x Rau-
cher). Die Busfahrt hin und zu-
rück ab Bremen ist im Preis ein-
geschlossen sowie die Transfers

in Kassel, ebenso der Eintritt
zum Deutschlandtreffen. Die
Mitfahrt ohne Hotelübernach-
tung kostet 59 Euro einschließ-
lich Eintritt.
Am Donnerstag, 27. März, fin-

det ab 15.30 Uhr im Hotel zur
Post Bremen, Bahnhofsplatz un-
sere diesjährige Mitgliederver-
sammlung mit Vorstandswahlen
statt. Hierzu laden wir herzlich
ein. Im Anschluss an die Tages-
ordnung trägt uns Klaus Papies
aus seinem „Ostpreußischen
Wortschatzkästlein“ vor.
Bremerhaven (Elbing) – Ge-

meinsame Busfahrt mit der
Gruppe Bremen-Nord vom 
17. bis 19. Mai zum Deutsch-
landtreffen. 6.30 Uhr. Abholung
Bremerhaven Hauptbahnhof,
kostenloser Transfer nach Bre-
men, dort Zustieg der Bremer
Gruppe, Fahrt Richtung Kassel.
Leistungen: Fahrt mit moder-
nem Reisebus, zwei Übernach-
tungen mit Frühstück im Vier-
Sterne-Hotel Ramadan Kassel,
City Center, Doppelzimmer mit
Bad oder Dusche/WC, Stadt-
rundfahrt Kassel am 19. Mai
(zirka zwei Stunden), Transfer
zum Messegelände, Deutsch-
landtreffen der Ostpreußen.
Preis: 219 Euro im Doppelzim-
mer, 40 Euro Einzelzimmer-Zu-
schlag. Anmeldung bei Walter
Schröder, Telefon (0421)
483424, oder Marita Jachens-
Paul, Ratiborer Straße 48, Bre-
merhaven, Telefon (0471) 86176.
Freitag, 28. März, 14.30 Uhr,

Barlach-Haus: Kulturnachmittag
mit Filmvorführung.

LANDESGRUPPE

Donnerstag, 20. März, 15 Uhr,
Haus der Heimat, Teilfeld 8
(gegenüber der S-Bahnstation
Stadthausbrücke): Delegierten-
versammlung. – Sonnabend, 5.
April, 10 bis 17 Uhr, Ostermarkt
der ost- und mitteldeutschen
Landsmannschaften im Haus
der Heimat, Teilfeld 1, gegen -
über der S-Bahnstation Stadt-
hausbrücke. Die Landesgruppe
ist im 2. Stock mit einem Ange-
bot heimatlicher Spezialitäten
und Literatur vertreten und lädt
herzlich zu einem Besuch ein. 

KREISGRUPPE

Gumbinnen –
Sonnabend, 29,
März, 14 Uhr (Ein-
lass 13 Uhr), Res-
taurant Lackemann,

Litzowstieg 8 (Nähe Einkaufs-
Center Quarree, Pkw-Parkhoch-
haus vorhanden, U-Bahn 1 bis
Wandsbek-Markt, dann 5 Minu-
ten Fußweg durch Hausdurch-
gang): Treffen der Gruppe. An-
meldung bis spätestens Montag,
22. März bei Schriftführerin Hil-
de Janssen-Kaydan, Rathenau-
straße 53, 22297 Hamburg, Tele-
fon (040) 517931. „Winter ade,
Scheiden tut weh“ wird der Ti-
tel der kulturellen Veranstaltung
sein, bei der Humor nicht fehlen
darf. Der Vorstand freut sich auf
ein Wiedersehen. Gäste sind
herzlich willkommen.

Heiligenbeil –
Sonnabend, 22.
März, 14 Uhr,
AWO-Seniorentreff,
Bauerbergweg 7:

Die Heimatgruppe feiert ihr
Frühlingsfest. Der Vorstand lädt
alle Mitglieder und Freunde der
Gruppe herzlich ein, um ge-
meinsam bei Kaffee und Kuchen

einige fröhliche Stunden in ge-
selliger Runde zu verbringen.
Gleichzeitig ist Jahreshauptver-
sammlung laut Satzung der Lan-
desgruppe Hamburg e.V. Der
Seniorentreff kann mit der Bus-
Linie 116 ab U-Bahnstation
Hammer Kirche, Wandsbek-
Markt oder Billstedt erreicht
werden. Der Kostenbeitrag für
Kaffee und Kuchen beträgt 5 Eu-
ro. Anmeldung bei Lm. Konrad
Wien, Telefon (040) 53254950
bis zum 21. März erbeten. 
Fahrt zum Deutschlandtref-

fen: Die Kreisgruppe fährt zum
Deutschlandtreffen der LO am
17. und 18. Mai in Kassel. An-
meldung und Auskunft unter
Telefon (040) 53254950 ab 18
Uhr. Leistungen: Fahrt im mo-
dernen Reisebus, zwei Über-
nachtungen, zweimal Früh-
stücksbuffet, zweimal Abendes-
sen (Drei-Gang-Menü), geführte
Stadtrundfahrt, Transfer zu den
Messehallen an beiden Tagen.
Preis pro Person im DZ 196 Eu-
ro, Einzelzimmerzuschlag 30
Euro. Empfohlen wird eine Rei-
serücktrittsversicherung. Reise-
beginn 16. Mai. Abfahrtsorte:
Harburg-Bahnhof 8 Uhr, ZOB
Hamburg 8.30 Uhr. 

Insterburg – Die
Gruppe trifft sich je-
den 1. Mittwoch im
Monat (außer Januar
und Juli) mit Liedern

und kulturellem Programm um 12
Uhr, Hotel Zum Zeppelin, Froh-
mestraße 123–125. Kontakt: Man-
fred Samel, Friedrich-Ebert-Stra-
ße 69 b, 22459 Hamburg. Tele-
fon/Fax (040) 587585, E-Mail:
manfred-samel@hamburg.de.

Osterode – Sonn-
abend, 15. März, 14
Uhr, Café Prinzess,
Hamburg-Ohlsdorf,
Alsterdorfer Straße

574: Das Frühlingsfest der Grup-
pen beginnt mit einer gemeinsa-
men Kaffeetafel. Danach soll mit
fröhlichen Liedern der Frühling
begrüßt werden. Gäste sind
herzlich willkommen. Der Ein-
tritt ist frei.

Dillenburg – Die nächste Mo-
natsversammlung findet am
Mittwoch, 26. März, um 15 Uhr
im Café Eckstein statt. Dann
wird Gundborg Hoffmann über
den vielseitigen Künstler Leo-
nardo da Vinci sprechen, vor al-
lem über sein Fresko „Das letzte
Abendmahl“ (nach dem Evange-
lium Lukas 22, Verse 15 bis 20).
Hanau – Wir haben Abschied

genommen von Ewald Okrafka,
unserem Ehrenvorsitzenden der
Landsmannschaft Ost-und
Westpreußen Kreisgruppe Ha-
nau, der im Alter von 97 Jahren
in seinem Wohnort Freigericht
Somborn am 24. Februar ver-
storben ist. Mehr als 20 Jahre
leitete Herr Okrafka als 1. Vor-
sitzender die Kreisgruppe.
Außerdem war er 15 Jahre Vor-
sitzender des Bundes der Ver-
triebenen. Er organisierte zahl-
reiche Veranstaltungen wie den
Tag der Heimat an der Martin
Luther Anlage mit Musikkapel-
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LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Vorsitzender: Helmut Gutzeit, Te-
lefon (0421) 25 09 29, Fax (0421)
25 01 88, Hodenberger Straße 
39 b, 28355 Bremen. Stellvertre-
tende Vorsitzende: Marita Ja-
chens-Paul, Ratiborer Straße 48,
27578 Bremerhaven, Telefon
(0471) 86176. Landesgeschäfts-
führer: Jörg Schulz, Am Anjes
Moor 4, 27628 Uthlede, Telefon
(04296) 74 77 01.

BREMEN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Kippingstr. 13, 20144
Hamburg, Tel.: (040) 444993, Mo-
biltelefon (0170) 3102815. 2. Vor-
sitzender: Manfred Samel, Fried-
rich-Ebert-Straße 69 b, 22459
Hamburg, Telefon/Fax (040)
587585, E-Mail: manfred-sa-
mel@hamburg.de.

HAMBURG

Kommissarischer Vorsitzender:
Ulrich Bonk, Voltastraße 41,
60486 Frankfurt/Main, Telefon
(069) 77039652.

HESSEN

sen.de

Masuren -Königsberg - Danzig
Kurische Nehrung

Tel. 07154/131830  www.dnv-tours.de

MASURISCHE SEEN
Komfort Einfam.-Haus und sep. Apparte-
ment, voll ausgestattet, direkt am See, 
eigener Badesteg mit Ruderboot, 2 Garagen.
Wejsunen, Krs. Johannisburg
Ab 12,00 € pro Person / Tag – Näheres:
J. Bartlick, Tel. 040/51904311 - 0163/4300582 
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le, Festrede und Kranzniederle-
gung am Ehrenmal. Auch das
jährliche Erntedankfest stand
unter seiner Regie. Mit der
Kreisgruppe führte er Busreisen
durch, unter anderem mehrfach
in seine alte Heimat Ostpreu-
ßen. Am letzten Ostpreußentref-
fen in Erfurt vor drei Jahren hat
er noch teilgenommen. In sei-
nem langen Leben hat er immer
Sport getrieben. In seinem gro-
ßen Garten war er stets tätig. Ein
außergewöhnlicher Ostpreuße
hat nun seine letzte Reise ange-
treten.
Wiesbaden – Sonnabend, 15.

März, 15 Uhr, Haus der Heimat,
Großer Saal, Friedrichstraße 35:
Monatstreffen. „Westpreußen:
Land an der unteren Weichsel“.
Lichtbildervortrag von Dieter
Schetat. Zuvor Beisammensein
bei Kaffee und Kuchen. 
Donnerstag, 20. März, Gast-

stätte Haus Waldlust, Ostpreu-
ßenstraße 46, Wiesbaden-Ram-
bach: Stammtisch. Serviert wird
Grützwurst. Es kann auch nach
der Karte bestellt werden.
Wegen der Platz- und Essensdis-
position bitte unbedingt anmel-
den bis spätestens 13. März bei
Irmgard Steffen unter Telefon
(0611) 844938.

Anklam – Sonnabend, 15.
März, 10 bis 17 Uhr, Mehr-
zweckhalle „Volkshaus“ An-
klam, Baustraße 48-49 (Stadt-
zentrum/Nähe Markt): Großes
Frühlingstreffen der Ostpreu-
ßen. Dazu sind alle Landsleute
aus Ostpreußen, Danzig und
Westpreußen, aber auch Pom-
mern, Schlesier und Sudeten-
deutsche mit Angehörigen so-
wie alle Interessenten von nah
und fern sehr herzlich eingela-
den. Ehrengast ist Pfarrer Philip
Kiril Prinz von Preußen, ältester
Urenkel des letzten deutschen
Kaisers. Eine weite Anreise aus
dem Königsberger Gebiet
nimmt der russische „Kant-
Chor Gumbinnen“ auf sich, um
in Anklam dabei zu sein, wäh-
rend das Fritz-Reuter-Ensemble
Anklam ein buntes Volkstanz-
programm vorbereitet hat. Beide
Ensembles verbindet ein Jubi-
läum – sie sind gerade 40 Jahre
jung. Das Heimattreffen wird
vom Posaunenchor Friedrich-
Bansin festlich umrahmt. Wie
immer ist für Königsberger
Klopse, Kaffee, Kuchen, Bären-
fang, Heimatbücher, Landkarten
und genügend Parkplätze ge-
sorgt. Erwartet werden 600 bis
700 Besucher. Für die Busfahrt
nach Kassel zum Deutschland-
treffen der Ostpreußen 16 bis
18. Mai sind noch Anmeldun-
gen möglich.
Busreisen 2014 – Von Meck-

lenburg-Vorpommern werden
dieses Jahr folgende Fahrten in
den Osten unternommen: Dan-
zig, 1. bis 4. Mai; Königsberg, 28.
Mai bis 3. Juni; Stolp, 7. bis 10.
Juni; Osterode, 16. Bis 22. Juni;
Karlsbad 27. Juni bis 1. Juli; Löt-
zen 7. bis 13. Juli; Breslau – Kra-
kau 24. bis 30. Juli; Königsberg
6. bis 12. August; Stetttin 29. bis
31. August und Memel – Reval
[Tallinn] – Riga 9. bis 20. Sep-
tember. Diese letzte Reise geht
ab Kiel mit der Fähre nach Me-
mel und zurück. Die Busse wer-
den ab Rostock, Stralsund und
Anklam beziehungsweise Neu-
brandenburg eingesetzt. Nähere
Informationen und Programm
sind erhältich bei Manfred
Schukat, Hirtenstraße 7a, 17389
Anklam, Telefon (03971)
245688. 

Buxtehude – Sonntag, 
23. März: Theaterfahrt zur Ditt-
chenbühne in Elmshorn. Ge-
spielt wird „Die Möwe, ein Dra-
ma von Anton Tschechow“, das
auf dem Lande im zaristischen
Russland spielt. 13 Uhr Busab-
fahrt Stade, 13.30 Uhr Horne-
burg, 13.40 Uhr Buxtehude, Sta-
der Straße, 14 Uhr Neu-Wulms-
torf, B 73. Einsteigepunkte zwi-
schen Stade und Buxtehude mit
genauer Uhrzeit werden bei der
Anmeldung angesagt. Die Kos-
ten für Busfahrt, Kaffeegedeck
und Eintritt betragen 26 Euro
pro Person. Anmeldung bitte bis
zum 15. März. 
Osnabrück – Die Kreisgruppe

plant eine Fahrt zum Deutsch-
landtreffen nach Kassel. Um die
nähere Umgebung der Stadt
kennenzulernen, bietet die Fir-
ma HB-Reisen, Bad Essen, diese
Fahrt von Freitag, 16., bis Diens-
tag, 20. Mai, an. Geboten wer-
den eine Stadtführung in Kassel,
ein Ausflug in das Waldecker
Land. „Unterwegs mit Dr. Eisen-
bart“ – ein Rundgang mit dem
berühmten Medicus in Hanno-
versch Münden sowie eine
Schifffahrt auf Fulda und Weser.
Anmeldungen nimmt die Firma
Bonkowski bis zum 30. März
entgegen.
Freitag, 21. März, 15 Uhr,

Gaststätte Bürgerbräu, Blumen-
haller Weg 43: Treffen der Frau-
engruppe. 
Sonnabend, 22. März, 11 Uhr,

Parkhotel (Altes Gasthaus
Kampmeyer): Jahreshauptver-
sammlung mit Grützwurst-Es-
sen. Anmeldung bis 10. März
bei Gertrud Franke, Telefon
67479, oder Gerhard Reihs, Tele-
fon 83646, erbeten. 
Donnerstag, 27. März, 15 Uhr,

Gaststätte Bürgerbräu, Blumen-
haller Weg 43: Literaturkreis.

Landesgruppe – Für die Fahrt
zum Ostpreußentreffen am
17./18. Mai in Kassel sind noch
einige wenige Plätze frei, eben-
so Zimmer im gebuchten Hotel.
Bei Interesse bitte melden bei
Manfred Ruhnau, Kreisgruppe
Bonn, Telefon (02241) 311395. 
Die diesjährige Frühjahrs-De-

legierten-, Kultur- und Frauenta-
gung der Landesgruppe findet
am 15. März 2014 wieder in
Oberhausen statt. Beginn: 10
Uhr. Der Vorstand freut sich
über zahlreiches Erscheinen.
Wir haben wieder ein interes-
santes Programm zusammenge-
stellt und freuen uns ganz be-
sonders, dass wir Herrn H. He-
ckel von der PAZ und Herrn Eif-
ler, beide vielen bekannt, für
Vorträge gewinnen konnten.
Frau Dr. Beutner erinnert an

Agnes Miegel zu deren 50. To-

destag. Wir sind froh, dass fol-
gende Broschüren großen An-
klang fanden: Prof. Dr. Hartmut
Fröschle „Die Deutschen in Po-
len 1918–1939“, Gerd Schultze-
Rhonhof „Danzig und Ostpreu-
ßen zwei Kriegsanlässe 1939“
und Walter T. Rix „Tauroggen
1812: Vorgeschichte, Konvention
und Wirkung“. Wir möchten es
nicht versäumen, auch Ihnen
diese Broschüre ans Herz zu le-
gen. Sie sind auf unserer Tagung
zu erwerben
Bielefeld – Sonnabend, 15

März, 15 Uhr, Wilhelmstraße 13,
6. Stock, 33602 Bielefeld: Die
Gruppe führt ihre Jahreshaupt-
versammlung durch. Es wird um
zahlreiches Erscheinen gebeten,
da unter anderem Nachwahlen
anstehen. Außerdem gibt es einen
Rückblick auf 2013, beziehungs-
weise einen Ausblick auf ein hof-
fentlich erfolgreiches Jahr 2014. –
Donnerstag, 20. März, 15 Uhr,
Wilhelmstraße 13, 6. Stock, 33602
Bielefeld: Literaturkreis.
Bonn – Jeden 1. Mittwoch,

Stadthalle Bad Godesberg: Treffen
der Frauengruppe. – Jeden 3.
Mittwoch, 17.30 Uhr, Stadthalle
Bad Godesberg, Erkerzimmer:
Stammtisch. 
Detmold – Mittwoch, 19. März,

15 Uhr, Stadthalle, Kleiner Fest-
saal: Frühjahrsveranstaltung der
Kreisgruppe. Im Mittelpunkt ste-
hen die Jahreshauptversammlung
mit Tätigkeitsbericht und der Vor-
trag „Heimatliches Brauchtum
zum Osterfest“ von Ekkehard
Schlicht, Bad Salzuflen. Alle Ost-
preußen und Freunde sind herz-
lich eingeladen.
Dortmund – Jeden dritten Mon-

tag von 14.30 bis 16.45 Uhr Tref-
fen in der Heimatstube Märkische
Straße. Auskünfte erteilt Marlies
Hein unter Telefon (0209)
98894112. Im Februar fand die
Mitgliederversammlung statt mit
der Wahl der Kassiererin. Frau
Wirth wurde einstimmig zur neu-
en Kassenwartin gewählt. Frau
Schulz hat den Kassenbericht für
2013 erstellt. Für ihre langjährige
Tätigkeit wird sich die Gruppe im
März bedanken.
Düsseldorf – Jeden Mittwoch,

18.30 bis 20 Uhr, GHH/Eichen-
dorff-Saal, 1. Etage: Chorporbe
der Düsseldorfer Chorgemein-
schaft Ostpreußen – Westpreußen
– Sudetenland. – Donnerstag, 20.
März, 15 Uhr (Einlass 14 Uhr),
GHH/Konferenzraum: Frühling in
Schlesien mit dem Männerchor
MGV Duisburg-Buchholz 1858.
Ennepetal – am 20. Februar

fand unsere turnusmäßige Mo-
natsversammlung, diesmal in
verkürzter Form, statt. Danach
führten wir unsere Jahres-
hauptversammlung mit Vor-
standswahlen durch. Zwischen
den beiden Veranstaltungen
aßen wir gemeinsam Grütz -
wurst mit Sauerkraut und Salz-
kartoffeln. Auf Vorschlag unse-
res „alten“ ersten Vorsitzenden,
Gerhard Sadlowski, wurde
Werner Dietz zum Wahlleiter
für die Wahl des ersten Vorsit-
zenden einstimmig gewählt.
Aus der Versammlung wurde
wiederum Gerhard Sadlowski
vorgeschlagen. Die Wahl für ihn
erfolgte einstimmig. Sadlowski
nahm die Wahl an und über-
nahm wieder den Vorsitz. Auf
seinen Vorschlag wurde Moni-
ka Gräf, ebenfalls wie in den
Jahren zuvor, einstimmig zur
zweiten Vorsitzenden gewählt,
ebenso die weiteren Vorstands-
mitglieder. Es war, wie immer,
eine harmonische Veranstal-
tung.
Darauf hingewiesen wird

noch, dass unsere nächste Mo-
natsversammlung am Donners-
tag, 20. März, in unserer Hei-
matstube, Kirchstraße 52, 18
Uhr, mit kleinem Imbiss, statt-
finden wird.
Gütersloh – Montags, 15 bis 17

Uhr, Elly-Heuss-Knapp-Real-
schule, Moltkestraße 13: In unre-
gelmäßigen Abständen findet der
Ostpreußische Singkreis statt. In-
formationen bei Renate Thamm,
Telefon (05241) 40422. 
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In Liebe

Wolfgang Passlack

Doris und Annette Passlack
seine Schwestern Karin, Ursel und Heidi
mit Familien
sowie alle Angehörigen und Freunde

Das kostbarste Vermächtnis
eines Menschen ist die Spur,
die seine Liebe in unseren
Herzen zurückgelassen hat.

Vinzenz Erath

* 13. März 1934
Königsberg

Preußisch Eylau

† 4. März 2014
Eutin

Wir haben im Familienkreis Abschied genommen.

Heimat, wohlgeborgen
zwischen Strand und Strom,
blühe heut’ und morgen
unterm Friedensdom.

(aus dem Ostpreußenlied)

Sieglinde Faby
geb. Majunke

* 23. 5. 1925     † 6. 3. 2014

Ihre Liebe galt uns – Ihre Sehnsucht der ostpreußischen Heimat.

In großer Liebe und Dankbarkeit
Im Namen aller Angehörigen
Christine Müller-Menzel

23560 Lübeck, Paul-Steen-Straße 42 A

Die Beisetzung fand im engsten Familienkreis statt.

Der richtige Weg,
anderen vom Tode
eines lieben
Menschen
Kenntnis zu geben,
ist eine
Traueranzeige.

Buchtstraße 4 · 22087 Hamburg
Telefon 0 40 / 41 40 08 47

Fax 0 40 / 41 40 08 51
www.preussische-allgemeine.de
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Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Gerhard Schulz, Bahnhofstraße
30b, 31275 Lehrte, Telefon
(05132) 4920. Bezirksgruppe Lü-
neburg: Manfred Kirrinnis, Wit-
tinger Straße 122, 29223 Celle,
Telefon (05141) 931770. Bezirks-
gruppe Braunschweig: Fritz Fol-
ger, Sommerlust 26, 38118 Braun-
schweig, Telefon (0531) 2 509377.
Bezirksgruppe Weser-Ems: Otto
v. Below, Neuen Kamp 22, 49584
Fürstenau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Manfred F. Schukat,
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam,
Telefon  (03971) 245688.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

Vorsitzender: Jürgen Zauner, Ge-
schäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Busfahrt zum Deutschlandtref-
fen in Kassel vom 16. bis 18. Mai
– Bitte schon jetzt einen Platz für
die Busfahrt reservieren bei Mari-
anne Bartnik, Telefon (05241)
29211. Näheres bezüglich Ablauf,
Programm und Preis wird in ei-
nem Faltblatt nach erfolgter An-
meldung mitgeteilt. 
Sonntag, 23. März, 15 Uhr,

Brauhaus, Unter den Ulmen: Jah-
reshauptversammlung. Anträge
und Wahlvorschläge bitte bis zum
17. März einreichen beim Vorsit-
zenden Eckard Jagalla, Telefon
(05241) 403872.
Köln – Am Dienstag, den 18.

März trifft sich die Ostpreußen-
runde um 14.30 Uhr im Bürger-
zentrum Köln-Deutz, Tempel -
straße 41−43, zur monatlichen
Versammlung. Es wird noch dar-
auf hingewiesen, dass eine vor
Kurzem von G. Donder veröffent-
lichte Erzählung „Gustav oder wie
ein Mann seine Scholle in Masu-
ren fand“ noch zu haben ist. In
der Niederschrift erfährt man,
was sich im Kreis Lyck, oder auch
in Masuren, in den 30er Jahren
des vergangenen Jahrhunderts
zugetragen hatte. Ein besonderes
Augenmerk wirft der Autor auf
den 35-jährigen Gustav, der auf
der Suche nach einer neuen Exi-
stenz, auf einen mitten in den Fel-
dern gelegenen Hof stößt. Uner-
wartet schnell tritt in sein Leben
eine Wende ein. Außerdem er-
fährt der Leser viel, nicht nur
über den Alltag, sondern auch
über Schicksale, die sich zu dieser
Zeit abspielten. Kriminelles nicht
ausgeschlossen. Näheres unter:
Tel. (0221) 712 35 72.
Lüdenscheid – Sonnabend, 22.

März, 15 Uhr, Haus der Lands-
mannschaften, Sauerfelderstraße
27: Jahreshauptversammlung mit
Wahlen und Grützwurstessen.
Anmeldungen bis zum 15. März
bei Jutta Scholz, Telefon (02351)
14548, und Rosemarie Biallas, Te-
lefon (02351) 40720. – Die Lüden-
scheider Gruppe fährt mit Gästen
aus Iserlohn und Unna vom 17.
Bis 19. Mai zum Deutschlandtref-
fen nach Kassel.
Neuss – Donnerstag, 3. April, 15

bis 18 Uhr, Ostdeutsche Heimat-
stuben, Oberstraße 17: Tag der of-
fenen Tür mit Kaffee und Kuchen.
Programm wird in der Presse be-
kannt gegeben.
Witten – Montag, 17. März, 15

Uhr, Evangelisch-Lutherische
Kreuzgemeinde, Lutherstraße 

6–10: Romantisches Masuren,
Land der tausend Seen.

Mainz – Jeden Freitag, 13 Uhr,
Café Oase, Schönbornstraße 16,
55116: Die Gruppe trifft sich
zum Kartenspielen. 

Chemnitz – Gottesdienst zum
Kirchentag der evangelischen
Ostpreußen am Sonnabend, den
5. April in der St. Matthäus Ge-
meinde Zinsendorferstr. 14 in
09116 Chemnitz: Der Landes-
vorstand möchte alle interes-
sierte Bürger ab 9.30 Uhr zum
beginnenden Gottesdienst um
10 Uhr eingeladen. Dieser Got-
tesdienst wird Pfarrer in Rente
Klaus Plorin halten und er wird
an der Orgel von Werner Peter
Seiferth und dem Gemeinde Po-
saunenchor unterstützt. 
Im Anschluss wird Alexander

Dierks ein Referat über Ostpreu-
ßen „gestern-heute-morgen“ aus
weltlicher Sicht halten. Danach
wird Pfarrer i.R. Klaus Plorin
ein Referat aus der kirchlichen
Sicht über Ostpreußen „gestern-
heute-morgen“ halten. Am
Nachmittag wird Werner P. Sei-
ferth uns in seinem Referat „Auf
die Spuren von Richard Wagner
in Ostpreußen“ führen. Ein klei-
nes Kulturprogramm wird dann
der Kindergarten der St. Mat-
thäus Gemeinde auf führen.
Und zum Schluss wird uns Hu-
bertus Unfried zur Entstehung
unser Stiftung „Erinnerung und
Begegnung“ einige Ausführun-
gen machen. Das Schlusswort
wird der Landesvorsitzende
Alexander Schulz gegen 17 Uhr
halten.

Gardelegen – Freitag, 28.
März, 14 Uhr, Begegnungsstätte
der Volkssolidarität: Dia-Vortrag
„Eine Reise durch Ostpreußen“.
Magdeburg – Freitag, 28.

März, 15 Uhr, TuS, Zielitzer
Straße: Treffen des Singekreises.
– Dienstag, 1. April, Immer-
mannstraße: Treffen der Sticker-
chen.

Flensburg – Freitag, 21. März,
15 Uhr, Treffpunkt Mürwik,
Kielseng: Kaffeerunde. Vortrag
mit Bildern zum Thema „Flens-
burg-Mürwik aus alter Zeit“. Re-
ferentin Frau Mikolejewicz. An-
meldung bei H. und W. Brandes,
Telefon (0461) 74816. – Diens-
tag, 25. März, 19 Uhr, Restaurant
Borgerforeningen: 75. Preußi-
sche Tafelrunde in Flensburg.
Vortragsthema: „150 Jahre
Deutsch-Dänischer Krieg 1864:
Ursachen, Verlauf, Folgen und
Bedeutung für die Gegenwart“.
Referent: Dr. Jürgen Schmidt,
Berlin, Historiker mit For-
schungsschwerpunkten deut-
sche (besonders preußische),
osteuropäische und russische
Geschichte. Anmeldung bitte
nur bei Wolfgang Kanstorf, Tele-
fon (0461)  64847.
Mölln – Die Landsmannschaft

der Ost- und Westpreußen des
Ortsverbands Mölln führten am
26. Februar ihre Jahreshauptver-
sammlung in Mölln durch. Nach
Begrüßung und Feststellung der
Beschlussfähigkeit, wurde mit
einer Gedenkminute den im
letzten Jahr verstorbenen Mit-

Anzeigen

Vors.: Dr. Wolfgang Thüne, Worm-
ser Straße 22, 55276 Oppenheim.

RHEINLAND-
PFALZ

Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a nd e r. s ch u l z - a g e n t u r@
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN

Vors.: Michael Gründling, Große
Bauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner. Geschäfts-
stelle: Telefon (0431) 554758, Wil-
helminenstr. 47/49, 24103 Kiel. 

SCHLESWIG-
HOLSTEIN
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Das Jahrestreffen der Stadtge-
meinschaft Allenstein findet ge-
meinsam mit dem Jahrestreffen
der Kreisgemeinschaft Allenstein
am 11. Oktober im Schloss Horst
in Gelsenkirchen statt.

Der Kreisausschuss und die
Vorsitzenden des Kreistages der
Kreisgemeinschaft kamen Mitte
Januar in Hagen a.T.W zur l. Vor-
standssitzung im neuen Jahr zu-
sammen. Gegenstand der Tages-
ordnung waren das gerade erst er-
schienene Heimatjahrbuch, des-
sen Auflagenreduzierung, die
neue Versandliste, die Heimatkar-
tei, die Familiennachrichten und
die neu eingeführte Vereinsmit-
gliedschaft. Nach Einschätzung
des Kreisvertreters hat auch das
neue Heimatjahrbuch regen Zu-
spruch gefunden. Infolge der not-
wendig gewordenen Verringerung
der Auflagenstärke konnten
Druck- und Versandkosten we-
sentlich gesenkt werden. Wer das
Heimatjahrbuch nicht erhalten

hat, aber gleichwohl in die Ver-
sandkartei aufgenommen werden
möchte, kann durch Ausfüllen
und Einsenden der Postkarte
„Neuanmeldung“, enthalten am
Ende des vorangegangenen Hei-
matjahrbuches (Nr. 43), abermals
Aufnahme in die Versandliste fin-
den. Familiennachrichten, wie ho-
he Geburtstage, Jubiläen und To-
desfälle, werden aus Datenschutz-
gründen nur noch auf Wunsch
veröffentlicht. Benutzen Sie hier-
für bitte vorerst die Ende des Bu-
ches eingeheftete Postkarte „An-
schriftenänderung“. 
In Ausführung der neuen Sat-

zung ist es der Kreisgemeinschaft
an Beitrittserklärungen unserer
Leser zur Kreisgemeinschaft Al-
lenstein Land sehr gelegen. Bei
Interesse füllen Sie bitte das For-
mular Seite 177 des letzten Bu-
ches aus und senden es per Brief-
post an den Kreisvertreter (wie
oben). Sie gehen kein Risiko ein,
erhalten hingegen volles Stimm-
recht und haben Anspruch auf
aktive Mitgestaltung. Im An-
schluss an die Sitzung kam der
Vorstand im Hotel Buller mit den
Spitzen unserer Paten aus Osna -

brück und Hagen sowie mit Ver-
tretern unseres Partners des
Landkreises Allenstein, Powiat
Olsztyn, zum Gedankenaustausch
im Rahmen der Versöhnungsar-
beit zusammen. Der Schriftleiter
übergab den Allensteinern ältere
Ausgaben unseres Heimatjahrbu-
ches, aus denen herzuleiten ist,
dass unser langjähriger Landrat
Georg Graf von Brühl, geb. 1882
auf Schloss Pförten Kreis Sorau in
der Niederlausitz (Niederschle-
sien, heute polnisches Staatsge-
biet) einen bedeutenden Vorfah-
ren hatte, der einst Premiermini-
ster in Polen war, nämlich Hein-
rich Graf von Brühl, Freiherr zu
Forst (1700–1763) unter dem Kur-
fürsten von Sachsen und König
von Polen, August III, und dass
Schloss Pförten seinerzeit häufig
Begegnungsstätte zwischen Dres-

den und Warschau war. Auch das
Rittergut und Schloss Bansen bei
Groß Köllen in Ostpreußen, heute
zum Landkreis Allenstein (Powiat
Olsztyn) gehörig, stand bis 1945
im Besitz der Familie von Brühl,
nachdem Landrat Georg Graf von
Brühl im Jahre 1924 Jeanne von
Stockhausen geheiratet und diese
ihren Vater Clemens von Stock -
hausen, Landeshauptmann der
Provinz Ostpreußen, allein beerbt
hatte. Schloss Bansen ist heute Ju-
gendbegegnungsstätte des Land-
kreises Allenstein. 

Am 15. Dezember 2013 verstarb
kurz vor Vollendung seines 85.
Lebensjahres an seinem Wohnsitz
in Remscheid unser früherer
Kreisvertreter Leo Michalski (Gil-
lau), der von Oktober 1989 bis
April 2008 an der Spitze des Ver-
eins stand. In den nahezu 20 Jah-
ren seiner Amtsführung hatte er,
die Gunst der Stunde nutzend
(politische Wende des Jahres
1989), sich besonders um die An-
näherung an die Kommunalbe-
hörden in Allenstein Stadt und
Land bemüht und zahlreiche
Partnerschaften zwischen Groß-
gemeinden aus den Landkreisen
Osnabrück und Allenstein ange-
bahnt. Ein ausführlicher Nachruf
wird im kommenden Heimatjahr-
buch erfolgen. 
Zu beklagen ist leider auch der

Tod von Helga Monkowski, (Jo-
mendorf), der Ehefrau unseres
Kreisvertreters a.D. Herbert Mon-
kowski. Sie wurde am 28 Januar
an ihrem Wohnsitz in Meinerzha-
gen unter großer Beteiligung be-
sonders von unseren Landsleuten
zu Grabe getragen. Die Verstorbe-
ne hatte sich durch jahrelange
Bruderhilfe zugunsten unserer
Heimatverbliebenen verdient ge-
macht.
Der Vorstand setzte den nach

der neuen Satzung erforderlichen
Termin zur Mitgliederversamm-
lung mit Neuwahlen fest auf
Sonnabend, den 14. Juni, 10 Uhr
im Großen Sitzungssaal des Rat-
hauses Hagen am Teutoburger
Wald und den Termin zur 2.
Kreisausschusssitzung 2014 auf
Freitag, den 4. April, 15.30 Uhr in
58095 Hagen/Westfalen im Kol-
pinghaus, Bergischer Ring 18/
Ecke Hochstraße (schräg gegenü-
ber den früheren Ostdeutschen
Heimatstuben). Die Einladungen
zur Mitgliederversammlung mit
Wahlaufruf und Tagesordnung so-
wie die Bekanntgabe durch die
Preußische Allgemeine Zeitung
und die „Ermland Briefe“ werden
rechtzeitig erfolgen.

Kurt-Werner Sadowski, Kreis-
vertreter der Kreisgemeinschaft
Angerburg, erhielt anlässlich sei-
nes 80. Geburtstages das Bundes-
verdienstkreuz. Landrat Hermann
Luttmann ehrte das jahrzehnte-
lange Engagement für die Völker-
verständigung und Sport des in
Bremen lebenden Angerburgers.
Bereits seit 1958 engagiert sich
Sadowski ehrenamtlich in der
Kreisgemeinschaft Angerburg.
Seit 1962 hat er einen Sitz im An-
gerburger Kreistag, im
Vorstand der Kreisgemeinschaft

seit 1981. 1993 folgte die Wahl
zum stellvertretenden Kreisver-
treter und 2001 zum Kreisvertre-
ter. Seitdem setzt sich der Geehr-
te für die Völkerverständigung
und für die Verbesserung der Be-
ziehungen zu den heutigen polni-
schen Bewohnern und den dorti-
gen Kreisbehörden des früheren
ostpreußischen Landkreises ein.
Aufgrund dieses Engagements
entstanden seinerzeit die partner-
schaftlichen Beziehungen des
Landkreises zum heutigen polni-
schen Landkreis Wegorzewo.
Landrat Hermann Luttmann be-
tonte in seiner Laudatio: „Dies ist
der Grund, warum die Paten-
schaft für die Angerburger auch
heute noch von allen im Kreistag
vertretenen Parteien getragen und
unterstützt wird. Die Angerburger
blicken nämlich nicht nur zurück
in die Vergangenheit, sondern
schauen offen in die Gegenwart
und Zukunft“. Besondere Ver-
dienste erwarb sich Sadowski bei
der Wiederherstellung des deut-
schen Friedhofes in seinem Hei-
matort Benkheim im heutigen
polnischen Landkreis Wegorze-
wo. Nach langen Verhandlungen
mit den polnischen Behörden
konnte dieser 2012 als Ort des
Gedenkens eingeweiht werden.
Neben seinem Einsatz für die

gliedern gedacht. Unser erster
Vorsitzender Klaus Kuhr ging
dann auf die Themen der Zu-
sammenkünfte des vorigen Jah-
res ein. Hervorzuheben waren
unsere Fachvorträge, Ausfahr-
ten, Erntedankfest und unsere
Adventsfeier mit einer kleinen
Tombola. Der Gewinn aus dieser
Tombola ist für die Jugendarbeit
in Königsberg bestimmt. Alle
Veranstaltungen waren immer
gut besucht, im Durchschnitt 40
Personen. Nach Entlastung des
Vorstandes durch unsere Kas-
senprüferin Ute Elbers, der ein-
stimmig von den Mitgliedern
genehmigt wurde, kamen wir zu
den Neuwahlen. Als zweiter
Vorsitzende wurde Herr Bruno
Schumacher gewählt, als Beisit-
zer Herr Erwin Horning,
Schriftführer Herr Joachim Oe-
lers und Kassenprüferin Frau
Edith Baltrusch. Alle wurden
einstimmig gewählt und nah-
men die Wahl an. Nach der Be-
kanntgabe des vorläufigen Ver-
anstaltungsplanes für  2014 be-
gann unser traditionelles Kö-
nigsberger-Klopse-Essen. Es
war wie immer hervorragend
und reichlich wie es bei uns
Ostpreußen so war. Nach dem
gemeinsamen Singen des Liedes
Land der dunklen Wälder be-
dankte sich der 1. Vorsitzende

Klaus Kuhr für die geleistete
Mitarbeit und wünschte allen
eine gute Heimfahrt. 
Unsere nächste Mitgliederver-

sammlung findet am 26. März
um 15 Uhr in Mölln im Quellen-
hof statt, und Herr Kämpfert aus
Stockelsdorf hält einen Vortrag
über den ersten Frieden von
Thorn im Jahre 1411 unter dem
Titel „Von Thorn zur Marien-
burg, die Geschichte des Deut-
schen Ordens im Preußenland
und Ihre Akzeptanz bei Deut-
schen und Polen“. Über einen
zahlreichen Besuch würde die
Landsmannschaft sich sehr
freuen.
Schönwalde am Bungsberg –

Donnertag, 20. und 27. März, 14
Uhr, Jugendherberge: Senioren-
Begegnung. 

Jena – Freitag, 28. März, 14
Uhr, Panorama Gaststätte Schle-
gelsberg, Oskar-Zachau-Straße
6, 07749 Jena: Gruppentreffen
mit Lichtbildvortrag von Herrn
Hamm zum Thema „Ostpreu-
ßen“. Alle Landsleute sind herz-
lich willkommen.

Vors.: Edeltraut Dietel, August-
Bebel-Straße 8 b, 07980 Berga an
der Elster, Tel. (036623) 25265.
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Deutschlandtreffen
der Ostpreußen
DDeeuuttsscchhllaannddttrreeffffeenn
ddeerr OOssttpprreeuußßeenn

Sensburg

Allenstein
Stadt

Angerapp Angerburg Bartenstein Braunsberg Ebenrode Elchniederung Goldap Gumbinnen Heiligenbeil Heilsberg Heydekrug

Insterburg
Stadt / Land

Treuburg

Allenstein-Land

Königsberg
Stadt

Labiau

Königsberg
Land

LyckMemel
Stadt / Land

OrtelsburgSchloßberg OsterodePr. EylauPr. HollandRastenburgRößel

Tilsit-Stadt

Tilsit-Ragnit

Wehlau

Lötzen

Fischhausen Gerdauen

Johannisburg

Neidenburg Mohrungen

17.-18. Mai 2014, Messe Kassel
Großkundgebung am Sonntag,

18. Mai 2014, 11.00 Uhr, Rothenbach-Halle
Landsmannschaft Ostpreußen · Buchtstr. 4 · 22087 Hamburg · Telefon: 040/41 40 08-0 

www.ostpreussen.de

Ostpreußen hat

Zukunft.
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Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Noch bis zum 24. April wird
die Sonderausstellung

„,Alles brannte!‘ Jüdisches Le-
ben und seine Zerstörung in
den preußischen Provinzen
Hannover und Ostpreußen“ im
Ostpreußischen Landesmu-
seum (OL) Lüneburg gezeigt.
Am Dienstag, 1. April, um

14.30 Uhr Vortrag von Hans-
Jürgen Schalinski über „Das
nördliche Ostpreußen. Einblik-
ke in das Heute“. Seit Öffnung
des Kaliningrader Gebiets zu
Beginn der 1990er Jahre berei-
ste der Referent viele Male das
nördliche Ostpreußen. Neben
einer interessanten Dokumen-
tation seiner vielseitigen Erfah-
rungen liefert Schalinski zahl-
reiche wertvolle Tipps für Per-
sonen, die das Kaliningrader
Gebiet auf eigene Faust kennen
lernen wollen. Das OL emp-
fiehlt eine rechtzeitige Reser-

vierung. Kosten: 5 Euro (inklu-
sive Kaffee und Gebäck).
Vorschau: Am Freitag, 28.

März, um 19 Uhr Ausstellungs-
eröffnung von „Karl Storch
1864–1954. Zwischen Holstein
und Königsberg. Ein Berliner
Sezessionist der ersten Stun-
de“. Der Eintritt ist frei. Zu den
einfallsreichsten und beliebte-
sten Malern in Königsberg ge-
hörte der im schleswig-holstei-
nischem Bad Segeberg gebore-
ne Karl Storch d.Ä., dessen 150.
Geburtstag in diesem Jahr ge-
dacht wird. Die 27-jährige Wir-
kenszeit Storchs als Lehrer der
Königsberger Kunstakademie
(1902–29) stellt ein gewichtiges
Kapitel der ostpreußischen
Kunstgeschichte dar. Sein Werk
umfasst Landschaften, Städte-
ansichten und Porträts. Die
Ausstellung läuft vom 29. März
bis 15. Juni. tws

Ostpreußisches Landesmuseum

Kreisvertreter: Hans-Peter Bla-
sche, Lankerstraße 40, 40545
Düsseldorf, Telefon (0211)
17181290; (02131) 902700
(dienstl.), Telefax (02131) 902430
(dienstl.) Geschäftsstelle: Ge-
meindeverwaltung Hagen, Post-
fach 1209, 49170 Hagen, Telefon
(05401) 9770. www.alleinstein-
landkreis.de

ALLENSTEIN
LAND

Kreisvertreter: Gottfried Hufen-
bach, Danziger Str. 12, 53340
Meckenheim. Geschäftsstelle:
Stadtgemeinschaft Allenstein,
Vattmannstraße 11, 45879 Gelsen-
kirchen, Telefon (0209) 29131 und
Fax (0209) 4084891, E-Mail:
Stadt-Allenstein@ t-online.de

ALLENSTEIN
STADT

Gemeinsames 
Jahrestreffen

Vorstandssitzung

Nachrufe

Reger Zuspruch für
neues Heimatjahrbuch

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Kreisvertreter: Kurt-Werner Sa-
dowski. Kreisgemeinschaft An-
gerburg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 19

K.-W. Sadowski mit
Bundesverdienstkreuz 

ausgezeichnet
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Lehrling
(Kurz-
wort)

falsche
Auf-
fassung

unter
der
Kälte
leiden

anraten,
emp-
fehlen

frühere
Münze

wenden,
sich zu-
rückbe-
wegen

mit
Säure,
Lauge be-
handeln

einerlei;
gleich-
artig

poetisch:
Insel

ein Tier-
kreis-
zeichen

Einfall,
Gedanke

Dunst
über
Groß-
städten

Camping-
artikel

Zahl,
Ziffer

verschö-
nerndes
Beiwerk

Handels-
spanne,
Spiel-
raum

unter-
drückt
weinen,
jammern

Boden-
bearbei-
tungs-
gerät

jap.
Form der
Selbstver-
teidigung

Schwert-
lilie

nicht
außen

fi nni-
scher
Läufer
(Paavo)

kostba-
res che-
misches
Element

recht-
mäßig;
vertret-
bar

ägypti-
sche
Stadt
am Nil

linker
Neben-
fl uss der
Donau

Hand-
werker
(Leder)

jeder
ohne
Aus-
nahme

Feder-
wechsel
der
Vögel

Musik:
Übungs-
stück
(franz.)

Körper-
form,
Gestalt

Ge-
spenster-
treiben

Stadt
und
Fluss in
Böhmen

dt.
Schrift-
steller
(Heinrich)

unbe-
stimmter
Artikel

Gesichts-
ausdruck

reichlich
Rahm
ent-
haltend

jeman-
dem
miss-
gönnen

Garten-
blume

Abkür-
zung für
Personal
Computer

Stadt
in Süd-
italien

stehen-
des Ge-
wässer

Stadt
in Süd-
frank-
reich

runde
Schnee-
hütte der
Eskimos

Himmels-
wesen

entbehr-
lich,
verzicht-
bar

musika-
lisches
Werk

scherz-
haft:
Schule

kurz für
in dem

Gebühr;
Schätz-
wert

dt. Schau-
spielerin
(Hanne-
lore)

glocken-
förmiges
Trink-
gefäß

Auslese
der
Besten

sehr
beein-
drucken
(ugs.)

kleine
Metall-
schlinge

aufhören

Gruppe
von
Jagd-
hunden

ein Tas-
teninstru-
ment
spielen

Sonntag
vor
Ostern
(ev.)

Bienen-
zucht

leichte
Ver-
tiefung,
Beule

abwer-
tend:
Feigling

Heer;
Heeres-
verband

Geliebte
Tristans

Kriech-
tier

Salz-
gewin-
nungs-
anlage

breiter
Riemen

Kuh-
antilope

Rand
eines
Gewäs-
sers

Platz-
deckchen
(engl.)

Laub-
baum,
Rüster

Stern-
schnuppe

altägyp-
tischer
Gott

Körper
Urein-
wohner
Neusee-
lands

Kürbis-
gewächs

Haupt-
stadt
von
Senegal

nackt,
unbe-
deckt

Jurist
zur
Beur-
kundung

vermuten

gerade
dort,
genau
dort

kreis-
förmig

Meerenge
zw. See-
land und
Schweden

US-
Bundes-
polizei
(Abk.)

spanisch:
Hurra!,
Los!, Auf!

regsam
und
wendig

Nadel-
loch

Wasser-
fahrzeug

fl üch-
tiger
Augen-
blick

früheres
Kleidungs-
stück,
Krinoline

Hafen-
stadt in
Nord-
spanien

Garten-
gerät
zum Erd-
aushub

Fahrt
zu einem
entfern-
ten Ort

Pferd ein
Nutztier

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

1 PRIVAT BUERO

2 LUFT PFERD

3 GLAS GESELLE

4 GRAU PILZ

5 SEGEL BRUECKE

6 FERN SEELE

7 PREIS GERICHT

Mittelworträtsel
Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich in Pfeilrichtung eine 
Gewürzpflanze.

Magisch
Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Rassehund

2 Stützgewebe

3 Gebiet; Wirkungskreis

Mittelworträtsel: 1. Detektiv, 2. Schau-
kel, 3. Schneider, 4. Schimmel, 5. Kom-
mando, 6. Schreiber, 7. Nachlass – 
Kuemmel 

Magisch: 1. Spaniel, 2. Knorpel,  
3. Bereich

  A   F  N   U   E   Z  S  Z  
  Z I E R R A T  M A R G E  W I M M E R N
 N U R M I  H A C K E  A I K I D O  L  U
  B R  E D E L M E T A L L  L E G I T I M
 F I G U R  L E  H Z   A L L E  R  N M
   L  E G E R  R E G E N  I  M I E N E
  S A H N I G  B E N E I D E N  A S T E R
 O P U S  S E  O N  R   I G L U  U N 
  U B  P E N N E   B I N N E N S E E  U
  K E L C H  E L I T E  I E   E N D E N
       P A L M A R U M   O R G E L N
        P   X  M E M M E  E  S O
        E I D E C H S E  S A L I N E
       U L M E   A  U F E R  S E T
         K L  G U R T   M A O R I
        M E L O N E  E L  E  L  G
       O E R E S U N D  E B E N D A 
        T E  I   A G I L  O E H R
       R E I F R O C K  B O O T  N U
        O  B I L B A O  S P A T E N
        R E I S E  R O S S  R I N D

So ist’s  
richtig:

Schüttelrätsel:
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ILNNT AELR DEIOV AEHL AEKNU OOTT EEHR ANOR

ADEIU HOO
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TT
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   V   K    
 B E I N H A L T E N
  A D I E U  O H O
  R E  L E T T E R
 S L O G A N  O R A
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Kreisgemeinschaft Angerburg
setzt sich Sadowski seit den
1960er Jahren für seine zweite
große Leidenschaft ein, denTisch-
tennissport. Auch im Alter von 
80 Jahren spielt er noch regelmä-
ßig Tischtennis im Sportverein
Weser Barme e.V., den er 1964

mitgründete, bis 1987 als Vorsit-
zender leitete und der ihn 1987
zum Ehrenvorsitzenden ernannte.
Daneben führte Sadowski den

Tischtenniskreisverband Verden
von 1971 bis 1975 als stellvertre-
tender Kreisvorsitzender und von
1975 bis 2004 als Kreisvorsitzen-
der. Auch dieser Verband ernann-
te ihn 2004 zum Ehrenvorsitzen-
den. Bleibt noch ein wenig Zeit
übrig, verbringt er diese gerne mit
seiner Ehefrau Ruth auf Reisen
und Ausflügen.

Angerburger trauern um Wer-
ner Grisar. Wieder hat die Kreis-
gemeinschaft Angerburg einen
großen Verlust zu beklagen. Am
24. Februar 2014 verstarb Werner
Grisar, Beauftragter für die Mit-
gliederbetreuung, im Alter von 74
Jahren an den Folgen einer heim-
tückischen Krankheit. Dieses ar-
beitsaufwendige Amt hat Werner
Grisar seit dem 1. Oktober 1996
bis zuletzt mit großem Einsatz

und sehr sorgfältig ausgeübt. Be-
reits vor der Wende im Osten Eu-
ropas im Jahr 1989 und danach
war Werner Grisar auf vielen Rei-
sen nach Angerburg und Masuren
als Reiseleiter dabei. Bei Begeg-
nungen mit den heutigen Bewoh-
nern und Gesprächen mit polni-
schen Verwaltungsstellen war er
als Übersetzer, auch von Publika-
tionen in polnischer Sprache, un-
verzichtbar. Bis zuletzt hatte der

Verstorbene persönliche Bezie-
hungen zu den heutigen Bewoh-
nern in unserer Heimat. Erst 1957
war es Werner Grisar gelungen in
die Bundesrepublik auszureisen,
wo er sich beruflich neu orientie-
ren musste. 
Als Werk meister im Bremer

Mercedes Werk beendete Grisar
seine berufliche Laufbahn und
stellte sich für die Heimatarbeit in
unserer Kreisgemeinschaft zur
Verfügung. Seine Arbeit wurde
hier sehr geschätzt. Sein vorbild-
licher Einsatz für Angerburg und
Ostpreußen wurde im Jahr 2007
mit der Verleihung des „Silbernen
Ehrenzeichens der Landsmann-
schaft Ostpreußen“ gewürdigt.
Mit Werner Grisar haben wir ei-
nen engagierten Heimatfreund
verloren der eine große Lücke
hinterlässt, die nur schwer zu
schließen sein wird. Werner Gri-
sar wird uns stets in Erinnerung
bleiben als hilfsbereiter Mensch
und heimattreuer Ostpreuße. Sein
Wirken in unserer Gemeinschaft
wird unvergessen bleiben. Unser
Mitgefühl gilt seiner Frau und sei-
ner Familie.

Die Kreisgemeinschaft Ebenro-
de(Stallupönen) sucht für die
Redaktion des jährlich erschei-
nenden Heimatbriefs und für das
Bildarchiv der Kreisgemeinschaft
je einen Mitarbeiter/Mitarbeite-
rin auf ehrenamtlicher Basis. Ein
Computer oder Laptop, Internet-
anschluss und einige Kenntnisse
der Bedienung sollten vorhanden
sein. Die anfallenden Arbeiten
sind bequem von zu Hause aus zu
verrichten. Der Umfang der Tätig-
keit kann frei vereinbart werden.
Laufende Unkosten werden er-
stattet. Interessenten bitte beim
Kreisvertreter melden.

17. Mai: Mitgliederversammlung
(Beginn 17 Uhr) im Restaurant
„Bootshaus“, Auedamm 27 in
Kassel. Im Anschluss Lötzener
Heimattreffen.
8. Juni: Goldene Konfirmation

(ab 9 Uhr) der Jahrgänge 1963/64
in Ryn (Rhein). Kontakt: Pfarrer
Jan Neumann.
8. Juni: Goldene Konfirmation

(ab 11 Uhr) der Jahrgänge
1963/64 in Gizycko (Lötzen).
Kontakt: Barbara Rothenberger

(07256) 5288 oder M. K. Niezu-
rawska (0048) 874286819.
22. Juni: Diamantene Konfirma-

tion (ab 9.30 Uhr) der Geburts-
jahrgänge 1938 bis 1942 in Gizy -
cko (Lötzen). Kontakt: Christa
Grenz (04821) 75188 oder Ursula
Rätzel (07022) 9901585.
31. August: Rheiner Treffen im

Kolping-Haus, Max.-Kolbe-Str. 14
– 18 in Bochum. Kontakt: Heinz
Rothkamm (02204) 5869835.

„Ostpreußen verzaubert“ – eine
vom Kulturzentrum Ostpreußen
in Ellingen/Bayern erarbeitete Ta-
felausstellung. Zu sehen im Foyer
des Neuen Rathauses Neumün-
ster, Großflecken 59, noch bis
Freitag, den 11. April.
„Ostpreußen, wie es war –

Kindheitserinnerungen in der
Malerei von Helene Dauter“ – die
neue Ausstellung im Heimatmu-
seum der Kreisgemeinschaft Löt-
zen, Sudetenlandstr. 18 h (Bök-
klersiedlung) in der Patenstadt
Neumünster.
Helene Lascheit wurde 1920 in

Gilge, Kreis Labiau, im Nordwest-
en Ostpreußens, geboren; sie
wuchs auf mit 12 Geschwistern.
Bald nach ihrer Hochzeit mit Fritz
Dauter müsste das Ehepaar auf
die Flucht gehen, die für sie in
Schleswig-Holstein endete. Erst
als ihre beiden Kinder erwachsen
waren, begann Helene Dauter mit
der Malerei. Sehr rasch stellte
sich heraus: „Ihre Bilder haben
Seele.“ (Kieler Nachrichten 1986).
Das bevorzugte Thema: Die eige-
ne glückliche Kindheit am Kuri-
schen Haff im Fischerdorf Gilge.
Der Malerin ist in der Darstellung
gelungen, dass jedes ihrer Bilder
eine Geschichte erzählt. Von der
Heuernte, von der Fahrt mit dem
Klingerschlitten, von der Wä-
schebleiche, vom Spiel der Kin-
der, vom Elch im Winterwald,
vom Vater, der zum Fischfang
fährt … Helene Dauter starb 1996;
sie hat einen Bilderschatz hinter-
lassen.
Teile dieses Kunsterbes, dazu

Informationstafeln, werden vom
15. März (Eröffnung um 14 Uhr)
bis zum 21. Juni 2014 im schönen
Ausstellungsraum des Heimatmu-

seums der Kreisgemeinschaft Löt-
zen mit seiner besonderen Atmo-
sphäre zu sehen sein. Zur Ausstel-
lung ist ein besonders gelungenes
Begleitheft mit farbigen Abbil-
dungen erhältlich.

In der Tilsiter Regionalge-
schichte ist die Rolle der pruzzi-
schen Schalauer, der deutschen
Siedler, der litauischen Zuwande-
rer und der Salzburger Glaubens-
flüchtlinge bei der gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Stadt-
entwicklung ausführlich geschil-
dert worden. Sie alle drückten der
Stadt ihren Stempel auf. Nur we-
nig findet man in der heimat-
kundlichen Literatur über die
Rolle der Juden. Doch auch sie
waren Tilsiter. Die Stadtgemein-
schaft Tilsit hat versucht, die be-
stehende Lücke zu schließen. Mit
der Herausgabe der Schrift „Auch
sie gehörten zu Tilsit“ wurde ein
Beitrag zur Geschichte der Tilsiter
Juden veröffentlicht. Die Schrift
schildert auf 62 Seiten und mit 32
Bildern die Einwanderung der Ju-
den nach Tilsit, besonders nach
den preußischen Reformen, ihren
wirtschaftlichen Aufstieg und ihre
Integration in das Tilsiter Bürger-
tum, schließlich die Verfolgung
unterm Hakenkreuz, die mit der
Deportation im Jahre 1942 endete.
Die Broschüre ist gegen eine
Spende erhältlich und kann bei
der Stadtgemeinschaft Tilsit, Post-
fach 241, 09002 Chemnitz ange-
fordert werden.

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 18

Bundesverdienstkreuzträger: Kurt-Werner Sadowski (m.) Bild: privat

Trauer um 
Werner Grisar

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.

EBENRODE
(STALLUPÖNEN)

Kreisvertreter: Dieter Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg. Ge-
schäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, Fax:
(040) 60890478, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Mitarbeiter gesucht

Termine

Stadtvertreter: Hans Dzieran,
Stadtgemeinschaft Tilsit, Post-
fach 241, 09002 Chemnitz.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de. 

TILSIT–STADT

Ausstellungen

Neuerscheinung

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Der Bund der Vertriebe-
nen in Bayern und seine

in ihm zusammengeschlos-
senen Landsmannschaften
schreiben den Kulturpreis
2014 aus.
Der Kulturpreis wird ver-

geben für künstlerische, lite-
rarische oder wissenschaftli-
che Beiträge oder für solche
aus dem Bereich der
Brauchtumspflege, die in
den letzten drei Jahren in
Bayern erstellt oder veröf-
fentlicht wurden, oder The-
men der Vertriebenen oder
Spätaussiedler in Deutsch-
land, des deutschen Ostens
oder der deutschen Sied-
lungsgebiete in Ost- und
Südosteuropa behandelten,
oder das Verhältnis zwi-
schen den Deutschen und
den Völkern und Staaten
Ost- und Südosteuropas in
Vergangenheit, Gegenwart
und Zukunft zum Gegen-
stand hatten.
Für die Verleihung des

Preises in Höhe bis zu 2000
Euro vorschlagsberechtigt
sind die BdV-Kreis- und Be-
zirksverbände, die lands-
mannschaftlichen Landes-
verbände sowie die Mitglie-
der des Landesvorstandes
des BdV-Bayern. Der Kultur-
preis wird vom Landesvor-
stand des BdV-Bayern auf
Vorschlag einer Jury verge-
ben. Die Jury besteht aus
Vertretern des Bayerischen
Staatsministeriums für Ar-
beit und Soziales, Familie
und Integration und des
BdV-Bayerns. Die Verleihung
findet beim Zentralen Tag
der Heimat, am 20. Juli in
Passau statt. Bewerbungen
und Vorschläge sind mit den
erforderlichen Unterlagen
bis zum 15. Mai beim Bund
der Vertriebenen, Landes-
verband Bayern e.V., Am Li-
lienberg 5, 81669 München
einzureichen. PAZ 

Kulturpreis
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Kritisch, konstruktiv, 
Klartext für Deutschland.
Kritisch, konstruktiv,
Klartext für Deutschland.Klartext für Deutschland.
Die PAZ ist eine einzigartige Stimme in der deutschen Medienlandschaft. 

Lesen auch Sie die PAZ im Abonnement und sichern Sie sich damit die 

speziellen PAZ-Prämien!

Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum Preis 

von z. Zt. 120 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte als 

Prämie den Bildband Königsbeger Schloß.

 Neuerscheinung mit bisher 

 unveröffentlichtem Bildmaterial! 

Gleich unter 

040-41 40 08 42 

oder per Fax 

040-41 40 08 51 

anfordern!

Preußische Allgemeine Zeitung.
Die Wochenzeitung für Deutschland.

Die Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Der Versand 
ist im Inland portofrei. Voraussetzung für die Prämie ist, dass im 
Haushalt des Neu-Abonnenten die PAZ im vergangenen halben 
Jahr nicht bezogen wurde. Mit dem Bezug der PAZ ist die kosten-
lose Mitgliedschaft in der Landsmannschaft Ostpreußen verbunden. 
Die Prämie gilt auch für Geschenkabonnements; näheres dazu auf 
Anfrage oder unter www.preussische-allgemeine.de.

Das Königsberger Schloss
Das 1255 vom Deutschen Orden gegründete Schloss zu Königsberg war die 

älteste Residenz des brandenburg-preußischen Staates und bis 1701 einer 

der herausragenden Herrschersitze Nordosteuropas.

Der Band beginnt mit der Huldigung Friedrichs des Großen 1740. Der weitere 

Weg der Schlossnutzung etwa als Residenz des russischen Gouverneurs im 

Siebenjährigen Krieg, als Wohnung der königlichen Familie 1806-1809 oder 

als Sitz von Behörden, in denen u. a. Heinrich von Kleist und Joseph Freiherr 

von Eichendorff wirkten, vergegenwärtigt die wechselvolle Geschichte.

Im zweiten Teil des Bandes wird die Zerstörung des Schlosses vom Bom-

benangriff 1944 bis zur letzten Sprengung 1968 anhand einer einzigartigen 

Fotodokumentation nachgezeichnet. Ein abschließendes Kapitel gilt dem 

Schicksal der Sammlungen seit Kriegsbeginn 1939 - Möbel, Gemälde und 

die berühmte Silberbibliothek haben sich bis heute erhalten.

Preußische Allgemeine Zeitung.
Die Wochenzeitung für Deutschland.
Preußische Allgemeine Zeitung.Preußische Allgemeine Zeitung.Preußische Allgemeine Zeitung.

Richard Friese gilt neben
Hans Kallmeyer als der
Elch-Maler schlechthin.

Der 1854 in Gumbinnen geborene
Künstler hat in seinen 63 Lebens-
jahren auf unzähligen Blättern je-
de Elchpose festgehalten: der röh-
rende Elch, der kämpfende Elch,
der erlegte Elch. 
In dem wunderschönen mit ei-

nem Schuber ausgestatteten Bild-

band „Richard Friese. Sein Leben
− seine Kunst“, das jetzt im Neu-
mann-Neudamm Verlag erschie-
nen ist (128 Euro), sind neben vie-
len Elchbildern auch Zeichnun-
gen und Aquarelle exotischer
Zootiere wie Löwen, Tiger oder
Eisbären zu bewundern. Einer der
Herausgeber dieses prächtigen
Bandes ist kein geringerer als der
Schweizer Jagdexperte und Spezi-

alist der Rominter Heide, Andreas
Gautschi. In dem 570-Seiten-
Buch, das auf 165 Textseiten auch
Frieses Leben beleuchtet, heißt es
treffend: „Was bei der Betrachtung
von Frieses Tierdarstellungen, je
länger man es tut, vielleicht am
meisten berührt, ist die Majestät
der Urnatur, wenn sie unbe-
lauscht und unbespäht vom
menschlichen Auge ist.“ H. Tews

„Pascha“ als er noch lebte. Friese notierte: „Erlegt am 29. September 1910“ Bild: Verlag

Ein halbes Jahr vor der Ver-
nichtung Dresdens hatte
Königsberg ein ebenso

schreckliches Schicksal erlitten.
In der Nacht vom 29. zum 30. Au-
gust 1944 haben 600 britische
Bomber die Königsberger Innen-
stadt vernichtet. Tausende von
Menschen verloren ihr Leben;
über 150000 Menschen wurden
obdachlos. Seit vielen Jahren lässt
der russische Dombaumeister
Igor Odinzow jedes Jahr in der
Nacht vom 29./30. August zum
Gedenken an diese Schreckens-
nacht die Glocken des Königsber-
ger Doms läuten. 

Am Freitag, dem 29. August
2014, dem 70. Jahrestag der Zer-
störung Königsbergs, wird ein Ge-
denkkonzert im Dom stattfinden
– die Gäste und die heutigen Ein-
wohner der Stadt werden gemein-
sam die Toten ehren und einander
die Hand zur Versöhnung reichen. 
Im Deutsch-Russischen Haus

werden ein offizieller Empfang
und eine Lesung aus einem ak-
tuellen Buch von Gerfried Horst
„Gedanken über die Zerstörung
Königsbergs. Ein philosophischer
Entwurf“ stattfinden. Nach der
Lesung werden Zeitzeugen be-
richten, und im Anschluss kommt

es zur feierlichen Übergabe der
Zeitzeugenberichte an das Staatli-
che Gebietsarchiv.
Aus diesem Anlass veranstaltet

die in Hamburg ansässige Reise -
agentur Russland Reisen Roma-
nova eine Gruppenreise vom 
28. August bis 1. September nach
Königsberg. Der Preis beträgt 850
Euro pro Person. Anmeldung und
weitere Informationen zum Reise-
programm: Russland Reisen Ro-
manova, Mühlendamm 84a,
22087 Hamburg, Telefon: (040)
22697074. Die E-Mail lautet:
info@romanova-reisen.de, Web:
www.romanova-reisen.de. PAZ

Geschichte wird lebendig,
wenn man sie mit den
Wandlungen und Ge-

schehnissen der Gegenwart ver-
bindet, und dafür kann die Nach-
zeichnung des Lebens oder Erle-
bens unserer Vorfahren eine gute
Brücke bilden. 
In diesem Sinne hat der Berli-

ner Autor Dietrich Miller den Ver-
such unternommen, den Lebens-
weg seines Ururgroßvaters Adam
Miller zu verfolgen, der im Jahr
1816 in Falkirk/Zentralschottland
geboren wurde, dort den Beruf
des Eisengießers erlernte, später
nach Königsberg zog, heiratete
und eine Familie gründete. Da be-
züglich der Lebensumstände Mil-
lers sowohl in Falkirk als auch in
Königsberg zwangsläufig man-
ches im geschichtlichen Dunkel
liegt, war es schwer herauszufin-
den, was ihn nach Königsberg ge-
führt hat und wie er sich hier sei-
ne Hoffnungen und Erwartungen
erfüllen konnte. 
Im Buch wer-

den bestehende
historische Ver-
bindungen zwi-
schen Schott land
und Preu ßen aufgezeigt und die
Bedingungen für die berufliche,
familiäre, religiöse, soziale, kultu-
relle Integration von Adam Miller
in Ostpreußen zu untersucht. Da-
zu wird der historischen
Entwicklung Preu ßens − speziell
in Königsberg − in der ersten
Hälfte des 19. Jahrhunderts nach-
gegangen und die Beziehungen
zum Leben Millers ergründet. 
Beleuchtet werden auch die

Anfänge und das Aufstreben der
Eisengießereiindustrie in Königs-
berg, in der Miller Arbeit fand,
die Familie des Kahnschiffers,
(Pregel-) Stromdieners und Gast-
wirts Gottlieb Ludwig Wendel,
dessen Tochter Friederike Amalie
den Schotten Adam Miller heira-
tete, die religiösen Bestrebungen
und Auseinandersetzungen in
dieser Zeit in Preußen, besonders
das Verhältnis zwischen calvini-
stisch Reformierten und Luthera-
nern, die Bedingungen für das
Wohnen und die Schulbildung
der Kinder, schließlich auch die
Möglichkeiten für die Teilnahme
der Familie am kulturellen Leben
in Königsberg. 
Es war aber gleichermaßen not-

wendig, sich der Herkunft von
Adam Miller und dem sozialen

Umfeld seiner Familie in Falkirk
zuzuwenden. Falkirks Geschichte
ist ganz dazu angetan, den Stolz
eines Schotten auf die Traditio-
nen seines Volkes wachzuhalten.
Im Sinne dieser Traditionen wer-
den auf die schottischen Clans
eingegangen und die Zugehörig-
keit der Familie Miller zum Clan
Mac Farlane begründet. 
Besondere Würdigung findet

das schottische 92. Regiment of
Foot, die berühmten Gordon
Highlanders, das in den Napoleo-
nischen Kriegen auf dem Konti-
nent kämpfte und dem in dieser
Zeit des Vater Millers als Soldat
angehörte. Ein wesentlicher Teil
ist dann der Entwicklung und
dem weiteren Schicksal der Ei-
sengießereien in Falkirk gewid-
met. Angeführt wurden auch An-
gehörige bedeutender schotti-
scher Fami lien, die in Osteuropa
− in Ostpreußen ebenfalls − zu
hohem Ansehen und Wohlstand

gelangt sind. 
Ein Bericht

über das Leben
des Schotten
Adam Miller, wie
er sich in die

neue gesellschaftliche Umwelt in-
tegrierte, wäre unvollständig, oh-
ne auf die weitere Entwicklung
seiner Familie zumindest hinzu-
weisen. Hierfür wurde der 1846
geborene dritte Sohn von Friede-
rike Amalie und Adam Miller und
Urgroßvater des Autors −, Carl
Rudolph − ausgewählt. Sein Beruf
als Königlicher Lokomotivführer
bei der Preußischen Ostbahn und
die zeitweise Tätigkeit als persön-
licher Lokführer Kaiser Wilhelm
II. waren Veranlassung dafür, die
Bedeutung des Eisenbahnbaus für
die Industrialisierung in Deutsch-
land hervorzuheben und das auch
mit der anwachsenden Produk-
tion von Lokomotiven in Königs-
berg zu verbinden.
Rudolph Carl und seine

Geschwister − erst recht ihre
Nachkommen − gingen voll in der
deutschen Gesellschaft auf. Den
Ausgangspunkt dafür hatte ihr Va-
ter Adam mit seiner allseitigen In-
tegration geschaffen. D. Miller

Das Buch „Adam Miller − Ein
Schotte in Königsberg. Zeitge-
schichtliche Studie einer Integra-
tion“, 212 Seiten, ist beim Carda-
mina Verlag in Plaidt für 30 Euro
erhältlich. www.cardamina.net.

Gedenkkonzert für Opfer
Königsberg-Reise aus Anlass des 70. Jahrestags der Bombardierung

Majestäten Ostpreußens
Neuer Bildband des Tiermalers Richard Friese erschienen

Fleißiger Schotte
Wie Adam Miller nach Königsberg kam

Neumünster − Der Trakehner Ver-
band hat im Rahmen der Früh-
jahrskörung und Hengstschau in
Münster-Handorf den dreijähri-
gen Adorator von Cedrus aus der
Alana von Agar gekört. Der Dun-
kelschimmel ist ein Halbbruder
des bereits 2012 in Neumünster
beim Hengstmarkt gekörten und
als bester Springhengst ausge-
zeichneten Avatar. Mit Adorator
körte der Verband erstmals einen
Hengst, der nicht nur in Polen ge-
züchtet wurde, sondern auch in
polnischem Besitz steht.
Züchter des sehr sportlichen

dreijährigen Hengstes ist Krysztof
Wojsiat, Besitzer des eben gekör-
ten Adorator ist Marek Przec-
zewski aus Milakowo. Adorator
zeigte sich in Münster mit großer
Galoppade und viel Mechanik
und Aktion im Trab. Souverän
zeigte sich der Trakehner Hengst
auch bei der Pflastermusterung
und im Freispringen. Adorator
geht über seinen Großvater müt-
terlicherseits, Agar, auf den in der
Warmblutzucht so erfolgreichen
Veredler Hyperion zurück, väter-
licherseits unter anderem auf den
Trakehner Poprad, eines der er-
folgreichsten Trakehner Spring-
pferde (7. Platz Olympische Spiele
1972). Wie sein Halbbruder führt
Adorator mit über 50 Prozent ei-
nen hohen Vollblutanteil.
Insgesamt vier Hengste präsen-

tierten sich der Körkommission
der Trakehner Verbandes, restlos
überzeugen konnte die Kommis-
sion als Hengstanwärter lediglich
Adorator. PAZ

Nachfahre berichtet
über Ururgroßvater

MELDUNGEN

Adorator aus 
Polen gekört

Ostern bei den 
Schlesiern

Ratingen − Das Oberschlesische
Landesmuseum zeigt vom 
23. März bis 4. Mai die Ausstellung
„Ei-Faszination. Ostereier und
Osterbräuche“. Dabei werden auch
handgefertigte Ostereier aus dem
Oppelner Raum zum Kauf angebo-
ten. Als Eröffnungskonzert der Ra-
tinger Richard-Strauss-Tage findet
am 6. April um 17 Uhr ein Lie-
derabend mit Strauss-Werken statt.
Eintritt: 10 Euro. Ort: Oberschlesi-
sches Landesmuseum, Bahnhof-
straße 62, 40883 Ratingen. Infos
unter www.oslm.de. tws
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Ein Pferd ist nicht bloß „Sportge-
rät“, sondern kann auch äußerst
wirksames Therapiemittel sein.
Immer mehr Einrichtungen bieten
therapiebegleitende Maßnahmen
an, um durch die Kommunikation
zwischen Mensch und Tier alters-
bedingte Depressionen bei Senio-
ren, Stresssymptome bei Mana-
gern, Essstörungen bei jungen
Menschen, Aufmerksamkeitsstö-
rungen bei Kindern oder Trauma-
ta heilen zu helfen. 

War das Pferd einst nur nützlich
gewesen, so sei es heute unent-
behrlich, meint Therapeut Jérôme
Garcin aus Frankreich. Damit ist
auch gesagt, dass der Einsatz des
Pferdes als therapeutisches Hilfs-
mittel längst internationale Di -
mensionen erreicht hat. Denn ne -
ben seiner Rolle als Athlet und
Freizeitgefährte ist das Pferd fast
unbemerkt in eine weitere, immer
wichtiger werdende Rolle ge -
schlüpft: die des Mediums. Vor
allem beim Therapeutischen Rei-
ten, das inzwischen pädagogi-
sche, psychologische, psychothe-
rapeutische, rehabilitative und
sozial-integrative Maßnahmen
umfasst. 
Die therapeutischen Eigen-

schaften des Pferdes sind seit der
frühen Antike bekannt. Schon in
den Äskulap geweihten Tempeln,
die als Heilstätten dienten, wur-
den Patienten zur Stärkung der
Glieder und Heilung von psycho-
somatischen Krankheiten aufs
Pferd gesetzt. Auch der Sokrates-
Schüler Xenophon betrachtete
das Pferd als Lehrmeister nicht
nur für den Körper, sondern
ebenso für Geist und Seele.
Schließlich sah selbst Goethe das
Pferd als „Organ des Menschen“
an und wies auf die Heilwirkung
des Reitens hin.
In der Praxis greift man schon

lange auf diese Weisheiten
zurück. Dennoch sind sie nicht
offiziell anerkannt. Das Bundes-
ministerium für Gesundheit
(BMG) begründet das so: „Der
Gemeinsame Bundesausschuss

(G-BA) als oberstes Organ der
Selbstverwaltung im deutschen
Gesundheitswesen hat im Jahr
2006 die Hippotherapie einem
formellen Bewertungsverfahren
unterzogen und festgestellt, dass
es keine zuverlässigen Aussagen
gibt, die den zusätzlichen Nutzen
und die medizinische Notwendig-
keit der Hippotherapie im Ver-
gleich zu bereits angewandten
Heilmitteln belegen.“ Im Ergebnis
heißt das, dass die krankengym-
nastische Reittherapie nicht von
der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung bezahlt wird, da billigere
Alternativen der Physiotherapie
zur Verfügung stünden und so
keine Versorgungslücke vorliege.
Jeder Mensch, der Umgang mit

Pferden hat,
wird bestäti-

gen, dass diese Beziehung eine
besondere ist. Die wachsende
Bedeutung des Pferdes in Zeiten,
wo die Seele auf der Strecke zu
bleiben droht, ist daher nur eine
logische Folge. Immer mehr Fach-
ärzte und Kliniken, zum Beispiel
die Charité in Berlin oder die Kli-
nik Hennigsdorf der Oberhavel
Klinik, beziehen daher bei psychi-
schen Erkrankungen das Pferd in
ihre Therapie mit ein.
Entsprechend wächst das pfer-

degestützte Angebot. So arbeitet
etwa Silke Ritthaler aus Groß
Kordshagen bei Stralsund mit der
Tagesklinik Uhlenhaus zusammen
und das nicht nur zur Stärkung
und Wiedererlangung des Selbst-
wertgefühls von Erwachsenen,
sondern auch von Kindern. Mit
ihren vierbeinigen Partnern

unterstützt die examinierte Leh-
rerin und erfolgreiche Managerin
therapiebegleitend traumatisierte,
depressive und Borderline-
Patienten ebenso wie jene mit
Burnout-Syndrom und Angststö-
rungen.
Ritthaler sagt: „Das Pferd ist ein

Quell von Informationen. Es liest
aus der Körpersprache des Men-
schen dessen Gefühle und Wün-
sche und kann seine Wahrneh-
mung sehr gut ausdrücken. Man
muss die Mitteilung nur verste-
hen. Durch die Weiterleitung mei-
ner Beobachtungen an den
behandelnden Psychotherapeu-
ten entsteht eine interessante
Wechselwirkung. Bisher haben
schon etwa 125 Patienten an einer
Gruppentherapie teilgenommen.

Die Fortset-
zung in Ein-

zeltherapie ist danach immer
möglich.“
Kostbare Qualitäten, die längst

Eingang ins Wirtschaftsleben
gefunden haben. Diskret und
individuell bietet daher Ritthaler
ebenso pferdegestütztes Manage-
ment-Training an. Genauso wie
beispielsweise Bianca Glöe aus
Klein-Nienhagen
bei Rostock, die
in gepflegter
Landhaus-Atmo-
sphäre besonders
Frauen-Seminare
mit pferdegestützten Übungen
zum Konflikt-Management und
Führungskräfte-Training veran-
staltet. „Hauptsächlich Firmen
greifen auf dieses Angebot
zurück“, so Glöe, „daneben aber
auch Einzelpersonen.“ Man muss
sich das spezielle Coaching nur
leisten können. Selbstzahler
berappen 560 Euro.
Auf ganz anderem Niveau dient

das Pferd im Fördercentrum
Mensch & Pferd e.V. seit 2001 als
Qualifizierungshelfer. Die Idee
kommt aus England, wo seit 1976
The Fortune Centre of Riding
Therapy ein ähnliches Projekt

erfolgreich praktiziert. Ziel ist es,
Jugendlichen am Rande der
Gesellschaft ohne Perspektive
und Lobby, mit Sonder-, Haupt-
schul- oder ohne Schulabschluss
sowie mit leichter Behinderung
zum Pferdepfleger auszubilden
und damit einen Weg in die
Arbeitswelt zu eröffnen. Über 100

Teilnehmer sind
ihn bisher gegan-
gen. Die Erfolgs-
quote liegt bei
über 90 Prozent.
Unterstützt wird

das Projekt von der Agentur für
Arbeit. 
„Träger des pädagogischen Kon-

zeptes ist das Pferd“, so die Stif-
tungs-Vorsitzende. Denn, wie
Peter Bamm in seinen Erinnerun-
gen „Eines Menschen Zeit“
schreibt: „Wer gelernt hat, mit
einem Pferd umzugehen, hat ein
Stück Erziehung an sich selbst
vollbracht. Er wird es immer
leichter haben, mit Menschen
umzugehen.“
Eines der neuesten Projekte

wendet sich mit Unterstützung
der Deutschen Reiterlichen Verei-
nigung (FN) an Senioren. 2010 lud
erstmals ein ambulanter Pflege-
dienst seine Klientel in den Klein-
bus und fuhr mit ihr zum Schim-
melhof in Bremen. Seitdem freu-
en sich bis zu 20 ältere Leute
regelmäßig auf die „Führzügel-
klasse für Senioren“.
Im Vordergrund steht dabei

nicht so sehr der therapeutische
Ansatz, sondern vielmehr die
Freude am Umgang mit dem
Pferd. Die Teilnehmer sind in der
Regel über 80 Jahre alt, sitzen
sogar im Rollstuhl oder müssen
sich mit einem Rollator bewegen.
Neben anfassen und in die Augen
schauen können sie sogar etwas
mit den Tieren unternehmen. Wer
möchte, kann die Pferde putzen
oder sich sogar auf ihren Rücken
setzen und führen lassen. Selbst
Demenzkranke finden auf dem
Pferderücken wieder ihr Vergnü-
gen. Zur Nachahmung empfoh-
len! Helga Schnehagen

Vierbeiner als Heilmittel
Hippotherapie erfreut sich wachsender Beliebtheit − Pferde helfen Menschen bei psychischen Sorgen und Problemen

Sorglose »Reychs«-Herren
In Böhmen entdeckt man deutsche Schlaraffen-Kultur − Die Genießer-Zirkel sahen sich als Parodie auf elitäre Männerbünde

Vor mehr als anderthalb
Jahrhunderten nahm von
Prag der Geselligkeitsver-

ein Schlaraffia seinen Ausgang.
Entstanden ist der Männerbund
als ein selbstironischer Reflex auf
den Hochmut der Arrivierten.
Heute gehören ihm weltweit rund
10000 Mitglieder an, die in etwa
240 verschiedenen „Reych“
genannten Niederlassungen das
schlaraffische Spiel pflegen, ganz
so wie es einst von der „Urmutter
Praga“ herausgebildet wurde. 
Um zu wissen, was es damit auf

sich hat, müssen wir zurückblik-
ken auf das Jahr 1859, als auf
Europas Thronen noch gekrönte
Häupter walteten. Damals ersuch-
te ein Sänger des Ständetheaters
um Aufnahme in die Künstlerver -
einigung „Arcadia“. Wegen seiner
Mittellosigkeit wurde er als „Pro-
let“ abgewiesen. Sein Intendant
Thomé trat daraufhin aus der
bigotten „Arcadia“ aus und grün-
dete den „Proletenklub“ der bald
in „Schlaraffia“ mündete.
Von Oktober bis Mai werden

seither wöchentlich „Sippungen“
genannte Zusammenkünfte abge-
halten. Die gravitätische Wichtig-
tuerei von Adel, Klerus und Groß-
bürgertum wurde dabei persi-
fliert. Das schlaraffische Spiel hat
die Monarchie überlebt. Das Mit-
einander beruht auf Kunst,
Humor und Freundschaft. Und
damit diese drei Säulen nicht

wanken, darf von Religion, Politik
und Wirtschaft nie die Rede sein.
Frauen bleiben ausgeschlossen,
was dazu angetan ist, diese unge-
fähr so tief zu kränken, wie Män-
ner, die nicht am Damenkränz-
chen teilhaben dürfen.
Naturgemäß blühte die Schla-

raffia in den habsburgischen Län-
dern, deren Kind sie war,
besonders üppig. Im Mutterland
Böhmen kam sie mit der Vertrei-
bung des deutschen Bevölke-
rungsanteils völlig zum Erliegen.
In Iglau und Prag gibt es derzeit
Versuche, aus dem alten Wesen
neue Funken sprühen zu lassen.

Obwohl die Slawisierung
Deutschböhmens demografisch
abgeschlossen ist, entdecken die
dort lebenden Tschechen immer
wieder die Vergangenheit des
Landes als eine deutsche. Keiner
will mehr aus ideologischen
Gründen diese Spuren verwi-
schen. Im Gegenteil zeigen sich
immer mehr Menschen fasziniert
von den Spuren einer untergegan-
genen Kulturblüte. Zu der gehörte
auch das Schlaraffentum, dessen
Reyche hier besonders dicht gesät
waren. Zwischen Friedland,
Varnsdorf, Trautnau, Reichenberg

und Gablonz gab es einen regen
Besuchsverkehr, schlaraffisch
Ausritt, respektive Einritt,
genannt. 
In Gablonz hat sich mit der Nei-

ßeburg das einzige genuin schla-
raffische Bauwerk erhalten.
Geschaffen wurde es vom Erzrit-
ter Bramante (dem Architekten
Arwed Thamarus) des 1909 dort
gegründeten Reyches „Preciosa
Iserina“. Für die würdige Innen-
ausstattung sorgten die schlaraffi-
schen Professoren der Kunstge-
werbeschule der Glasmacher-
stadt. In seiner Eigenschaft als
Bürgermeister der Stadt vermoch-
te der Erzritter Jucundus durch-
zusetzen, dass die anliegende
Straße den kuriosen Namen
„Burggasse“ verpasst bekam.
Obwohl die Schlaraffen mit den

Freimaurern ebenso wenig ge -
meinsam haben wie mit Karneva-
listen, hat das nationalsozialisti-
sche Gesetz gegen die Geheimge-
sellschaften auch ihnen nachhal-
tig den Spaß an der Freude ver-
dorben. Das 30. Stiftungsfest
muss te 1939 abgeblasen werden
und die Neißeburg wurde der
Stadt übereignet.
Jan Strnad, der in der Städti-

schen Galerie arbeitet, versam-
melte vor Kurzem über 100 Inter-
essierte im Souterrain der Buch-
handlung „Serius“ am Platz des
Friedens in Gablonz. An einem
Bücherregal war die alte Reychs-

fahne der Schlaraffia Reichenber-
gia befestigt. In der ersten Reihe
saßen drei aus Teplitz angereiste
„Profane“, die sich mit via Inter-
net erworbenen schlaraffischen
Insignien, Kappe, Schärpe und
Abzeichen versehen hatten und

mit dem Schlaraffengruß „Lulu“
den Raum betraten, als kämen sie
in die alte Neißeburg. Und die
gibt es wirklich noch. Sie liegt
fünf Minuten zu Fuß entfernt am
Ufer des Flüsschens und befindet
sich in jämmerlichem Zustand.

Nun hat das lokale Bildungsbür-
gertum eine Petition initiiert, die
den Erhalt des Bauwerkes ver-
langt. 
Als Lehrer an einer kunsthand-

werklich orientierten Mittelschu-
le entdeckte Strnad bei einem

Restaurierungsauftrag vor 25 Jah-
ren den früheren Versammlungs-
saal der Reichenberger Schlaraf-
fen mit Schmuck und Vitrinen.
Das war der Beginn seiner
Beschäftigung mit dem Thema.
Seitdem setzt er sich für eine

Sanierung der Ruine ein: „Die
schlaraffischen Ideale sind so
aktuell wie nie. Sind wir doch
immer noch und stärker denn je
betroffen vom seelenlosen Materi-
alismus und der eitlen Gier nach
Geld und Geltung. Wenn wir auch
keine modernen Schlaraffen sind,
so finden doch deren Bemühun-
gen um geistige Verfeinerung
unsere begeisterte Zustimmung.“
Seit Jahren bemüht sich das

Feldlager in Görlitz die Sanktio-
nierung des Allschlaraffenrats für
das Wiedererstehen eines eigenen
Reyches zu erlangen. Auch die
drei Teplitzer würden gern an frü-
here Tage anknüpfen. Allein es
mangelt dort noch an echten
Schlaraffen vor Ort, die unabding-
bar sind für eine Neugründung. 
In Prag kommt im Restaurant

„U Purkmistr“ auf der Vodicka
unregelmäßig ein schlaraffischer
Stammtisch zusammen. Neugieri-
ge Gäste sind immer gern gese-
hen. Einzige, offenbar sehr
schwierige Bedingung, welche die
Renaissance der Schlaraffia am
Ursprungsort verhindert, ist die
Erfordernis der deutschen Ver-
kehrssprache bei den Zusammen-
künften, wie es Spiegel und Cere-
moniale der Urmutter Praga vor-
schreiben. In Kapstadt, Washing-
ton, Paris und auf Mallorca gibt es
Schlaraffenreyche, in Böhmen
nicht mehr, oder noch nicht wie-
der. Sebastian Hennig

Glück auf Erden auf dem Rücken der Pferde gefunden: Auch für behinderte Menschen ist Reittherapie segensreich Bild: action press

Schlaraffen-Treffen: Säbelrasseln nur mit Holz Bild: imago

Neißeburg war eine
Schlaraffia-Hochburg

Training kostet 
560 Euro
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Als die SPD
weiter war

Reformen kamen aus Partei

Falsche Retter gefeiert
Altaussee: NSDAP-Mitglieder und Bergleute sicherten NS-Raubkunst

Gerhard
Schröder
praktizier-

te als Bundeskanzler gern einen
„Basta“-Führungsstil. Oder koket-
tierte er damit eher? Das Bild des
„Basta-Kanzlers“ trug jedenfalls
maßgeblich dazu bei, dass sich bis
heute die Ansicht hält, Schröder
habe die als wenig sozialdemokra-
tisch wahrgenommene Agenda
2010 seiner Partei, der SPD, quasi
hinterrücks übergestülpt.
Sebastian Nawrat zeigt in seiner

Dissertation überzeugend, dass
davon nicht die Rede sein könne.
Anhand der programmatischen
Debatten der deutschen Sozialde-
mokratie in den letzten drei Jahr-
zehnten wird deutlich, dass sich
die sozial- und wirtschaftspoliti-
sche Wandlung nicht abrupt, son-
dern langfristig vollzog. 
Nach einem kurzen Resümee

der Debatten bis 1982, also bis zur
Ablösung der so-
zialliberalen Koa-
lition, betrachtet
Nawrat die Ent-
wicklung in drei
Abschnitten. Für
die Zeit bis 1989/90 stellt er fest,
„dass die SPD unter Wahrung ih-
rer Identität als Sozialstaatspartei
eine ökologische Transformation
ihres weiterhin hohen wirt-
schaftspolitischen Steuerungsan-
spruchs vornahm“. Stagnation be-
züglich der Sozialpolitik, die enge
Verbindung mit den Gewerkschaf-
ten und Nachfrageorientierung
seien kennzeichnend gewesen.
Nicht zuletzt habe man die sich
etablierenden Grünen als Koali-
tionspartner im Auge gehabt. All
das kommt in der Kapitelüber-
schrift „Ein grüner Keynes“ tref-
fend zum Ausdruck.
Mit der Wiedervereinigung be-

gann sich eine Änderung abzu-
zeichnen. Seit Anfang der 1990er
Jahre wurden in der programmati-
schen Diskussion der SPD deut-
lich die Linien sichtbar, welche
dann 2003 mit der „Agenda 2010“
konkret Gestalt annehmen sollten.

Ursprüngliche theoretisch-pro-
grammatische Grundlagen waren
angesichts sich verändernder öko-
nomischer und gesellschaftlicher
Realitäten nur bedingt oder gar
nicht mehr aufrecht zu erhalten.
Unter anderem sah sich die SPD
„mit einem zugespitzten Zwang
zur Haushaltkonsolidierung kon-
frontiert“. Eine starke Ausrichtung
an einer angebotsorientierten
Wirtschaftspolitik sei nun festzu-
stellen gewesen. Wichtiges
Schlüsselmoment war nach Na-
wrat die Privatisierung der Post.
Die Vorstellungen der Gewerk-
schaften haben sich immer weni-
ger durchsetzen können, vorherr-
schend sei Sparzwang und die
entsprechende Beteiligung der
SPD an der Verringerung des sozi-
alstaatlichen Leistungsspektrums
gewesen. Für diese Wandlung,
welche Nawrat als „heimliches
Godesberg“ bezeichnet, sei die

Standortdebatte
von entscheiden-
der Bedeutung
gewesen, die
mark t l ibe ra le
Wende sei von

den Medien eingefordert und po-
sitiv begleitet worden.
Dieselben Medien waren es

dann aber, welche die Umsetzung
der Arbeitsmarktreformen äu-
ßerst kritisch begleiteten. Im Juni
2003 wurde die „Agenda 2010“
auf einem Bundesparteitag mit 90
Prozent der Stimmen verabschie-
det. Für die Zeit danach ist be-
kanntlich eine „partielle Distan-
zierung“ der SPD von ihrer eige-
nen Politik zu konstatieren – einer
Politik, die sich den Herausforde-
rungen an der Schwelle vom 20.
zum 21. Jahrhundert gestellt hat. 

Erik Lommatzsch

Sebastian Nawrat: „Agenda 2010
– ein Überraschungscoup? Konti-
nuität und Wandel in den wirt-
schafts- und sozialpolitischen
Programmdebatten der SPD seit
1982“, Verlag J. W. H. Dietz, Bonn,
geb., 320 Seiten, 32 Euro

Derzeit läuft in den Kinos
George Clooneys Film
„Monuments Men. Unge-

wöhnliche Helden“, in dem die
Tätigkeit der Angehörigen der
„Monuments, Fine Arts and Ar-
chives Section“ (MFA&A) der US-
Army glorifiziert wird. Diese Män-
ner sollten zum Ende des Zweiten
Weltkrieges Kunstschätze sicher-
stellen, die von den Nationalsozia-
listen verschleppt worden waren
und in den Wirren des Endkamp-
fes der Vernichtung anheim zu fal-
len drohten. 
Im Gegensatz zu Hollywood

hatten aber deutsche und österrei-
chische Zivilisten oft schon den
gefährlichsten Teil der Rettung er-
ledigt, bevor die GIs eintrafen. So
auch im Salzbergwerk von Altaus-
see in der Steiermark. Allerdings
ranken sich um die Details der
Bergung der hier eingelagerten
Kunstwerke von Weltrang, darun-
ter Michelangelos Brügger Ma-

donna und van Eycks Genter Flü-
gelaltar, zahlreiche Mythen, die es
schwer machen, Realität und Fik-
tion zu unterscheiden. Umso ver-
dienstvoller ist es, dass der Jour-
nalist Konrad Kramar und die Hi-
storikerin Inge Korneck, welche
Kramar bei seinen Recherchen
unterstützte, jetzt eine sorgfältig
gearbeitete Studie vorlegen, in der
nur gesicherten Fakten auf den
Tisch kommen.
Tatsache ist beispielsweise, dass

Hitler zwar am 19. März 1945 den
apokalyptischen „Nero-Befehl“ er-
ließ, der besagte,
dass nichts von
ökonomischem
Wert in die Hän-
de des Feindes
fallen dürfe. Da-
mit meinte er je-
doch keinesfalls
die Kunstschätze, welche ab 1943
aus ganz Europa herangeschafft
und in die Salzstollen der „Ost-
mark“ verbracht worden waren. 
Vielmehr handelte der Gauleiter

von Oberdonau, SS-Obergruppen-
führer August Eigruber, vollkom-
men eigenmächtig, als er Ende
April 1945 acht 500-Kilo-Bomben
in das Salzbergwerk von Altaussee
schmuggeln ließ, durch deren
Sprengung die eingelagerten Kul-
turgüter vernichtet und somit dem
befürchteten bolschewistischen
Zugriff entzogen werden sollten. 

Fest steht weiterhin, dass die
Rettungsaktion vom 3. Mai 1945 –
also sechs Tage, bevor eine erste
Abteilung der Monuments Men
unter Captain Robert Posey eintraf
– nicht von österreichischen
„Widerstandskämpfern“ durchge-
führt wurde, sondern von Restau-
ratoren und Mitarbeitern des
Bergwerkes, welche sich vorher
bei Ernst Kaltenbrunner grünes
Licht dafür geholt hatten. Ja, kein
Geringerer als der in die „Alpen-
festung“ geflüchtete Chef des SS-
Reichssicherheitshauptamtes

sorgte dafür, dass
Eigrubers irrsin-
nige Befehle ohne
Gefahr der Han-
delnden konter-
kariert werden
konnten – wohl
weil Kaltenbrun-

ner hoffte, sich so das Wohlwollen
der Amerikaner zu erkaufen. 
Wie Kramar und Korneck zei-

gen, waren der Generaldirektor
der Salinen, Emmerich Pöchmül-
ler, Bergrat Otto Högler und der
Restaurator Herbert Seiberl füh-
rend an der Unschädlichmachung
der Sprengkörper sowie der Si-
cherung der Stolleneingänge be-
teiligt. Allerdings handelte es sich
hier um NSDAP-Mitglieder, die
nach Kriegsende in Internierungs-
lager kamen, woraufhin die Stun-
de der Opportunisten und Lügner

schlug, welche sich den Amerika-
nern andienten und behaupteten,
ihnen komme das Verdienst zu,
die 6577 Gemälde, 230 Zeichnun-
gen, 954 Grafiken, 173 Statuen
und 1200 Bücherkisten gesichert
zu haben. An erster Stelle zu nen-
nen wären hier der Mineraloge
Hermann Michel sowie der äu-
ßerst zwielichtige „Widerstands-
kämpfer“ Albrecht Gaiswinkler,
dessen selbstherrlich-kriminelles
Gebaren am Ende sogar der Besat-
zungsmacht zu arg wurde, was
aber nicht verhinderte, dass Gais-
winkler später für die SPÖ in den
Nationalrat in Wien einziehen
konnte und lange als der Held
galt, dem die Menschheit ver-
dankt, dass Kulturgüter von un-
schätzbarem Wert erhalten blie-
ben.  
Mit ihrer Demontage der Legen-

den um die Rettung der Kunst-
schätze in der Salzmine von Alt-
aussee haben Kramar und Korn-
eck eine weitere Geschichtsfäl-
schung aufgedeckt und gezeigt,
wie wenig Verlass doch auf be-
stimmte „historische Gewisshei-
ten“ ist. Wolfgang Kaufmann

Konrad Kramar: „Mission Michel-
angelo. Wie die Bergleute von Alt-
aussee Hitlers Raubkunst vor der
Vernichtung retteten“, Residenz-
Verlag, St. Pölten 2013, geb., 181
Seiten, 21,90 Euro

Reichssicherheitschef
der SS 

gab grünes Licht

Dass An-
wälte mit
Berichten
aus ihrem
Berufsall-
tag Bestsel-
ler landen

können, hat der Promi-Anwalt Fer-
dinand von Schirach in den letzten
Jahren bereits mehrfach bewiesen.
Dass Rechtsmediziner mit nüchter-
nen Fallschilderungen und einer
Analyse der Missstände dies auch
können, belegen gerade Michael
Tsokos und Saskia Guddat. Die bei-
den Mediziner der Berliner Chari-
té haben mit „Deutschland miss-
handelt seine Kinder“ zudem in
vielen Medien eine Diskussion
über die Probleme im deutschen
System ausgelöst. 
Tsokos, der Professor für Rechts-

medizin ist und auf dem Gebiet der
Forensik einen guten Ruf hat, ist
bereits seit einigen Jahren auch als
Autor erfolgreich, erst seine junge
Kollegin Guddat gibt dem Buch je-
doch die nötige Praxisnähe. Die
1980 geborene Fachärztin berät
Berliner Kinderkliniken, den Berli-

ner Kinder- und Jugendgesund-
heitsdienst sowie Ermittlungsbe-
hörden, Gerichte und Jugendämter. 
„Schon an den Vornamen man-

cher Kinder lässt sich die Risikola-
ge ableiten: Kinder mit Namen 
wie Collien Joe, Jayden oder Tyler
Reese wachsen meist in sozial be-
nachteiligten Umgebungen auf –
und sind entsprechend gefährdet,
als Säuglinge Schütteltraumata zu
erleiden, als Kleinkind zu Tode ge-
prügelt, mit glühenden Zigaretten
gefoltert zu werden“, so die Auto-
ren, die davon ausgehen, dass pro
Jahr rund 200000 Kinder in
Deutschland Opfer von Gewalt
würden. Viele Eltern seien selbst
als Kind misshandelt worden. Hier
sprechen die Autoren von der „Ge-
neration Kevin“, deren Angehörige
inzwischen um die 20 Jahre alt
sind und selber Kinder in die Welt
setzen. Zwar erzählen die Rechts-
mediziner auch von Fällen, in de-
nen wohlsituierte Eltern ihr Kind
in die Behinderung geschüttelt ha-
ben, gäbe es Misshandlungen auch
in privilegierteren Schichten, doch
seien die Misshandlungen in privi-

legierten Schichten tendenziell
eher psychischer statt physischer
Natur. 
Tsokos und Guddat fordern die

Gesellschaft auf, aus reinem Ego-
ismus heraus das System zu än-
dern, denn aus Gewaltopfern wür-
den allzu oft Gewalttäter. Vor allem
sollten Kinderärzte in Praxen und
Kliniken sich nicht zu schnell mit
den Hinweis auf einen Unfall bei
Verletzungen von
Kindern zufrie-
dengeben. Auch
sei es zwar jahr-
tausendelang in
unserer Kultur
gang und gäbe gewesen, Kinder
durch Körperstrafen zu „erziehen“,
doch erstens hätten sich die Zeiten
geändert und zweitens sorge ein
sogenannter kleiner Klaps auch
nicht für Hämatome, gerissene
Darmwände, gebrochene Knochen
oder was für Grauen erregende
Beispiele noch im Buch angeführt
werden. 
Mediziner sollten ihre Skrupel

überwinden, Verdachtsfälle zu
melden, auch wenn sie denken, El-

tern täten ihren Kindern derartiges
doch nicht an. Diese Einschätzung
sei falsch, so die Autoren, die an-
hand zahlreicher Fallbeispiele ver-
deutlichen, dass es gerade Vater,
Mutter oder der Lebenspartner
seien, die die Kleinen misshandel-
ten. Dies müsse keineswegs aus
Sadismus geschehen, sondern
könne Folge von Überforderung,
Nachlässigkeit oder Gleichgültig-

keit sein. Um die
Folgen von elter-
lichen Gewaltan-
wendungen bes-
ser zu erkennen,
fordern die Auto-

ren, dass Ärzte rechtsmedizinische
Schulungen erhalten und schnel-
ler Polizei und Jungendamt infor-
mieren. 
Wobei vor allem die Jugendäm-

ter von Tsokos und Guddat scharf
kritisiert werden. Viele krankheits-
bedingte Ausfälle und steigende
Fallzahlen sorgten für Überlastung
bei den verbliebenen Mitarbeitern,
die oft abgestumpft oder naiv
seien. Auch von Familienhelferin-
nen wird berichtet, die eine direkt

vor ihrer Nase erfolgte Misshand-
lung nicht erkannt hätten, da sie
die Aussagen der Eltern ohne
Überprüfung hingenommen hät-
ten. Hier stehen dem Leser die
Haare zu Berge, wenn er liest, wie
Zweijährige nackt im Keller gehal-
ten werden oder sterbend im
Nebenzimmer liegen, während
sich die Familienhelferin das älte-
re, gesunde Geschwisterchen prä-
sentieren lässt, ohne zu merken,
dass dies gar nicht ihr Schützling
ist. 
Selbst zu Müllhalden avancierte

Wohnungen würden akzeptiert.
„Das sind eben die Gebräuche in
Afrika. Wir können den Leuten
schließlich nicht unsere bürger-
lichen Wertvorstellungen aufzwin-
gen“, wird eine vom Staat bezahlte
Familienhelferin zitiert. Überhaupt
stören sich die Autoren an der zy-
nischen Gleichgültigkeit gegenü-
ber Kindern aus Migrantenfami-
lien, die sogar trotz unbestrittener
Misshandlungsfälle zurück zur Fa-
milie kämen, da man die Tat nie-
manden in der Großfamilie direkt
zuordnen könne. 

Tsokos und Guddat sind über-
zeugt, dass mit 7,5 Milliarden Euro
pro Jahr genügend Geld im Kin-
der- und Jugendschutzhilfe-Sy-
stem vorhanden ist, nur müsse es
effektiver eingesetzt werden. So
fordern sie, dass Kinder schneller
ihren Eltern weggenommen wer-
den, es für überforderte Eltern
mehr Anlaufstellen gibt, damit sie
vor einer infolge eines Ausrasters
erfolgten Misshandlung Hilfe er-
halten, und Fremdbetreuung für
Kleinkinder Pflicht wird. Letzteres
ist eine sehr übertriebene Forde-
rung, denn auch wenn pro Jahr
unzählige Kinder misshandelt
werden, so geht es doch Millionen
bei ihren Eltern gut, und das sollte
man auch so belassen, zumal die
Autoren ja selbst schreiben, dass
sogar in betreuten Mutter-Kind-
Heimen und vor den Augen von
Betreuern Misshandlungen erfol-
gen. Rebecca Bellano

Michael Tsokos, Saskia Guddat:
„Deutschland misshandelt seine
Kinder“, Droemer, München 2014,
gebunden, 255 Seiten, 19,99 Euro

In den Tod geschüttelt
Rechtsmediziner fragen, warum Kindesmisshandlung in Deutschland trotz hohen Mitteleinsatzes möglich ist

Täter sind meistens
die Eltern

Weitere Rätsel dank Google Earth
Können gigantische Monolithe von Menschenhand geschaffen sein?

E r i c h
von Däni-
ken ist
zweifellos
eine Legen-
de – und

das bereits seit 1968, dem Jahr, in
dem er mit seinem Buch „Erinne-
rungen an die Zukunft“ einen
weltweiten Verkaufserfolg landete.
Damals trat der mittlerweile 78-
Jährige zum ersten Mal mit der
viel belächelten Theorie an die Öf-
fentlichkeit, dass die Menschheit
in der Vergangenheit Kontakt mit
außerirdischen „Lehrmeistern“ ge-
habt habe. Dem Erstlingswerk folg-
ten weitere Titel, welche eine Ge-
samtauflage von 65 Millionen
Exemplaren erreichten und in 32

Sprachen übersetzt wurden. „Un-
mögliche Wahrheiten“ ist die
Nummer 38 und versucht insbe-
sondere durch ein reiches und
qualitativ hochwertiges Bildmate-
rial zu punkten: Den 198 Fotos und
Zeichnungen stehen diesmal bloß
rund 100 Seiten Text gegenüber. 
Seine unorthodoxen Auffassun-

gen braucht man nicht zu teilen,
jedoch bleibt die Tatsache beste-
hen, dass die etablierte Wissen-
schaft immer noch keine plausi-
blen Erklärungen für die Linien
und Zeichnungen anbieten kann,
die er erwähnt. Der Schweizer Ex-
Hotelier ohne wissenschaftliche
Ausbildung fragt, wer die Linien
auf der Hochebene von Nazca und
die gigantischen Monolithe in der

Felsenburg von Sacsayhuaman in
Peru geschaffen habe. Auch prä-
sentiert von Däniken anhand von
eindrucksvollen Fotos, dass die Li-
nien von Nazca beileibe nichts
Einzigartiges sind, sondern zahl-
reiche Ebenbilder auf der ganzen
Welt haben, welche dank Google
Earth nun entdeckt werden. Dies
interpretiert Däniken erneut als
Indiz für eine weltweit einheitli-
che „Ideologie unserer steinzeit-
lichen Vorfahren“, die angeblich
nur infolge zahlreicher Kontakte
mit einer technologisch überlege-
nen außerirdischen Zivilisation
entstanden sein könne. 
Das Gleiche gilt für die im Buch

erwähnten rätselhaften Technolo-
gien, welche bei der Fertigung der

Megalithe von Puma Punku im
Hochland von Bolivien zum Ein-
satz gekommen sein müssen. Tat-
sächlich erscheint es de facto un-
möglich, mit steinzeitlichen Me-
thoden ausgedehnte und hoch-
exakte Vertiefungen in extrem har-
tes, granitähnliches Gestein zu
hauen.  
Die Archäologen wären also gut

beraten, die Beispiele aufzugrei-
fen: Sie existieren nun einmal und
fordern die etablierte Wissenschaft
zu einer Erklärung heraus, die
nachvollziehbar ist. W.K.

Erich von Däniken: „Unmögliche
Wahrheiten. Von Südamerika nach
anderswo“, Kopp, Rottenburg
2013, geb., 239 Seiten, 19,95 Euro

Agenda 2010 nicht
Schröders Kind allein



RAUTENBERG BUCHHANDLUNG Nr. 11 – 15. März 2014 23



PANORAMA24 Nr. 11 – 15. März 2014

MELDUNGEN MEINUNGEN

Negative Schlagzeilen
Was EU-Ashton den muslimischen Frauen zu sagen hat, wieso die Polizei lieber die Klappe

hielt, und wen Zuwanderung bereichert / Der Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Gerade war ein Telefonat
reingekommen, daher hat-
te ich die Nachrichtensen-

dung im Fernsehen leise gestellt
und konnte nur die stummen Bil-
der deuten. Da saß der iranische
Präsident am Tisch, den hatte ich
erkannt, mit ein paar weiteren
Herren neben sich und zwei lan-
destypisch verhüllten Damen
gegenüber. Aha, eine Abordnung
persischer Frauenverbände be-
sucht den Präsidenten zum
„Internationalen Tag der Frau“,
um ihre Nöte zu beklagen.
Aber nein, hoppla: Unter einem

der Tücher lugte plötzlich das
verdorrte Doppelkinn von Cathe-
rine Ashton hervor, der Außenbe-
auftragten der EU. Ist die jetzt
Muslimin geworden, und zwar
gleich eine von der ganz strengen
Sorte? Gemäßigte Mohammeda -
nerinnen tragen schließlich kein
Kopftuch und bestehen darauf,
dass im Koran von der Kleider-
vorschrift gar nichts zu finden sei.
Nein, Lady Ashton ist keines-

wegs konvertiert. Sie und alle
weiblichen Mitglieder ihrer Rei-
sedelegation haben sich den Putz
nur umgewickelt, um ihren Gast-
gebern zu gefallen.
Bei den muslimischen Frauen,

die seit Jahrzehnten einen ver-
zweifelten Abwehrkampf gegen
das sich überall ausbreitende
Kopftuchgebot führen, muss die
Botschaft der EU-Vertreterin fabel-
haft angekommen sein: Gebt auf,
ihr habt keine Chance. Wenn
selbst die Repräsentantin von 500
Millionen Bürgern im wirtschafts-
stärksten Staatenbund der Welt es
nicht fertigbringt, den Herren bar-
häuptig unter die Augen zu treten,
was wollt ihr kleinen Würstchen
dann schon ausrichten?
Dass es anders geht, hat die

Kanzlerin unlängst unter Beweis
gestellt. Bei ihrem jüngsten Be-
such in Saudi-Arabien wandelte
Angela Merkel in ihrem Hosenan-
zug über den Boden des (für Mos-
lems heiligen!) Landes, ohne dass
auch nur ein Faden Textil auf ih-
rem Kopf zu finden war. Niemand
hat sich darüber mokiert. Es ist
halt, wie es immer war: Freiheit
wird einem nicht gnädig zugeteilt,
wer sie sich nicht selber nimmt,
der muss ohne sie leben.
Wieder in Brüssel angekom-

men, steht Catherine Ashton na-
türlich wieder voll und ganz hin-

ter den Quoten-Forderungen ih-
rer EU-Kommission, die allüberall
in Europa eine „Benachteiligung
der Frauen“ wittert, am Arbeits-
platz, in der Familie, in der Politik
und wo sonst noch. Wie echte
Etappenhelden, trumpfen Leute
wie Ashton eben nur dort auf, wo
garantiert ist, dass sie nicht ein-
mal den lauesten Gegenwind zu
befürchten haben. Man will sich
ja keinen Ärger einhandeln. Frü-
her fanden wir sowas schlicht fei-
ge, in unseren fortgeschrittenen
Zeiten aber nennt man diese Leu-
te „verantwortungsbewusst“ und
„sensibel“ wegen ihres „Respekts
vor anderen Kulturen“.
Dieses Bemühen treibt manch-

mal ziemlich
bunte Blüten wie
unlängst im
16 000-Einwoh-
ner-Städtchen
Bobingen bei
Augsburg. Dort
haben am 19. Fe-
bruar drei etwa
18-jährige Män-
ner, zwischen
eins-achzig und eins-neunzig
groß und der Beschreibung zu-
folge „sehr sportlich“, einen 13-
jährigen Jungen zusammengetre-
ten. Einfach so, ohne Grund, da-
nach zogen sie lachend davon.
Als der Verfasser dieser Zeilen

18 war, wäre ein Aufschrei des
Ekels durchs Dorf gegangen. Die
drei hätten nur noch ganz schnell
wegziehen können. Von den
Dreckskerlen hätte keiner mehr
ein Stück trocken Brots genom-
men und sämtliche männlichen
Dörfler hätten sich nach ihnen auf
die Suche gemacht, um ... Sie wis-
sen schon. Das heißt, hätten sich
vermutlich auf die Suche ge-
macht, denn so einen Fall hat es
damals schlicht nicht gegeben.
Doch was geschah in Bobingen?

Gar nichts. Warum? Weil so gut
wie niemand etwas von dem Vor-
fall erfuhr. Die Polizei unternahm
heimlich Ermittlungen und häng-
te einen Zettel im Jugendzentrum
auf. Das war’s – zunächst.
Erst als das alles nichts brachte,

schalteten die Beamten Anfang
März die Öffentlichkeit ein. Wa-
rum erst jetzt? Die drei waren
„aufgrund der Sprache offenbar
Türken“, gibt Bobingens Polizei-
chef bekannt. Deshalb wollte man
ursprünglich „negative Schlagzei-

len verhindern“ und hielt die
Klappe. Ist das nicht hinreißend
„sensibel“? Man schwieg, weil es
wohl Türken waren. Nachdem die
Sache nun doch zugegeben wer-
den musste, sollte die Initiative
„Bobingen ist bunt und gegen
Rechts“ (Gibt’s die? Wenn nicht:
Schleunigst gründen!) zügig aktiv
werden. Denn schon im Novem-
ber hatten sechs Türken einen 16-
Jährigen quer durch die Stadt ge-
jagt und zusammengeschlagen,
was rechte Lügenpropaganda be-
flügeln könnte, die frech behaup-
tet, sowohl im November als auch
im Februar hätten türkische Ju-
gendliche Deutsche verprügelt.
Auch die jüngsten Zahlen von

der Arbeitsagen-
tur hätte man
besser geheim
gehalten wegen
der „Schlagzei-
len“. Danach hat
sich die Zahl ru-
mänischer und
b u l g a r i s ch e r
Hartz-IV-Emp-
fänger von April

bis November 2013 nämlich mehr
als verdoppelt.
Solche Zahlen reißen Löcher in

die These von der Bereicherung,
die uns durch jeden, aber wirk-
lich jeden Zuwanderer zuteilwird.
Wer irgendeinen Zuwanderer
nicht bereichernd findet, der dis-
kriminiert und ist von „rechtem
Gedankengut“ verpestet.
Aber lassen wir die Sozialein-

wanderer mal weg und reden nur
von den tatsächlich qualifizierten
Immigranten. Von der EU bis zur
Bundesregierung und in einem
Berg von „Experten“-Stellungnah-
men wird uns immer wieder ein-
geimpft, dass die EU-Migration
nicht nur uns, sondern alle berei-
chere, also auch die Länder, aus
denen die Fachkräfte abwandern.
Der maximale Reichtumsgewinn
wäre demzufolge dann erzielt,
wenn sämtliche EU-Bürger ihre
Heimat in Richtung eines anderen
EU-Landes verlassen hätten.
Klingt ziemlich idiotisch, ist

aber nur die gängige Behauptung
zu Ende gedacht. Aber wieso wird
Rumänien dadurch „bereichert“,
dass seine Ärzte und Ingenieure
abwandern? Selbst wenn sie kom-
plett durch Ärzte und Ingenieure
aus den 27 anderen EU-Staaten
ersetzt würden (was nicht pas-

siert), bliebe am Ende die gleiche
Anzahl von Fachleuten im Lande.
Einerseits. Andererseits zeigt

die Erfahrung, dass eingewander-
te Fachkräfte anfangs viel klein-
lauter und bescheidener sind als
einheimische. Und wenn man
den Migrationszirkus nur ordent-
lich in Gang hält, dann ist immer
für alle und überall bloß „an-
fangs“. 
Da liegt der Hase im Pfeffer: Die

sind pflegeleichter und mucken
nicht auf, weder im Betrieb noch
in der großen Politik. Und wenn
doch, dann nur für die Interessen
ihrer kleinen religiösen oder na-
tionalen Minderheit.
Revolutionen aber sind und wa-

ren fast immer national. Wenn wir
die Nationen also gründlich und
andauernd genug durcheinander
rühren, sinkt das Risiko von jeder
Art von Volkserhebung beträcht-
lich. Und die Löhne gleich mit –
sie sind ja so bescheiden, die
Fachkräfte aus den armen Län-
dern. Sobald also „in gewissen
Kreisen“ davon geschwärmt wird,
wie Migration „uns alle“ berei-
chert, dann meinen sie halt „uns
alle in gewissen Kreisen“. So ge-
sehen wird wieder alles ganz lo-
gisch und plausibel, was eben
noch idiotisch klang.
Nationen sind für die „Kreise“

etwas Gefährliches, bestenfalls lä-
stige Relikte. Deshalb hat sich
Kanzlerin Merkel auch gar nicht
aufgeregt darüber, dass ihr Tele-
fon und die Kommunikation aller
Deutschen von britischen, ameri-
kanischen und anderen Diensten
abgehört wird. In ihren Sphären
denkt man schon lange nicht
mehr „rückwärtsgewandt natio-
nal“, sondern „global“. So sickerte
jetzt durch, dass der deutsche
BND kräftig mitmischt beim
internationalen Abhorchen der
Deutschen.
Und das soll noch viel besser

werden: Auf der Cebit in Hanno-
ver haben Merkel und ihr briti-
scher Kollege David Cameron
sich und uns versprochen, dass
man in der digitalen Welt noch
weit enger zusammenarbeiten
und noch viel mehr „Informatio-
nen austauschen“ will. Nach der
NSA-Geschichte, in die ja auch
die Briten und, wie sich zeigt, der
BND verstrickt sind, hat jeder
Deutsche verstanden, was jene
„Kreise“ damit meinen. 

Wenn alle EU-Bürger
in ein anderes EU-
Land auswanderten,
wären wir alle am
reichsten, stimmt’s?

ZUR PERSON

Ein »Goblin« 
für die Krim

Da hat jemand mal so richtig
die Gunst der Stunde ge-

nutzt. Vor dem 27. Februar war
Sergeij Aksjonow ein politischer
Niemand, ein Hinterbänkler im
Parlament der Autonomen Krim-
Republik. Als aber die Kiewer
Maidan-Proteste zur Absetzung
der Janukowitsch-Regierung führ-
ten, hat sich Aksjonow selbst aus
dem Hut gezaubert. Er nutzte das
politische Wirrwarr, nachdem ei-
ne möglicherweise von ihm selbst
befehligte pro-russische Miliz das
Parlament in der Krim-Haupt-
stadt Simferopol besetzt und in
der Folge die verbliebenen Abge-
ordneten den bisherigen Mini-
sterpräsidenten Mohiljow für ab-
gesetzt erklärt hatte. An seiner
statt wurde Aksjonow in einer
nicht-öffentlichen Sitzung ge-
wählt. Dabei hatte er bei den letz-
ten Wahlen mit seiner pro-russi-
schen Partei gerade einmal vier
Prozent der Stimmen geholt.
Seitdem schafft der 1972 in der

moldawischen Stadt Belz gebore-
ne Politiker eilig Fakten. Auf sein

Bestreben hin
wird am Sonn-
tag die Volksab-
stimmung über
die Zukunft der
Krim stattfin-
den, die ohne-
hin nur Formsa-

che ist, nachdem am Dienstag be-
reits das Parlament eine „Unab-
hängigkeitserklärung der autono-
men Republik Krim und der Stadt
Sewastopol“ beschlossen hat.
Ohne Moskaus Hilfe hätte der

frühere Gelegenheitsboxer solche
politischen Schnellschüsse kaum
bewältigt. Er ist erst seit 2008 in
der Politik tätig, nachdem er drei
moskautreue Parteien zur Partei
„Russische Einheit“ zusammenge-
führt hatte. Davor war er „Ge-
schäftsmann“, wobei im Unklaren
ist, was für Geschäfte er betrieb.
Hartnäckig halten sich Gerüchte,
er sei mit mafiösen Erpresserban-
den verstrickt gewesen, weshalb
er den Spitznamen „Goblin“ trägt,
was so viel heißt wie „böser Ko-
bold“. Wird jetzt dieser Goblin
Staatschef der Krim?Harald Tews

Helmut Karasek beschäftigt
sich mit dem Vorwurf an Thilo
Sarrazin, der von diesem kriti-
sierte linke „Tugendterror“ exi-
stiere gar nicht. Im „Hamburger
Abendblatt“ schriebt Karasek:

„,Tugendterror‘, so schmun-
zelte es in den meisten Rezen-
sionen, das sei ja wohl im freie-
sten Deutschland der tolerante-
sten Meinungsvielfalt eine per-
sönliche Empfindlichkeit des
wohl zu Ich-bezogenen Autors.
Typischer Fall von denkste, sagt
da der Berliner, denn der stand-
hafte Tugend-Mob der linken
Selbstgerechtigkeit ... verhinder-
te durch Randale die Diskussion
(mit Sarrazin) im Berliner En-
semble. Und bestätigte so die
These (von Sarrazin).“

Als nächstes Opfer „dieser ag-
gressiv aufgeladenen Selbstge-
rechtigkeit“ bezeichnet Karasek
die Schriftstellerin Sibylle Le-
witscharoff. Die Trägerin des
Büchner-Preises erklärt in der
„FAZ“ (7. März), warum sie die
Reproduktionsmedizin (künstli-
che Befruchtung) mitverant-
wortlich findet für eine „ka -
tastrophale Entwicklung“:

„Ich finde, zu einem Kind ge-
hört auch der Mann. Es gibt na-
türlich Fälle, in denen der Mann
abhandenkommt, durch Krieg
oder zerstörte Beziehungen, das
ist dann etwas anderes. Aber die
Fortpflanzung von vornherein
so anzulegen, dass sie ganz und
gar in der Hand der Frauen liegt
und der Mann nur noch als Sa-
menspender figuriert – das hal-
te ich in der Tat für eine Ka -
tastrophe.“

Auch der bekannte Autor  Ha-
rald Martenstein fordert Mei-
nungsfreiheit für die Schriftstel-
lerin Sibylle Lewitscharoff. Im
„Tagesspiegel“ (online, 9. März)
beklagt er eine „Zweiklassenge-
sellschaft der Meinungsfrei-
heit“, die fast nur linke Positio-
nen zulässt:

„Heute sind es christliche
oder konservative Positionen,
die im Chor niedergebrüllt wer-
den. Morgen stehen vielleicht
die Liberalen auf der Planke.
Wer kommt als Nächstes? ... Vie-
le Katholiken neigen zur Intole-
ranz, weil sie ihre Meinung
nicht für Menschenwerk halten,
sondern für Gottes Gebot. Ich
mag das nicht. Aber die Freiheit
der anderen ist der Preis, den
ich für meine eigene Freiheit
zahlen muss.“

Der frühere „Focus“-Chefre -
dakteur Helmut Markwort er-
innert sich in dem Magazin vom
10. März an sein erstes Zu-
sammentreffen mit Wladimir
Putin und warnt davor, den
Kreml-Chef für einen Feind
Deutschlands zu halten:

„Deutsch war die einzige
Fremdsprache, die er damals
sprach. Seine Sympathie für
Deutschland ist nicht gespielt.
Beide Töchter sind mit der
deutschen Sprache aufgewach-
sen. Er machte in Deutschland
keinerlei negative Erfahrungen.“

Altkanzler Gerhard Schröder
fordert auf der Sonntagsmatinee
der „Zeit“ in Hamburg (9. März)
einen zurückhaltenderen Um-
gang mit dem Vorgehen Russ-
lands auf der Krim:

„Natürlich ist das, was Putin
mit der Krim macht, ein Bruch
des Völkerrechts. Ich bin da mit
Verurteilungen aber vorsichtig,
denn ich habe es schließlich sel-
ber gemacht. Wir haben im Ko-
sovo einen souveränen Staat
(herbei)gebombt – ohne UN-Be-
schluss.“

Tel Aviv – Israel löst seine staatli-
che Rundfunkbehörde IBA auf
und schafft die Rundfunkgebühr,
zuletzt rund 70 Euro pro Jahr,
gleich mit ab. An ihre Stelle soll
eine neue, deutlich kleinere An-
stalt treten, die statt der bisher
1600 nur noch 600 Mitarbeiter
umfasst. Das Parlament hatte vor
allem kritisiert, dass die Anstalt
viel zu viel Geld für das Aufspü-
ren säumiger Gebührenzahler
ausgegeben habe und einen zu
großen Apparat unterhalte. H.H.

Wiesbaden – Nie lebten mehr
Ausländer in Deutschland als im
vergangenen Jahr. Ihre Zahl stieg
um 5,8 Prozent auf 7,6 Millionen,
damit ist dies auch der größte Zu-
wachs seit 1992, so das Statisti-
sche Bundesamt. 113000 Men-
schen wurden 2013 eingebürgert.
Die meisten Einwanderer kamen
aus EU-Staaten, vor allem aus
dem Süden und Osten der Union.
Größte Ausländergruppe im Lan-
de aber bleiben die Türken, auch
wenn ihr Anteil sinkt. H.H.

Noch nie so
viele Ausländer

Israel kippt 
Staatssender


	PAZ11_1_01.qxd
	PAZ11_1_02.qxd
	PAZ11_1_03.qxd
	PAZ11_1_04.qxd
	PAZ11_1_05.qxd
	PAZ11_1_06.qxd
	PAZ11_1_07.qxd
	PAZ11_1_08.qxd
	PAZ11_1_09.qxd
	PAZ11_1_10.qxd
	PAZ11_1_11.qxd
	PAZ11_1_12.qxd
	PAZ11_1_13.qxd
	PAZ11_1_14.qxd
	PAZ11_1_15.qxd
	PAZ11_1_16.qxd
	PAZ11_1_17.qxd
	PAZ11_1_18.qxd
	PAZ11_1_19.qxd
	PAZ11_1_20.qxd
	PAZ11_1_21.qxd
	PAZ11_1_22.qxd
	PAZ11_1_23.qxd
	PAZ11_1_24.qxd

